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1973-1983: Das erste Jahrzehnt in der Weltorganisation 
Erst die Regelung des Verhältnisses der beiden Staaten in Deutschland durch den am 21. Dezember 1972 unterzeichneten 
Grundlagenvertrag öffnete den Weg zur Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen. Dieser politische Kon­
text wurde durch die in Resolution 335 (1973) des Sicherheitsrats ausgesprochene Aufnahme-Empfehlung und durch den in 
Resolution 3050(XXVIII) der Generalversammlung ergangenen Aufnahme-Entscheid noch einmal deutlich: Deutsche Demo­
kratische Republik und Bundesrepublik Deutschland wurden gesondert angesprochen, doch im Rahmen der gleichen Reso­
lution. In dem seit dem Beitrittstag, dem 18.September 1973, verflossenen Jahrzehnt hat sich die Erwartung oder Befürchtung 
nicht bewahrheitet, die Weltorganisation könnte zu einem bevorzugten Austragungsort der yquerelles allemandes< werden. 
Andererseits hat das (auch räumliche) Nebeneinander in der Generalversammlung keine Annäherung bewirken können. 
Beide Staaten agieren vielmehr im Rahmen jener Nachkriegs-Realitäten, die zu ihrer Entstehung führten, und das heißt: im 
Rahmen ihrer Blockbindungen. Hier zeigen sich jedoch deutliche Unterschiede. Während die Deutsche Demokratische 
Republik nahtlose Übereinstimmung mit der Sowjetunion aufweist, spielt die Bundesrepublik Deutschland gegenüber der 
westlichen Vormacht eine wesentlich unabhängigere Rolle. Zu Buche schlägt dabei insbesondere ihre Position als ein wich­
tiger Industriestaat (und damit als bedeutender Partner in Handel und Entwicklungszusammenarbeit für viele blockfreie 
Staaten), als Betreiber eigenständiger Initiativen — erinnert sei an die Geiselnahme-Konvention, die kürzlich in Kraft 
trat—, als viertgrößter Beitragszahler zum UNO-Haushalt, schließlich noch die langjährige Tätigkeit der Beobachtermission 
in New York und die dem Beitritt zur Hauptorganisation vorangegangene lange Zeit der Mitwirkung in den Sonderorgani­
sationen. Unter den 158 Mitgliedstaaten steht die Bundesrepublik Deutschland der Bevölkerungszahl nach an 12^ die DDR 
an 40.Stelle; der Gebietsgröße nach nehmen die beiden Staaten allerdings erst den 71. bzw. lOO.Platz ein. 1977 und 1978 
gehörte die Bundesrepublik dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen an, die Deutsche Demokratische Republik folgte 
1980 und 1981. Einen deutschen Präsidenten hatte die 35.Generalversammlung: Rüdiger Freiherr von Wechmar, der zur Zeit 
des UNO-Beitritts Regierungssprecher unter Bundeskanzler Willy Brandt gewesen war. 

Dieses Schwerpunktheft befaßt sich nicht nur mit der der Bundesrepublik im Laufe des letzten Jahrzehnts im Rahmen der 
Weltorganisation zugewachsenen Rolle, sondern ruft zunächst die Lage in Deutschland ins Gedächtnis zurück. Die Deutsch­
landpolitik nämlich stellte seinerzeit den Angelpunkt der kontroversen innenpolitischen Debatte um den Beitritt dar. 

Deutschlandpolitik nach dem UNO-Beitritt 
Grundlagen, Ergebnisse, Rückschläge, Perspektiven WOLFGANG SEIFFERT 

Zweifellos wurden mi t den zu Beginn der siebziger Jahre ge­
schlossenen Os tver t rägen der Bundesrepublik Deutschland 
(einschließlich des Vertrages über die Grundlagen der Bezie­
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 21. Dezember 1972) 
und der gleichzeitigen Aufnahme beider deutscher Staaten in 
die Vereinten Nationen am 18. September 1973 qualitativ neue 
Bedingungen für die Deutschlandpolitik geschaffen. Die politi­
schen und rechtlichen Grundlagen der Deutschlandpolitik aller­
dings wurden damit nur,wenig veränder t , manche ihrer wesent­
lichen rechtlichen Grundpositionen sind sogar — nicht zuletzt 
infolge tiefgehender politischer Auseinandersetzungen, die zu 
dem bekannten Urtei l des Bundesverfassungsgerichts vom 
31. Jul i 1973 zum Grundlagenvertrag führ ten — reaktiviert und 
in den politischen Aussagen der Bundesregierung, der Recht­
sprechung und der rechtswissenschaftlichen Literatur schärfer 
herausgearbeitet worden als vorher. I m historischen Rückblick 
auf die Deutschlandpolitik i m Spiegel der Regie rungserk lä run­
gen seit 1949 ist sogar die These aufgestellt worden, 34 Jahre 
Deutschlandpolitik zeigten »Kont inui tä t i n der Verfolgung des 
Zieles der Einheit Deutschlands und Wandel in der Methode« 
bei der Verfolgung dieses Zieles \ Indessen ist kaum zu überse­
hen, daß seit dem Abschluß des Grundlagenvertrages in der 
Deutschlandpolitik auch die zeitweilige E i n s c h r ä n k u n g dersel­
ben auf die deutsch-deutschen Beziehungen ebenso wie Unsi­
cherheit i n bezug auf das künftig z u verfolgende Ziel anzutref­
fen ist. Das Meinungsspektrum reicht bis h in zur Orientierung 
auf das Festhalten an der deutschen Tei lung 2 ; vereinzelt wurde 
vom »Ende der Deutschlandpoli t ik« gesprochen 3. Auch die 

rechtswissenschaftliche Doktr in war von solchen Schwankun­
gen, Unsicherheiten und unzutreffenden Würd igungen der mi t 
den Ver t r ägen geschaffenen bzw. anerkannten Tatsachen nicht 
frei. Erst für die letzten drei, vier Jahre läßt sich feststellen, daß 
das Pendel wieder zurückschwingt , daß eine n ü c h t e r n e und ver­
s tändige politische und rechtliche Würdigung der mi t der neuen 
Ostpolitik erfolgten (oder auch nicht erfolgten) Ve rände rungen 
auch in der juristischen Literatur allgemein Platz greif t 4 . Sie 
orientiert sich an dem Auftrag des Grundgesetzes wie an der 
völkerrecht l ich gebotenen und fundierten, 1973 vom Bundesver­
fassungsgericht festgeschriebenen Haltung der Bundesrepublik 
Deutschland, »den Wiedervereinigungsanspruch i m Innern 
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wachzuhalten und nach außen beharrlich zu vertreten und alles 
zu unterlassen, was die Wiedervereinigung vereiteln würde« . 
Damit w i r d das schon i m >Brief zur deutschen Einheit< anläß­
lich der Unterzeichnung des Moskauer Vertrages vom 12. Au­
gust 1970 formulierte und vom Bundesaußenmin i s t e r all jährlich 
vor der UN-Generalversammlung bekräf t igte Ziel der Deutsch­
landpolitik, »auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzu­
wirken, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung 
seine Einheit wiederer langt« , zum Maßs tab der Politik der Bun­
desrepublik Deutschland erhoben. 

I. Grundlagen der Deutschlandpolitik 

Wie kaum auf einem anderen Gebiet kommt es auf dem der 
Deutschlandpolitik darauf an, i n jeder Hinsicht und gegenüber 
jedermann von fest umrissenen und eindeutigen Prinzipien 
auszugehen. Es handelt sich dabei nicht nur um die selbstver­
s tändl iche und uner läßl iche W a h r u n g von Rechtspositionen, 
sondern um die unmißvers tändl iche Fixierung politischer 
Grundsä tze der eigenen Identi tät , des Se lbs tvers tändnisses , der 
eigenen Interessenwahrung und -Wahrnehmung, die — da ver­
fassungsrechtlicher, völkerrecht l icher oder vertraglicher Natur 
— auch nicht abdingbar sind. Zu Recht ist etwa darauf verwie­
sen worden, daß eine Besch ränkung des Kreises der Deutschen, 
die nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland als deut­
sche S taa t sangehör ige zu behandeln sind, auf >Bundesbürger< 
nicht ohne radikale Selbstaufgabe der Ratio essendi des Grund­
gesetzes möglich w ä r e 5 . Dies gil t nicht nur für die Frage der 
deutschen Staa tsangehör igke i t , sondern für alle wesentlichen 
Grundlagen der Deutschlandpolitik, und zwar in dem Sinne, 
daß die Aufgabe auch nur einer dieser Positionen die Funda­
mente der Bundesrepublik Deutschland als Staat in Frage stel­
len würde . 
Die Problematik beginnt bereits damit, daß Deutschlandpolitik, 
die den Namen verdient, nicht auf die Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten in Deutschland reduziert werden kann, son­
dern auf Deutschland als Ganzes, auf das Ziel ausgerichtet sein 
und bleiben muß, die deutsche Spaltung i m Rahmen einer euro­
päischen Friedensordnung ü b e r h a u p t zu überwinden . Grund­
lage der Deutschlandpolitik ist das Festhalten am Selbstbestim­
mungsrecht der Deutschen, an ihrer gemeinsamen Staatsange­
hörigkeit , an der Einheit der Nation und ihrem Anspruch auf 
Wiedervereinigung. Dazu gehör t die besondere Lage in 
Deutschland, die dadurch bestimmt wird , daß das deutsche Volk 
heute in zwei Staaten lebt, daß eine frei vereinbarte friedens­
vertragliche Regelung für Deutschland noch aussteht und daß 
für die Dauer der Teilung der Grundlagenvertrag von 1972 die 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR — entsprechend dieser besonderen Situation — als 
Beziehungen souveräner Gleichheit zweier Staaten in Deutsch­
land, jedoch nicht als Beziehungen zweier fremder, füre inander 
Ausland darstellender Staaten regelt. Jede einzelne dieser 
grundsä tz l ichen Positionen hat ihre eigene Problematik; zu­
gleich bilden sie in ihrer Gesamtheit das feste Fundament jeder 
Deutschlandpolitik. 
Wenn die Bundesrepublik Deutschland auch mi t dem Abschluß 
des Grundlagenvertrages an dem Recht der Deutschen festge­
halten hat, ihre nationale Einheit zu wahren und ihre (staatli­
che) Einheit und Freiheit zu vollenden, so ist dies nichts ande­
res als die Konkretisierung des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker hinsichtlich der Nation der Deutschen i m heutigen Euro­
pa. Nationen, die i n verschiedenen Staaten leben und ihre Wie­
dervereinigung (in welcher staatlichen Form immer) anstreben, 
handeln in Ausübung dieses Selbstbestimmungsrechts, und 
diese Ausübung ist dann gerechtfertigt, wenn dies ohne Verlet­
zung von Rechten anderer Nationen und ohne Friedensgefähr­
dung geschieht. Das Festhalten an dem Selbstbestimmungs­
recht auch der Deutschen, einen eigenen Staat zu bilden und 
ihren politischen, sozialen und kulturellen Status frei zu bestim­
men, ist zugleich Ausdruck des Se lbs tvers tändnisses der Bun­

desrepublik Deutschland, die mi t ihrer Bildung 1949 bewußt auf 
einer politischen und rechtlichen Ident i tä t und Kont inui tä t zu 
dem Staat insistierte, der seit 1871 dem Willen zur nationalen 
Einheit der Deutschen seinen staatlichen Ausdruck gab. Es 
hieße daher, die Fundamente der Bundesrepublik Deutschland 
als Staat und politisches Gemeinwesen in Frage zu stellen, 
wenn man ihre Funktion der Wahrung und Aktualisierung des 
Selbstbestimmungsrechts der Deutschen etwa dadurch unter­
graben wollte, daß man den Begriff der Nation »ents taat l ichen« 
w ü r d e 6 und damit zu einer bloßen romantisch-blutsverbunde-
nen Vokabel v e r k ü m m e r n ließe. Das Eintreten für das Selbstbe­
stimmungsrecht schließt immer untrennbar zugleich das Recht 
der Nation auf ihre staatliche Existenzform ein, wenngleich 
ebendiese staatliche Form i m konkreten Einzelfall nicht vor­
herbestimmt ist, sondern mannigfaltige Gestalt vom zentralisti-
schen Einheitsstaat über den föderal is t ischen Bundesstaat bis 
zum bloßen Staatenbund annehmen kann. 
Der Fortbestand der gemeinsamen (gesamt-)deutschen Staats­
angehör igke i t gewinnt für den Zusammenhalt der Nation wie 
für das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen insofern beson­
dere Bedeutung, als er dokumentiert, daß die Deutschen sich 
nicht etwa erst i m Stadium der Nationwerdung befinden, son­
dern eine alte, i n einem langen historischen Prozeß entstan­
dene Nation sind, deren Staat nicht untergegangen ist. Der 
Fortbestand der gemeinsamen deutschen S taa t sangehör igke i t 
dokumentiert ebenfalls, daß die Deutschen nicht etwa nur die 
Nation als kulturelle, historische und politische Willensgemein­
schaft bewahrt haben, w ä h r e n d der Staat »zerbrochen« i s t 7 , 
sondern ihren Staat in Gestalt der Bundesrepublik Deutschland 
neu organisiert und als Deutsche ihre S taa t sangehör igke i t be­
wahrt haben. Zugleich begrenzt diese gemeinsame Staatsange­
hör igkei t den Personenkreis, der das Selbstbestimmungsrecht 
der Deutschen auszuüben fähig ist. Ebendiese deutschen 
S taa t sangehör igen haben den Anspruch auf Wiedervereinigung 
ihres Landes. Dies läßt deutlich werden, von welch grundlegen­
der Relevanz es ist, daß auch mi t dem Abschluß des Grundla­
genvertrages an der gemeinsamen deutschen S taa t sangehör ig ­
keit festgehalten wurde und daß auch die westlichen Al l i ie r ten 
keine völkerrecht l iche Anerkennung der S taa t sbürge r scha f t 
des anderen deutschen Staates vorgenommen haben. Dieser 
Standpunkt schließt weder eine Respektierung der S t aa t sbü r ­
gerschaftsregelungen der DDR noch die Anerkennung staats­
angehör igkei t s recht l icher Einzelakte der DDR aus. 
Eine gewisse Reaktivierung erfuhren die Vorbehaltsrechte der 
Vier All i ier ten in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes 
nicht zuletzt i m Zusammenhang mi t der Aufnahme beider deut­
scher Staaten in die Vereinten Nationen. Die Vier Mäch t e leg­
ten besonderen Wert darauf, daß die beiden deutschen Staaten 
nur unter der Bedingung des Fortdauerns des Vier-Mächte-Sta­
tus Deutschlands in die Vereinten Nationen aufgenommen wur­
den. 

Für die Bundesrepublik Deutschland kam es mi t dem Absch luß 
des Grundlagenvertrages darauf an, einerseits ein geregeltes 
Verhäl tn is mi t der DDR herzustellen, andererseits aber eine 
völkerrecht l iche Anerkennung des anderen Staates zu vermei­
den. Denn dies hä t t e die beiden deutschen Staaten füre inander 
zum Ausland gemacht, die in ihnen lebenden Deutschen fürein­
ander zu Fremden e rk lä r t und die Einheit der Nation und das 
Ziel der Wiedervereinigung schwer belastet. Man m u ß es daher 
als eines der wichtigsten Ergebnisse der Verhandlungen mi t 
der DDR ansehen, daß der Grundlagenvertrag nicht mi t der völ­
kerrechtlichen Anerkennung der DDR verknüpf t wurde und 
daß die >nationale Frage< und das gemeinsame Deutschtum i m 
Grundlagenvertrag festgeschrieben wurden. Was mi t dem 
Grundlagenvertrag erfolgte, war die faktische Anerkennung 
des anderen deutschen Staates als deutscher Staat, also die 
Anerkennung eines Tatbestandes. Das vom Grundlagenvertrag 
vorgeschriebene Verhalten ist die Respektierung der Selbs tän­
digkeit und Unabhäng igke i t des anderen Staates. Dies ist weni­
ger als die Anerkennung i m Völkerrecht . 
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Die genannten Faktoren führen schließlich auch dazu, daß die 
rechtlichen Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staa­
ten eine ganze Reihe von Spezifika aufweisen, die bei zwischen­
staatlichen Beziehungen i m allgemeinen nicht auftreten und 
die daher diesen Beziehungen einen besonderen Charakter ver­
leihen. Dieser besondere Charakter der Beziehungen findet sei­
nen Ausdruck auch in dem vom Grundlagenvertrag bes tä t ig ten 
Status des innerdeutschen Handels, i m Austausch S tänd iger 
Vertretungen anstelle normaler diplomatischer Missionen und 
in der Vielfalt und besonderen Nähe der Beziehungen zwischen 
den Menschen beider Staaten i m famil iären Bereich. 
Nicht zuletzt m u ß die Deutschlandpolitik der Bundesrepublik in 
Rechnung stellen, daß der andere Partner des Grundlagenver­
trages — die DDR als Staat — das Instrument einer machtpoli­
tisch orientierten politischen Gruppierung innerhalb der deut­
schen Nation bildet, deren unve r rückba re s Ziel es bleibt, i m 
gemeinsamen Handeln mi t der Sowjetunion die politische 
Macht in Deutschland zu erringen. Daran hat sich auch da­
durch, daß der Grundlagenvertrag unter anderem auch eine 
rechtliche Eingrenzung der staatlichen Herrschaft der SED auf 
das Terr i tor ium der ehemaligen Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands bedeutet, die SED von fr iedl icher Koexistenz< in 
den deutsch-deutschen Beziehungen spricht und sich gegen­
wär t ig darauf >beschränkt<, auf allen nur mögl ichen Wegen und 
Umwegen die über den Grundlagenvertrag hinausgehende völ­
kerrechtliche Anerkennung der DDR durch die Bundesrepublik 
Deutschland (dennoch) zu erreichen, grundsätz l ich nichts geän­
dert. Bereits die Anerkennung der DDR als Staat in Deutsch­
land — wie dies mi t dem Grundlagenvertrag durch die Bundes­
republik geschah — war die Zuerkennung der Staatlichkeit an 
eine auf die Errichtung diktatorischer Einparteiherrschaft f i ­
xierte politische Minderheit innerhalb ein und derselben Na­
tion. Es ist dies ein in der Weltgeschichte bisher einmaliger Akt . 
Die Zulassung oder auch nur Duldung von übe r diese zugestan­
dene Staatlichkeit hinausgehenden Verhä l tn i s sen in den inner­
deutschen Beziehungen würde einen kaum wiedergutzuma­
chenden Schaden für die Existenz und Zukunft der Deutschen 
als freier Nation bedeuten. Dabei ist zudem die Ambivalenz der 
Haltung der SED in der mationalen Frage< in Rechnung zu stel­
len, deren einzige Konstante ihr ausgepräg tes und nach ihren 
Vorstellungen ausgerichtetes Machtinteresse ist. Die innere Dy­
namik der DDR, gepaart mi t den geistigen und machtpoliti­
schen Ansp rüchen der DDR-Führung und ihrer geopolitischen 

Lage kann die SED/DDR i m Rahmen der sowjetischen Global-
und Europastrategie eines Tages auch zu einer nationalen >Vor-
wärtsstrategie< zurückzwingen. Dann aber w ü r d e die Pr ior i tä t 
nationaler Polit ik die unmittelbare Anwendung des Prinzips 
der f r iedl ichen Koexistenz< auf die Beziehungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten ausschl ießen. Der Umstand ist um so 
gravierender, als — anders als in Korea — noch immer sowjeti­
sche Truppen in Deutschland stehen. 

I I . Ergebnisse: Fortschritte und Rückschläge 

Wenn es gelungen ist, die grundsä tz l ichen Positionen der 
Deutschlandpolitik der Bundesrepublik zu wahren und gleich­
zeitig zu Ver t r ägen mi t der DDR über die Grundlagen der wech­
selseitigen Beziehungen und die Lösung einer Reihe von prakti­
schen Fragen zu kommen, so m u ß man hierin sowohl einen 
Fortschritt i n den innerdeutschen Beziehungen wie bei der Ver­
wirkl ichung der Deutschlandpolitik allgemein erblicken. Dabei 
m u ß man i m Auge behalten, daß die (unterschiedlich starke) 
Betonung der prinzipiellen Gesichtspunkte der Deutschlandpo­
l i t i k durch die jeweilige Bundesregierung rege lmäßig die Versi­
cherung einschloß, die Deutschlandpolitik diene dem Zusam­
menhalt der Menschen in Deutschland und solle insbesondere 
die Lage der Menschen i m geteilten Deutschland erleichtern. 
Praktische Wirksamkeit erzielte diese mittel- und kurzfristige 
Orientierung allerdings erst, als 1969/70 unter der damaligen 
Bundesregierung Brandt/Scheel zur Polit ik der Verhandlungen 
und der Ver t r äge mi t der Regierung des anderen deutschen 
Staates übe rgegangen wurde. Ihr lag die Über legung zugrunde, 
daß bei Wahrung der prinzipiellen Positionen und ohne Auf­
gabe des Endziels der Deutschlandpolitik für die Zwischenzeit 
— die lange dauern kann — auf dem Wege der Verhandlungen 
und Ver t räge zwischen den beiden deutschen Staaten Lösungen 
gefunden werden mußten , die die Folgen der Spaltung für die 
Menschen er t rägl icher machen und auch zu bestimmten For­
men zwischenstaatlicher Beziehungen oder gar der Koopera­
t ion führen könn ten . Es wurde nun zum e rk l ä r t en Bestandteil 
der Deutschlandpolitik, das Netz solcher Ver t räge möglichst 
dicht zu knüpfen, um auf diese Weise die Beziehungen zwischen 
den beiden deutschen Staaten auf ein Niveau zu bringen, das 
auch auftretenden Belastungen standhalten würde . A n diese 
Maxime haben sich auch alle nachfolgenden Bundesregierun­
gen gehalten. 

Auf 135 stieg die Zahl der UN-
Mitglieder am 18. September 
1973 durch die Aufnahme der 
Deutschen Demokratischen 
Republik, der Bundesrepublik 
Deutschland und des Bundes 
der Bahamas. Nach Erklärun­
gen des israelischen UN-Bot­
schafters Yosef Tekoah (Vorbe­
halte gegen die Aufnahme der 
DDR), der guineischen Dele­
gierten Jeanne-Martin Cisse 
(Vorbehalte gegen die Auf­
nahme der Bundesrepublik), 
des Ägypters Abdel Meguid 
(Kritik an der israelischen 
Stellungnahme) und des saudi­
arabischen Vertreters Jamil 
Baroody, der sich mit histori­
schen Reminiszenzen eigener 
Art sowie dem Wunsch, künftig 
ein friedliches und neutrales 
Gesamtdeutschland entstehen 
zu sehen, beteiligte, erfolgte 
die gemeinsame Aufnahme 
beider deutscher Staaten ohne 
förmliche Abstimmung. Unser 
Bild zeigt die beiden Außenmi­
nister Walter Scheel und Otto 
Winzer bei der Entgegen­
nahme von Glückwünschen. 
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Gab es zuvor nur das (allerdings wichtige) >Berliner Abkom­
m e n (Abkommen über den Handel zwischen den Währungsge­
bieten der Deutschen Mark (DM-West) und den Währungsge­
bieten der Deutschen Mark der Deutschen Notenbank (DM-
Ost)) vom 20.Dezember 1951 in der Form der Vereinbarung vom 
16. August 1960, so kam es nun — noch vor dem Abschluß des 
Grundlagenvertrages — zu dem Vier-Mächte-Abkommen über 
Berl in vom 3.September 1971, das die Voraussetzungen für die 
Regelung des Transitverkehrs zwischen Berl in (West) und dem 
Bundesgebiet durch die »zus tändigen deutschen Behörden« 
schuf und auf dessen Grundlage die beiden deutschen Staaten 
dann das >Transitabkommen< schlossen. Parallel hierzu kam es 
zu einer Vereinbarung über den Reise- und Besuchsverkehr 
und den Gebietsaustausch zwischen dem Senat von Berl in 
(West) und der Regierung der DDR. Diese Berlin-Regelungen 
brachten wesentliche Fortschritte für die Sicherheit und Le­
bensfähigkei t von Berl in (West) und eine Verbesserung für die 
Lebensbedingungen der geteilten Stadt Berlin. M i t dem Ver­
kehrsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR vom 26. Mai 1972 wurde — ebenfalls noch vor dem 
Abschluß des Grundlagenvertrages — der erste Staatsvertrag 
zwischen den beiden deutschen Staaten geschlossen. Seine poli­
tische und rechtliche Bedeutung liegt neben der konkreten Re­
gelung des gegenseitigen Verkehrs vor allem darin, daß hier ein 
Staatsvertrag geschlossen wurde, ohne daß die von der DDR-
Seite immer wieder aufgeworfene Frage einer völkerrechtl i­
chen Anerkennung der DDR durch die Bundesrepublik ent­
schieden war. Zusammen mi t dem Verkehrsvertrag traten am 
17.Oktober 1972 eine Reihe von der DDR zugesagter menschli­
cher Erleichterungen in Kraft. 
A m 21. Dezember 1972 wurde schließlich der >Vertrag über die 
Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik< 8 

unterzeichnet, der am 21. Juni 1973 in Kraft trat. Zusammen mi t 
dem Vertrag wurden weitere Erleichterungen in Fragen der 
Fami l i enzusammenführung , des Reiseverkehrs und Verbesse­
rungen i m nichtkommerziellen Warenverkehr wirksam. 
Der Grundlagenvertrag bildete die Voraussetzung für einen 
schrittweisen Ausbau der gegenseitigen Zusammenarbeit aui 
einer Vielzahl von Gebieten des praktischen Zusammenlebens. 
In der Folge kam es denn auch zu einem Anstieg des Reisever­
kehrs (wenn auch vorwiegend in der West-Ost-Richtung), zu 
Verbesserungen i m Post- und Fernmeldeverkehr, i m nichtkom­
merziellen Waren-, Zahlungs- und Verrechnungsverkehr und zu 
einer insgesamt positiven Entwicklung des innerdeutschen 
Handels. Es wurde eine Grenzkommission gebildet, die entspre­
chend dem ihr erteilten Auftrag die Markierung der zwischen 
den beiden Staaten bestehenden Grenzen überprüfte , mi t Aus­
nahme jener Elbe-Abschnitte, i n denen keine gemeinsame 
Grenzfeststellung getroffen werden konnte. Von den i m Grund­
lagenvertrag vorgesehenen Folgevereinbarungen erwies sich 
das Abkommen über eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens vom 25. A p r i l 1974 als relativ unkompliziert, 
und am 30. März 1976 kam es zum Abschluß eines Postabkom­
mens. Dagegen wurden zwar seit Ende 1973 über ein Kulturab­
kommen, seit August 1973 über ein Rechtshilfeabkommen und 
ebenfalls seit Ende 1973 über ein Abkommen über die Zusam­
menarbeit auf den Gebieten von Wissenschaft und Technik Ver­
handlungen geführt, aber keine Fortschritte erzielt; gleiches gilt 
für den Umweltschutz. Zu verbesserten Kontakten kam es auf 
Verwaltungsebene und auf unmittelbar politischer Ebene. Ins­
gesamt waren Fortschritte in den innerdeutschen Beziehungen 
in den Jahre 1969 bis 1979 unverkennbar. Dennoch gab es auch 
in dieser Periode nicht wenige Probleme und Belastungen. 
Zu einem schwerwiegenden Rückschlag in den Beziehungen 
zwischen beiden deutschen Staaten kam es i m Herbst 1980, als 
die DDR-Führung mi t der Erhöhung der Umtauschsä tze für 
Besucher aus dem Westen und mi t den von Erich Honecker in 
Gera erhobenen Statusforderungen (Umwandlung der Ständi­
gen Vertretungen in Botschaften, »Anerkennung« der DDR-

Staa tsbürgerschaf t , Vereinbarung der Elbe-Grenze »in der 
Mit te des Flusses« und Auflösung der >Zentralstelle< in Salzgit­
ter, die Beweismaterial über Menschenrechtsverletzungen an 
der Grenze der DDR sammelt und sicherstellt) die Bundesregie­
rung dazu veranlassen wollte, ihre Grundpositionen in den Be­
ziehungen zur DDR zu ändern . Den Hintergrund dieser Akt iv i ­
t ä t en bildete die damalige Entwicklung in Polen, angesichts 
derer die DDR-Führung ernsthaft befürchtete , die DDR k ä m e 
nun zwischen der nach wie vor starken Anziehungskraft der 
Bundesrepublik Deutschland auf die Deutschen in der DDR 
und einem reformierten und liberalisierten Polen in eine be­
d räng t e Lage. Hier sollte die starke Reduzierung des Besucher­
stroms aus dem Westen die Einflußmöglichkei ten auf die Bevöl­
kerung in der DDR verringern und die innere Lage stabil hal­
ten, w ä h r e n d die gegenüber der Bundesrepublik erhobenen Sta­
tusforderungen diese in die Defensive d r ä n g e n sollten — han­
delte es sich bei den Forderungen Honeckers doch um nicht 
mehr und weniger als um die Revision des Grundlagenvertra­
ges. Die DDR-Führung wurde in dieser Haltung noch dadurch 
bes tä rk t , daß sich die gesamte Region des Rates für gegensei­
tige Wirtschaftshilfe seit Mit te der siebziger Jahre in einer tie­
fen Krise ihres Planwirtschaftssystems befand, aus der ohne 
V e r ä n d e r u n g e n der politischen Strukturen dieser Länder kein 
Ausweg gefunden werden konnte, und die DDR selbst immer 
s t ä rke r i n den Strudel dieser Krise geriet 9 , was sich nicht 
zuletzt i n einer immer s t ä r k e r e n Verschuldung der DDR i m 
OECD-Raum niederschlug. Die in Gera von Honecker ve rkün­
dete aggressive Konzeption der Veränderung der Grundlagen 
der Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten 
muß te sich daher schon aus wirtschaftlichen G r ü n d e n als un­
fruchtbar erweisen. 

Der Stoß gegen die Grundpositionen der Deutschlandpolitik der 
Bundesrepublik war aber auch deshalb wenig aussichtsreich, 
weil er sich gegen den auch die DDR bindenden Grundlagen­
vertrag und gegen Grundpositionen richtete, die von allen da­
mals i m Bundestag vertretenen Parteien vertreten wurden und 
die aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht aufgegeben wer­
den können . 1982 kam zudem eine neue, bei Neuwahlen 1983 
deutlich bes tä t ig te Regierung in der Bundesrepublik zustande, 
die keinen Zweifel daran ließ, daß sie u n v e r ä n d e r t an den 
Grundpositionen der Deutschlandpolitik f e s t h ä l t 1 0 . Zudem 
machte sie deutlich, daß bestimmte Positionen nicht verhandel­
bar sind. Die DDR-Führung hat sich rasch und pragmatisch auf 
die neue Machtkonstellation in Bonn eingestellt und bleibt ih­
rerseits bemüht , vorsorglich ein Netz von Beziehungen, Abre­
den und Ver t rägen zu knüpfen, das wachsenden ökonomischen 
Belastungen und einer möglichen Zuspitzung des Ost-West-Ver­
hä l tn i sses standhalten soll. Die Bundesregierung ist offensicht­
lich bereit, diesen Weg der Kooperation auch ihrerseits zu be­
schreiten, sofern er zu konkreten Verbesserungen für die Men­
schen führt und die DDR-Führung keine Instrumentalisierung 
der innerdeutschen Beziehungen für die sowjetische Absicht 
betreibt, das westliche Bündnis zu destabilisieren und die Si­
cherheitsinteressen der Bundesrepublik auszuhöhlen . Fü r das 
eine wie das andere ist die bewußte Ausweitung des innerdeut­
schen Handels wie die spek taku lä re G e w ä h r u n g eines Mil l iar ­
den-Kredits durch bundesdeutsche Banken an die DDR ein 
Indiz. 

I I I . Perspektiven 

Gleichwohl stößt der Versuch, eine zutreffende Aussage über 
die künftige Entwicklung der Deutschlandpolitik zu machen, 
auf nicht geringe Schwierigkeiten. 
Die Bundesregierung Kohl/Genscher hat sich eindeutiger als 
vorangegangene Bundesregierungen zu dem eigentlichen 
deutschlandpolitischen Ziel bekannt: 
»Es geht um Deutschland. Es geht um Selbstbestimmung, um Menschen­
rechte, und es geht um die Einheit unserer geteilten Nation. . . . Wir 
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Deutsche(n) finden uns mit der Teilung unseres Vaterlandes nicht ab. 
Wir werden den Auftrag des Grundgesetzes zielstrebig und beharrlich 
weiter verfolgen, >in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollendend Wir resignieren nicht, denn wir wissen die 
Geschichte auf unserer Seite. Der gegenwärtige Zustand ist nicht unab­
änderlich.« 1 1 

Ganz in diesem Sinne hat Bundeskanzler Kohl bei seinen Besu­
chen in den Vereinigten Staaten und i n der Sowjetunion seinen 
G e s p r ä c h s p a r t n e r n den Standpunkt der Bundesregierung er­
läutert , daß die Teilung Deutschlands vor der Geschichte kei­
nen Bestand haben kann. 
I n der Bundesrepublik selbst k ö n n e n w i r seit Jahren eine Wie­
derbelebung der Diskussion um Deutschlandpolitik, National­
bewußtse in , Einheit und Zukunft der deutschen Nation feststel­
len, die in einem tieferen Suchen nach der eigenen Identi tät , 
dem s t ä rke r akzentuierten Nationalinteresse der anderen euro­
pä i schen Nationen und der neuen Phase der Systemauseinan­
dersetzung zwischen Ost und West ihre Ursachen hat. Die ver­
tretenen Konzepte sind höchs t heterogen und noch ist offen, 
welche politischen Konsequenzen diese Entwicklung haben 
w i r d 1 2 . I n dieser Diskussion ist gegenüber dem deutschlandpoli­
tischen Konzept der jetzigen Bundesregierung auch Skepsis 
dahin laut geworden, es handele sich wohl weniger u m eine 
neue, aktive, auf Wiedervereinigung Deutschlands gerichtete 
Politik, als vielmehr u m eine Neuauflage des alten Adenauer-
schen Konzepts umfassender Einbindung der Bundesrepublik 
Deutschland in das westliche Bündnis . Die Perspektive für die 
Lösung der deutschen Frage sei für Helmut Kohl nicht die Wie­
dererrichtung des deutschen Nationalstaates, sondern die Ein­
heit Europas 1 3 . I n der Tat hat Kohl in einem Interview gesagt, 
Frieden in Mitteleuropa könne es nur geben, 
»wenn für die Deutsehen eine Lösung gefunden wird im Sinne der Ein­
heit der Nation. Nach meiner festen Überzeugung ist das aber keine 
Lösung des Zurück in den Nationalstaat einer vergangenen Z e i t . « 1 4 

Ganz sicher kann die >Lösung für die Deutschen< nur i m Rah­
men einer gesamteuropä i schen Friedensordnung gefunden 
werden. Sie kann auch kaum i m Nationalstaat einer vergange­
nen Zeit liegen. Doch sie kann natür l ich nur dann praktisch 
werden, wenn man diese europäische Friedensordnung ta tsäch­
lich herbeiführt ; diese aber kann nicht ohne eine staatliche 
Form der einheitlichen deutschen Nation auskommen. 
I m Verhäl tn is zur DDR dürfte die Regierung Kohl an ihrer 
Bereitschaft festhalten, die Zusammenarbeit auszubauen, so­
weit dies dem Zusammenhalt der Nation und konkreten Ver­
besserungen für die Menschen dient, ohne an den Grundpositio­
nen der Deutschlandpolitik rü t te ln oder die nationalen Interes­
sen zum Hebel für deutsche Sonderwege werden zu lassen. 
Die DDR-Führung — die Deutschlandpol i t ik als Begriff nicht 
verwendet, aber nichtsdestoweniger solche betreibt —, sah sich 
schon Anfang 1981 genötigt, auf die neu belebte deutschlandpo­
litische Diskussion in der Bundesrepublik wie auf Fragen in­
nerhalb der DDR mi t der Feststellung zu antworten, daß sie 
dann für die »Vereinigung beider deutscher S taa ten« sei, wenn 
sich in der Bundesrepublik eine sozialistische Umgestaltung 
abzeichne; zugleich sucht sich die DDR selbst s t ä rke r als Pro­
dukt der ganzen deutschen Geschichte zu profilieren. I m übri­
gen aber häl t sie an dem Ziel fest, ihre völkerrecht l iche Aner­
kennung durch die Bundesrepublik Deutschland zu erreichen, 
um so ihre ta tsächl iche (z. B. territoriale, ökonomische, legiti­
mat ionsmäßige) Ungleichheit gegenüber der Bundesrepublik zu 
überspie len. V 

Die eigenen ökonomischen Schwierigkeiten und der Regie­
rungswechsel in Bonn haben die DDR-Führung bewogen, diese 
neuen politischen Machtverhä l tn i s se in Rechnung zu stellen 
und s t ä rke r als bisher die Vorteile des innerdeutschen Handels 
und die Möglichkeiten finanzieller Leistungen der Bundesrepu­
bl ik zu nutzen. Verhandlungen über lange steckengebliebene 
Projekte (Abkommen über kulturelle bzw. wissenschaftlich­
technische Zusammenarbeit, Umweltschutz usw.) wurden wie­
der aufgenommen. Erleichterungen zugunsten der Beziehungen 
zwischen den Deutschen in den beiden Staaten kamen zwar 
zustande, blieben aber weit hinter den Erwartungen zurück und 

stellten den vor dem Oktober 1980 erreichten Stand nicht wie­
der her. Vor allem aber ist die von der Regierung Kohl gese­
hene und bekämpf te Strategie der DDR-Führung , die nationa­
len Gefühlswer te und Interessen zum Hebel gegen die Sicher­
heitspolitik von Bundesregierung und NATO zu machen, kei­
neswegs vom Tisch. 
»Die Installierung von Angriffswaffen strategischen Charakters in der 
B R D würde sowohl das Potsdamer Abkommen als auch die Verträge der 
B R D mit den sozialistischen Ländern, wie den Grundlagenvertrag, sowie 
die Schlußakte von Helsinki verletzen . . .« , 
e rk lä r t e un l ängs t DDR-Staatsratsvorsitzender Honecker er­
neut 1 5 . Sicher darf man solche Drohungen nicht überbewer ten , 
sondern m u ß sie in die gegenwär t ige sowjetische Einschüchte­
rungskampagne gegenüber dem NATO-Doppelbeschluß einord­
nen. Daher e rübr ig t sich auch eine Auseinandersetzung mi t 
dem Vorwurf des Vertragsbruchs. Dennoch zeigt diese Erklä­
rung des Staatsratsvorsitzenden erneut, daß die deutsch-deut­
schen Beziehungen in der nächs t en Zeit von dem Ringen darum 
gekennzeichnet bleiben werden, ob sie auf der Grundlage ent­
wickelten Zusammenhalts der Nation und konkreter Erleichte­
rungen für die Menschen oder aber der Stabilisierung des Regi­
mes der DDR einerseits und der Destabilisierung des polit i­
schen und staatlichen Systems der Bundesrepublik Deutsch­
land andererseits verlaufen. Vieles spricht dafür, daß die von 
der DDR-Führung gewünsch te Stabi l i tä t ihres Systems nur er­
halten werden kann, wenn sie das Angebot der Bundesregie­
rung zur Zusammenarbeit auf der Grundlage der von dieser 
vertretenen Konzeption annimmt. Wie weit hier der Handlungs­
spielraum der DDR-Führung wi rk l i ch reicht, mag sich schon 
bald erweisen. 
Dies führt unmittelbar zur mittel- und langfristigen Perspektive 
der Deutschlandpolitik. Fü r sie läßt sich nur feststellen: Die 
Überwindung der deutschen Teilung ist sicher ein langfristiger 
Prozeß und es w ä r e nicht sinnvoll, übere i l t Fristen zu setzen 
und die Schwierigkeiten, die vor diesem Ziel stehen, zu unter­
schätzen. Doch Politik treiben heißt handeln, und das bedeutet 
konkret, une rmüd l i ch und ununterbrochen nach Gelegenheiten 
Ausschau zu halten, sich auf deren Nutzung vorzubereiten und 
die Bedingungen für die Erreichung des angestrebten Zieles zu 
verbessern suchen. 
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Beilin und die Vereinten Nationen GÜNTHER VAN WELL 

A m 18.September 1973 wurde die Bundesrepublik Deutschland 
als Mitglied in die Vereinten Nationen aufgenommen. I n Ver­
bindung mi t dem Aufnahmeantrag stellte der damalige Bundes­
minister des Auswär t igen, Scheel, in einem Schreiben an den 
Gene ra l sek re t ä r der Vereinten Nationen vom 13Juni 1973 klar, 
daß die Bundesrepublik Deutschland, soweit nicht Fragen der 
Sicherheit und des Status b e r ü h r t sind, die in der Charta der 
Vereinten Nationen enthaltenen Rechte und Verpflichtungen 
auch hinsichtlich von Berl in (West) 1 ü b e r n i m m t und dessen 
Interessen in den Vereinten Nationen vertr i t t . Seitdem ist eine 
ausreichende Zeitspanne verstrichen, u m die Frage prüfen zu 
können , wie sich die Interessenvertretung von Berlin (West) 
durch die Bundesrepublik Deutschland in den Vereinten Natio­
nen entwickelt und b e w ä h r t hat. Ein historischer Rückblick soll 
die dieser Interessenvertretung zugrunde liegende rechtliche 
Problematik aufzeigen. Eine Auswahl ta t sächl icher Fälle be­
leuchtet die tägliche Praxis der Einbeziehung Berlins in die 
Tät igke i ten der Vereinten Nationen. Über legungen zur zukünf­
tigen Rolle Berlins i m UN-Zusammenhang schl ießen diese Un­
tersuchung ab. 

I . Die rechtliche Ausgangslage 

Der Status von Berl in wurzelt i n der politischen und rechtlichen 
Lage Europas der spä ten Kriegs- und f rühen Nachkriegszeit. 
Die ersten Berl in betreffenden Vereinbarungen sind i m Londo­
ner Protokoll vom 12.September 1944 und i m Londoner Abkom­
men vom 14. November 1944 enthalten, das in der Fassung vom 
l .Mai 1945 nicht nur die Schaffung von vier Besatzungszonen in 
Deutschland vorsah, sondern auch die Errichtung eines beson­
deren Berliner Gebiets, das der gemeinsamen Verwaltung der 
vier Haup t s i ege rmäch te unterfallen sollte. Damit war für Berlin 
ein besonderer Vier-Mächte-Status beg ründe t worden. In 
Durchführung der Londoner Abmachungen wurde eine Alli ierte 
Kommandantur Frankreichs, Großbr i tann iens , der Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion gebildet, die das Sondergebiet 
Berlin verwalten sollte. Die Alli ierte Kommandantur arbeitete 
auf einer Vier-Mächte-Grundlage vom 11. Jul i 1945 bis zum 
16. Juni 1948, als die Sowjetunion ihre Mitarbeit an der gemein­
samen Vier-Mächte-Verwaltung Berlins einseitig einstellte. Die­
ser Rückzug ände r t e den Status der Stadt jedoch nicht. Die A l l i ­
ierte Kommandantur kann allerdings seitdem ihre Befugnisse 
nur in den drei Westsektoren der Stadt ausüben . 
Als die Mil i tä rgouverneure der drei Wes tmäch te in Wahrneh­
mung ihrer Obersten Gewalt mi t Schreiben vom 12. Mai 1949 
das Grundgesetz genehmigten 2, trugen sie dem besonderen Sta­
tus der Stadt mi t dem Vorbehalt Rechnung, daß Berlin nicht 
durch die Bundesrepublik Deutschland regiert werden dürfe. 
I m Rahmen dieses Vorbehalts und unter bestimmten Voraus­
setzungen gestatteten die Drei Mächte i m Jahre 1952 jedoch, 
daß die Bindungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den westlichen Sektoren Berlins aufrechterhalten und wei­
terentwickelt werden, und e rmäch t ig ten die Bundesrepublik 
Deutschland, die Interessen der westlichen Sektoren Berlins i m 
Ausland zu vertreten. Seither wi rd die Gesetzgebung der Bun­
desrepublik Deutschland mi t Zustimmung der Drei Mächte und 
vorbehaltlich ihrer Rechte und Verantwortlichkeit i n Berl in 
(West) ü b e r n o m m e n und angewandt. Die Stadt ist i n die wir t ­
schaftliche, kulturelle und soziale Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland einbezogen. Völkerrecht l iche Vereinbarungen, die 
die Bundesrepublik Deutschland schließt, werden regelmäßig 
auf den westlichen Teil Berlins erstreckt. 

Das Vier-Mächte-Abkommen, das am 3.September 1971 von 
Frankreich, Großbr i tannien , den Vereinigten Staaten und der 

Sowjetunion in Berlin unterschrieben wurde, bestät igte die 
Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf 
Berlin, beg ründe te sie dagegen nicht. Dies folgt deutlich aus der 
P r ä a m b e l des Abkommens, wonach die vier S iegermäch te »auf 
der Grundlage ihrer Vier-Mächte-Rechte und -Verantwortlich­
keiten und der entsprechenden Vereinbarungen und Be­
schlüsse der Vier Mächte aus der Kriegs- und Nachkriegszeit, 
die nicht b e r ü h r t werden« , handelten. Das i m Vier-Mächte-
Abkommen beschriebene Verfahren, wie die Interessen der 
Westsektoren Berlins i m Ausland vertreten werden, hat daher 
nur deklaratorische, nicht aber konstitutive Bedeutung. 
Auch Struktur und Wortlaut der die Außenver t r e tung behan­
delnden Anlage I V 3 des Vier -Mächte-Abkommens zeigen, daß 
die Drei Mächte von der For t führung der bisherigen Regelung 
der Außenver t r e tung Berlins (West) ausgingen und daß sie für 
die Vertretung gegenüber der Sowjetunion keine neue, von der 
seit 1952/54 geltenden weltweiten Praxis abweichende Rege­
lung treffen wollten — eben weil die damalige Regelung unter 
Beachtung der Rechte und Verantwortlichkeiten der Drei 
Mächte getroffen wurde und diese so wie bisher fortbestehen. 
Wenn damit das Vier-Mächte-Abkommen auch lediglich eine 
Bes tä t igung der bestehenden Rechtslage bedeutet, so e n t h ä l t es 
doch in der Anlage IV eine Beschreibung des Hauptteils der 
praktischen Fälle der Außenver t r e tung von Berlin (West), ohne 
daß es diese Aufzählung als erschöpfend und ausschl ießl ich 
bezeichnet. Das Vier-Mächte-Abkommen nennt vier spezifische 
Bereiche, i n denen die Bundesrepublik Deutschland — unbe­
schadet der Rechte und Verantwortlichkeiten der Drei Mächte 
und vorbehaltlich, daß Angelegenheiten der Sicherheit und des 
Status nicht b e r ü h r t werden — die Interessen der Westsektoren 
Berlins i m Ausland vertreten kann: konsularische Betreuung, 
Ausdehnung internationaler Abkommen, Vertretung i n interna­
tionalen Organisationen und Konferenzen sowie Teilnahme zu­
sammen mi t der Bundesrepublik Deutschland am internationa­
len Austausch und an internationalen Ausstellungen. 
Bereits in der Kasseler Erk lä rung vom 21.Mai 1970 hatte die 
Bundesregierung der DDR vorgeschlagen, auf der Grundlage 
eines Vertrages mit der Bundesrepublik Deutschland die Mit ­
gliedschaft und Mitarbeit der beiden Staaten in Deutschland in 
internationalen Organisationen zu regeln. M i t dem Grundlagen­
vertrag vom 21.Dezember 1972 wurde dieser Vorschlag verwirk­
licht und der Grundstein für die Mitgliedschaft beider deut­
scher Staaten in den Vereinten Nationen gelegt. Die Vier 
Mächte stellten in einer am 9.November 1972 in den vier Haupt­
s t äd ten herausgegebenen Erk lä rung fest, daß der UN-Beitr i t t 
der beiden deutschen Staaten die Rechte und Verantwortlich­
keiten der Vier Mächte nicht berühr t . Damit wurde deutlich 
gemacht, daß die Lage in Deutschland insoweit durch den Bei­
t r i t t beider deutscher Staaten zu den Vereinten Nationen nicht 
ve rände r t wird . Diese Erk lä rung ist der Bundesregierung von 
den Drei Mächten, der Regierung der DDR von der Sowjet­
union am 9.November 1972 notifiziert worden. 
Bei der Ü b e r n a h m e des Gesetzes über den UN-Beitri t t der Bun­
desrepublik Deutschland nach Berl in (West) stellten die Drei 
Mächte in einem Schreiben an den Regierenden Bürgermeis te r 
vom 13April 1973 e r l äu te rnd fest, daß mi t Ausnahme von Ange­
legenheiten, die Sicherheit und Status betreffen, die Bundesre­
publik Deutschland die Rechte und Pflichten der UN-Charta 
auch hinsichtlich Berlins (West) ü b e r n e h m e n und die Interes­
sen von Berl in (West) in den Vereinten Nationen und ihren 
Unterorganen vertreten kann. 

In Verbindung mi t dem Aufnahmeantrag unterrichtete der da­
malige Bundesminister des Auswärt igen, Scheel, den General­
sekre tä r der Vereinten Nationen in einem Schreiben vom 
13Juni 1973 darüber , daß die Bundesrepublik Deutschland, so-
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weit nicht Fragen der Sicherheit und des Status b e r ü h r t sind, 
die in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Rechte 
und Pflichten auch hinsichtlich von Berl in (West) ü b e r n e h m e n 
und die Interessen von Berl in (West) in den Vereinten Nationen 
und ihren Nebenorganen vertreten wi rd . Der Bundeskanzler 
und der Bundesminister des Auswär t igen bekräf t ig ten in ihren 
Reden vor der Generalversammlung, daß Berl in an der Mitar­
beit der Bundesrepublik Deutschland in den Vereinten Natio­
nen teilhaben werde. 
Der sowjetische UN-Botschafter Mal ik reagierte mi t einer Dar­
stellung des sowjetischen Standpunkts zur Rechtsgrundlage 
und zum Umfang der Außenver t r e tung von Berl in (West). In sei­
nem Schreiben an den Gene ra l sek re t ä r der Vereinten Nationen 
zweifelte er die rechtliche Wirksamkeit des Berlin-Briefes des 
Bundesministers des Auswär t igen an den Gene ra l s ek re t ä r und 
die dadurch geschaffene rechtliche und politische Lage bezüg­
lich der Vertretung von Berl in (West) durch die Bundesrepublik 
Deutschland nicht an. Er bes tä t ig t sogar ausdrückl ich das 
grundsä tz l iche Recht der Bundesrepublik Deutschland, die In­
teressen von Berl in (West) i n internationalen Organisationen 
zu vertreten, vorausgesetzt, daß Sicherheits- und Statusfragen 
nicht b e r ü h r t werden. Er bezieht da rübe r hinaus zum ersten 
Mal den Passus des Vier -Mächte-Abkommens , der von den auf­
rechtzuerhaltenden und zu entwickelnden Bindungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Berl in (West) spricht, i n 
eine sowjetische E rk l ä rung ein. Anliegen des Malik-Briefes ist, 
die sowjetische Position zum rech t sbegründenden Charakter 
des Vier -Mächte-Abkommens deutlich zu machen, das als 
Grundlage der Vertretung der Interessen von Berl in (West) 
durch die Bundesrepublik Deutschland in internationalen Orga­
nisationen bezeichnet wi rd . Dem Abkommen w i r d also fälschli­
cherweise eine konstitutive Bedeutung beigemessen. Folge die­
ser unrichtigen Betrachtungsweise ist die sowjetische Auffas­
sung, wonach die Bereiche, i n denen die Bundesrepublik 
Deutschland Berl in (West) nach außen vertreten kann, i m Vier-
Mäch te -Abkommen enumerativ und erschöpfend aufgezählt 
werden. Natur und Umfang des Vertretungsrechts seien in An­
lage IV des Vier -Mächte-Abkommens abschl ießend geregelt. 
Demgegenübe r bekräf t ig ten die drei Wes tmächte in einem wei­
teren offiziellen Schreiben an den UN-Genera l sekre tä r am 
7.Dezember 1973 die westliche Auffassung, was wiederum die 
Bes tä t igung der sowjetischen Rechtsansicht in einem Schrei­
ben Maliks an den Gene ra l s ek re t ä r vom 20.Dezember 1973 nach 
sich zog. 

Die strittige Rechtsnatur des Vier -Mächte-Abkommens b e r ü h r t 
jedoch nicht die durch die Erstreckung des Gestzes zum Bei t r i t t 
der Bundesrepublik Deutschland zur Charta der Vereinten Na­
tionen auf Berlin (West) und durch den Scheel-Brief vom 
13Juni 1973 bewirkte Einbeziehung von Berlin (West) in die 
Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland in den Verein­
ten Nationen. Berlin (West) als solches ist kein se lbs tändiges 
Mitgl ied der Organisation der Vereinten Nationen geworden. 
Die Einbeziehung von Berl in (West) in die Mitgliedschaft der 
Bundesrepublik Deutschland zog vielmehr lediglich die Aus­
dehnung des Geltungsbereiches der UN-Charta auf das Gebiet 
der Stadt nach sich. Die i m Vier-Mächte-Abkommen und i m 
Scheel-Brief vom 13 J u n i 1973 verwandte Formulierung der Ver­
tretung der Interessen von Berl in (West) drückt deutlich aus, 
daß die Wahrnehmung der Interessen von Berl in (West) i m 
internationalen Verkehr nicht über ein völkerrecht l iches Ver­
t re tungsverhä l tn i s abgewickelt werden soll, das die Stadt 
zwangsläufig in die Rolle eines durch die Wes tmäch te oder die 
Bundesrepublik Deutschland vertretenen se lbs tändigen Völker­
rechtssubjekts gedräng t hä t te . Gegenstand der von den West­
m ä c h t e n erteilten Ermäch t igung der Bundesrepublik Deutsch­
land zur Wahrnehmung der Interessen von Berl in (West) gegen­
über dem Ausland, die i m Vier-Mächte-Abkommen ihre Bestät i ­
gung durch die Sowjetunion gefunden hat, ist daher nicht die 
teilweise Abtretung des Vertretungsrechts, sondern nur die Be­
fugnis, dieses Recht auszuüben . Da diese Befugnis sich nicht 

auf Angelegenheiten des Status und der Sicherheit von Berl in 
(West) erstreckt, bleiben die Wes tmäch te auch i m UN-Rahmen 
für alle Fragen zuständig , die die in Berl in (West) fortbestehen­
den Besatzungsrechte betreffen. 

I I . Praktische Auswirkungen der Einbeziehung 
von Berlin (West) in das System der Vereinten Nationen 

Die Vereinten Nationen und ihre Sonderorganisationen über­
nehmen für zahlreiche völkerrecht l iche Vereinbarungen die 
Aufgabe des Depositars bei der Hinterlegung von Ratifikations­
und Beitrittsurkunden. Damit spielen sie auch eine wichtige 
Rolle bei der Einbeziehung von Berl in (West) in die internatio­
nalen Abkommen der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Allierte Kommandantur genehmigte bereits mi t ihrer Er­
k lä rung vom 21.Mai 19524, daß die Bundesrepublik Deutschland 
die Westsektoren Berlins in ihre völkerrecht l ichen Abkommen 
einschließt , soweit nicht i m Einzelfall die Vorbehaltsrechte der 
drei Wes tmäch te entgegenstehen. Gleichzeitig wurde verlangt, 
daß die Ausdehnung solcher Vereinbarungen auf die Westsekto­
ren Berlins jeweils ausdrückl ich e r w ä h n t wi rd . Dies muß te ent­
weder durch die Nennung des Namens Berl in i m Text des 
Abkommens — die sogenannte Berlin-Klausel — geschehen 
oder, bei den für den UN-Bereich typischen multilateralen Ver­
einbarungen ist dies der Regelfall, durch eine sogenannte Ber­
l in-Erklärung der Bundesrepublik Deutschland zur Zeit des 
Beitri t ts zu der Vereinbarung, daß diese in Berl in Anwendung 
finden werde. Zusätzl ich wurden Verfahren festgelegt, um der 
All i ier ten Kommandantur die Möglichkeit zu geben, jede Ver­
einbarung überprüfen und alle notwendigen Schritte unterneh­
men zu können , bevor sie der Erstreckung des Abkommens auf 
die Westsektoren Berlins zustimmt, um sicherzustellen, daß alle 
erforderlichen Voraussetzungen für die Ausdehnung erfüllt 
sind. 

Diese festgelegten Verfahren und die auf ihnen beruhende Pra­
xis sind durch Anlage IV A 2.b zum Vier -Mächte-Abkommen 
von den Drei Mäch ten bekräf t igt worden; die Sowjetunion hat 
in der Anlage IV B 2.b erklär t , daß sie unter der Voraussetzung, 
daß Angelegenheiten des Status und der Sicherheit nicht be­
r ü h r t werden, ihrerseits keine E inwände gegen die Ausdehnung 
von völkerrecht l ichen Vereinbarungen der Bundesrepublik 
Deutschland auf die westlichen Sektoren Berlins mehr erheben 
wi rd . Dennoch haben die Sowjetunion und die DDR, aber auch 
andere Warschauer-Pakt-Staaten i n einer Vielzahl von Fällen 
rechtswahrende E r k l ä r u n g e n und Proteste zur Einbeziehung 
von Berl in (West) in multilaterale Ü b e r e i n k o m m e n abgegeben. 
Die E insprüche werden damit beg ründe t 5 , daß mi t dem Abkom­
men Status- und Sicherheitsfragen von Berl in (West) angespro­
chen werden, was mi t dem Vier -Mächte-Abkommen unverein­
bar sei. J ü n g s t e Beispiele sind die sowjetischen Proteste gegen 
die Ber l in-Erklärungen, die die Bundesregierung anläßl ich der 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde zur Geiselnahme-Kon­
vention und der Beitrittsurkunde zum Ü b e r e i n k o m m e n über 
Vorrechte und I m m u n i t ä t e n der Vereinten Nationen abgegeben 
hat. Die Ber l in -Erk lä rungen hatten folgenden Wortlaut: 
»Ich habe die Ehre, im Namen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland im Zusammenhang mit der heutigen Hinterlegung der Ra-
tifikations-(Beitritts-)Urkunde zum Internationalen Übereinkommen 
vom . . . gegen (über) . . . zu erklären, daß das Übereinkommen mit Wir­
kung von dem Tag, an dem es für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft treten wird, auch für Berlin (West) gilt.« 
Der Ber l in-Erk lärung zur Geiselnahme-Konvention waren noch 
folgende den Sicherheits- und Statusvorbehalt unterstrei­
chende Worte hinzugefügt worden: » . . . vorbehaltlich der Rech­
te, Verantwortlichkeiten und Rechtssetzung der Alli ierten«. 
Nach sowjetischer Auffassung vers toßen beide Berl in-Erklä­
rungen gegen den Sicherheits- und Statusvorbehalt. Die Geisel­
nahme-Konvention enthalte Bestimmungen über die Schaffung 
von strafrechtlichen T a t b e s t ä n d e n gegen Geiselnahmen auf 
dem Terr i tor ium der Vertragsstaaten oder auf Schiffen oder in 
Flugzeugen, die in diesen Staaten registriert seien, sowie Be-
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Stimmungen über Auslieferung und gerichtliche Verfahrensre­
geln gegenüber den Tä te rn . Damit b e r ü h r e die Konvention sou­
ve räne Rechte und Pflichten, die nicht von einem Staat i n 
einem Terr i tor ium ausgeübt werden könnten , das nicht unter 
seine Jurisdiktionsgewalt falle. Auch das Ü b e r e i n k o m m e n über 
Vorrechte und I m m u n i t ä t e n der Vereinten Nationen b e r ü h r e 
Angelegenheiten der Sicherheit und des Status der Stadt. Das 
Ü b e r e i n k o m m e n regele die G e w ä h r u n g von Vorrechten und Im­
m u n i t ä t e n an Organe und Bedienstete der Vereinten Nationen 
i m Staatsgebiet der Vertragsparteien, einschließlich der Immu­
ni tä t von der Rechtsverfolgung sowie von Verhaftung oder Fest­
nahme. Damit b e r ü h r e das Ü b e r e i n k o m m e n souveräne Rechte 
und Pflichten, die nicht durch einen Staat für ein Terr i tor ium 
wahrgenommen werden können , das nicht dessen Rechtsspre-
chungsgewalt unterliegt. Beide Beispiele zeigen deutlich das 
sowjetische Bemühen , den Status- und Sicherheitsvorbehalt 
mögl ichst weit zu fassen und die Einbeziehung von Berl in 
(West) i n die internationalen Ver t räge der Bundesrepublik 
Deutschland auf technische und sachbezogene Vereinbarungen 
zu be sch ränken . 
Doch selbst bei solch sachbezogenen Abmachungen wie dem 
Internationalen Naturkautschuk-Abkommen von 1979 hat die 
Sowjetunion die Ber l in-Erk lärung der Bundesregierung nicht 
schweigend hingenommen, sondern dem Gene ra l sek re t ä r der 
Vereinten Nationen mitgeteilt, daß sie von der Ber l in-Erklärung 
der Bundesregierung nur auf der Grundlage Kenntnis nehme, 
daß die Erstreckung des Abkommens g e m ä ß dem Vier-Mächte-
Abkommen erfolgt und daß die festgelegten Verfahren beachtet 
werden. Zu der schon früher erfolgten Ber l in-Erklärung der 
Bundesregierung zur Konvention über psychotrope Stoffe gab 
die sowjetische Seite eine Stellungnahme ab, wonach sie mi t 
der Maßgabe und in dem A u s m a ß der Erstreckung des Abkom­
mens auf Berl in (West) nicht widerspreche, wie es mi t dem 
Standpunkt des Vier -Mächte-Abkommens vereinbar sei, wo­
nach Westberlin kein konstitutiver Teil der Bundesrepublik 
Deutschland sei und nicht von ihr regiert werde. Diese interpre-
tativen sowjetischen E r k l ä r u n g e n mi t dem Hinweis auf das 
Vier -Mächte-Abkommen dienen offensichtlich dazu, die angeb­
lich s t a tu sbeg ründende Funktion des Vier -Mächte-Abkommens 
zu unterstreichen. Insgesamt hat die Sowjetunion gegenüber 
etwa der Hälfte aller Ber l in -Erk lä rungen der Bundesregierung 
bezüglich der Abkommen, bei denen die Bundesrepublik 
Deutschland nach UN-Beitri t t Vertragspartner geworden ist, 
Protest eingelegt. Die bislang unbeanstandeten Berl in-Erklä­
rungen beziehen sich zumeist auf technische und fachliche Ab­
kommen, beispielsweise solche des S t r aßenve rkehr s . Es scheint 
hierbei keinen erkennbaren Unterschied zu machen, ob die So­
wjetunion selbst Vertragspartner ist oder nicht. 
Vielfach schickt die Sowjetunion auch ihre Verbünde ten vor, 
u m Proteste gegen Ber l in-Erklärungen der Bundesregierung 
abzugeben, vor allem die DDR. Beim Diplomatenschutz-Abkom­
men verwahrten sich nicht nur die DDR, sondern auch Ungarn 
und die Tschechoslowakei gegen die Einbeziehung von Berl in 
(West) durch die Bundesrepublik Deutschland. Die drei West­
mäch te haben diese Proteste zurückgewiesen und darauf auf­
merksam gemacht, daß DDR oder Tschechoslowakei weder 
Vertragsparteien der Kriegs- und Nachkriegsvereinbarungen 
der vier S iegermäch te noch an dem Vier-Mächte-Abkommen 
übe r Berl in beteiligt seien. Sie hä t t en daher keine Berechti­
gung, das Abkommen mi t Autor i tä t zu kommentieren. Um eine 
Ausuferung des Notenkrieges zu vermeiden, pflegen die West­
mäch te in ihre E rk l ä rungen eine Klausel aufzunehmen, wonach 
nicht beabsichtigt sei, auf weitere Proteste einzugehen, ohne 
daß dies als ein Wandel ihrer bisherigen Auffassung interpre­
t ier t werden dürfe (sogenannte Omnibus-Note). 
Obwohl die Sowjetunion sich in der Anklage IV B 2.c und d des 
Vier -Mächte-Abkommens damit einverstanden erklär te , daß die 
Bundesrepublik Deutschland die Interessen von Berl in (West) 
i n internationalen Organisationen und auf internationalen Kon­
ferenzen vertreten kann und Personen mi t s t änd igem Wohnsitz 

i n Berl in (West) gemeinsam mi t Teilnehmern aus der Bundes­
republik Deutschland am internationalen Austausch teilneh­
men können , werden von östl icher Seite weiterhin Vorbehalte 
gegen die Teilnahme von Vertretern in Ber l in ansäss iger Bun­
desbehörden an UN-Veranstaltungen geltend gemacht. Schwer­
punkte der Auseinandersetzungen sind die Teilnahme von Mit­
arbeitern des Umweltbundesamtes in Berl in (West) an Veran­
staltungen der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
für Europa (ECE), ferner die Beteiligung von Angehör igen des 
Bundeskartellamtes an Tagungen der UN-Kommission für 
transnationale Unternehmen sowie die Mi twi rkung von Mitar­
beitern des Bundesgesundheitsamtes an den Tagungen der 
Suchtstoffkommission. Die östliche Seite argumentiert hierbei 
mi t der These, das Vier -Mächte-Abkommen habe mi t der zen­
tralen Aussage, wonach Berl in (West) kein Bestandteil der Bun­
desrepublik Deutschland sei, eine Reduzierung der Bundesbe­
hö rden i n Berl in beabsichtigt. Es habe lediglich eine Entwick­
lung der Verbindungen zwischen Berl in (West) und der Bundes­
republik Deutschland in nichtstaatlicher Hinsicht, besonders 
i m Bereich der Wirtschaft und Kultur , zugelassen. Die östl iche 
Auffassung von der Il legalität der Tät igkei t der Bundesbehör­
den in Berl in (West) ist i n j ü n g e r e r Zeit besonders drastisch in 
Protestschreiben der Sowjetunion und der DDR gegen die Auf­
führung eines Bediensteten des Bundesgesundheitsamtes i n 
der Delegationsliste der Bundesrepublik Deutschland zur 
7.Sondertagung der Suchtstoffkommission zum Ausdruck ge­
kommen. Das sowjetische Schreiben vom 5. Februar 1982 be­
hauptet unter anderem, daß die Aufführung des Bundesgesund­
heitsamtes, das seinen Sitz rechtswidrig in Westberlin habe, in 
den Kommissionsdokumenten unzuläss ig und nicht mi t den 
Normen und G r u n d s ä t z e n der Vereinten Nationen vereinbar 
sei. Wie allgemein bekannt wäre , würde die Ansiedlung jedes 
Organs der Bundesrepublik Deutschland, einschließlich des er­
w ä h n t e n Amtes, i m Terr i tor ium von Westberlin i m direkten 
Widerspruch zum Vier-Mächte-Abkommen vom 3. September 
1971 stehen. Die DDR bewertet die Aufführung des Bundesge­
sundheitsamtes in dem Kommissionsdokument als Versuch, 
das Ansehen der Vereinten Nationen für die Anerkennung der 
Rech tmäßigke i t der illegal in Berlin (West) t ä t igen Behörden 
der Bundesrepublik Deutschland zu mißbrauchen . 
Diese Auffassung widerspricht nicht nur der deklaratorischen 
Rechtsnatur, sondern auch dem Wortlaut des Vier-Mächte-Ab­
kommens. Denn in ihm ist nichts enthalten, was zum Abbau der 
in Berlin bereits ansäss igen Bundeseinrichtungen zwingen 
oder was die Rechtmäßigke i t des Sitzes dieser Institutionen in 
Berl in in Frage stellen könnte . Die i n I I B des Abkommens ver­
wandte Formel von der Aufrechterhaltung und Entwicklung der 
Bindungen zwischen den Westsektoren Berlins und der Bun­
desrepublik Deutschland, deren sichtbarer Ausdruck gerade 
auch jene Einrichtungen sind, läßt vielmehr die bestehenden 
Bundesinstitutionen in Berl in unbe rühr t . Diese gehö ren nicht 
zu den in Anlage I I Ziff. 2 des Vier -Mächte -Abkommens ge­
nannten staatlichen Organen, deren Akt iv i tä ten i n Berl in 
(West) bestimmte Grenzen gesetzt sind. Sie v e r k ö r p e r n die 
Bundesp rä senz in Berl in (West), die nicht auf dem Vier-Mächte-
Abkommen basiert, sondern zurückgeht auf die E r k l ä r u n g der 
Bundesregierung vom 23. Oktober 1954 übe r die Hilfeleistung 
für Berl in und die Antwor t der Drei Mäch te vom selben Tage. 
Die Wes tmäch te haben in dieser E rk l ä rung verbindlich zuge­
sagt, ihre Vorbehaltsrechte in bezug auf Berl in i n einer Weise 
auszuüben, die es der Bundesrepublik Deutschland gestatten 
würde , ihre Verpflichtung zur Hilfeleistung für Berl in zu erfül­
len. I m Rahmen dieser Hilfe für die Lebensfähigkei t der Stadt 
hat die Bundesregierung mi t Zustimmung der drei Wes tmäch te 
einige Bundesinstitutionen nach Berl in (West) verlegt, die aber 
keine unmittelbare Staatsgewalt über Berl in (West) ausüben 
dürfen. Die All i ier te Kommandantur stellt i n Ausübung ihrer 
Obersten Gewalt sicher, daß diese Bundeseinrichtungen keine 
Entscheidungen in bezug auf die Westsektoren Berlins treffen, 
die gegen den Grundsatzvorbehalt des Vier-Mächte-Abkom-
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mens vers toßen. Die Bundesp rä senz ist somit ein legitimer Aus­
druck der i m Abkommen bes tä t ig ten Bindungen. Die drei West­
m ä c h t e haben daher den sowjetischen Protest gegen die Auf­
führung eines Bediensteten des Bundesgesundheitsamtes in 
der Delegationsliste der Bundesrepublik Deutschland zur 
7. Sondertagung der Suchtstoffkommission mi t Schreiben vom 
8. Februar 1982 zutreffend zurückgewiesen. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat sich in einem gesonderten Schreiben der 
Rechtsauffassung der westlichen All i ier ten angeschlossen und 
zudem darauf hingewiesen, daß es grundsätz l ich Sache des ein­
zelnen Mitgliedstaates sei, da rübe r zu befinden, welche Institu­
tionen er an seinem Beitrag zu den Kommissionsarbeiten betei­
ligen möchte . 
Das Vier -Mächte-Abkommen bes tä t ig t i n der Anlage I V A 2 . d , 
daß unter der Voraussetzung, daß Angelegenheiten der Sicher­
heit und des Status nicht b e r ü h r t werden, Tagungen internatio­
naler Organisationen und internationale Konferenzen sowie 
Ausstellungen mi t internationaler Beteiligung in den Westsek­
toren Berlins durchgeführ t werden können . Einladungen hierzu 
werden vom Senat oder gemeinsam von der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Senat ausgesprochen. Damit läßt das 
Vier -Mächte-Abkommen auch die Durchführung von UN-Ver­
anstaltungen in Berl in zu. Seminare der Deutschen Stiftung für 
internationale Entwicklung (DSE) haben mi t UN-Beteiligung 
oder unter Beteiligung von UN-Bediensteten stattgefunden. Die 
Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der 
DSE hat sich trotz gewisser anfänglicher Schwierigkeiten, die 
die östliche Seite insbesondere wegen der Ein ladungsmodal i tä ­
ten machte, bewähr t . Einladungen zu den DSE-Seminaren wer­
den gemäß Vier-Mächte-Abkommen gemeinsam durch die Bun­
desrepublik Deutschland und den Senat ausgesprochen. Die 
jeweils zus tändige Auslandsvertretung der Bundesrepublik 
Deutschland übermi t te l t die Einladungen. 
Die Berlin (West) betreffenden Angaben in Dokumenten und 
Listen der Vereinten Nationen waren häufig Anlaß zu Ausein­
andersetzungen. Dies t r i f f t zu sowohl für Angaben, die Berl in 
(West) insgesamt betreffen, insbesondere Statistiken, als auch 
für Angaben über Behörden , wissenschaftliche Institute, Biblio­
theken und vergleichbare Institutionen mi t Sitz in Berl in 
(West). Einige praktische Fälle sollen die Problematik illustrie­
ren. 
So w i r d i m Demographischen Jahrbuch der Vereinten Nationen 
Berl in (West) 6 unter der Bundesrepublik Deutschland aufge­
führt, und zwar in der Städte l is te an letzter Stelle auße rha lb des 
alphabetischen Zusammenhangs, i n der Länder l i s te an letzter 
Stelle außerha lb des alphabetischen Zusammenhangs und aus­
gerückt . Berlin (Ost) w i r d alphabetisch eingeordnet und als 
Hauptstadt in der Städtel is te der DDR ausgewiesen. I n der der 
Liste der Bundes länder entsprechenden Liste der DDR-Bezirke 
steht es als Hauptstadt am Anfang. Alle Berl in betreffenden 
Angaben i m Demographischen Jahrbuch sind mi t einer Fuß­
note versehen, wonach die Angaben von den zus tändigen Be­
hö rden aufgrund der e inschlägigen Vereinbarungen der Vier 
Mächte geliefert worden sind. Dieser Regelung war eine lang­
wierige Auseinandersetzung zwischen den drei Wes tmäch ten 
und der Bundesrepublik Deutschland einerseits und dem unter 
starkem öst l ichen Druck stehenden UN-Sekretariat anderer­
seits vorausgegangen. Ihr folgte ein durch die Sowjetunion i m 
März 1974 ausgelöster Notenkrieg, der nach der vierten sowjeti­
schen Note mi t einer vierten Zurückweisungsnote durch die 
All i ier ten Ende Juni 1975 abgeschlossen wurde. 
Bei sonstigen statistischen Veröffentl ichungen liefern beide 
Seite regelmäßig nur noch Gesamtangaben, die jeweils Berl in 
einschl ießen. In einem Vorwort wi rd deutlich gemacht, daß 
diese Praxis Statusfragen nicht präjudiziert . 
Bei UN-Publikationen über Anschriften von Institutionen zu 
bestimmten Fachbereichen kann ebenfalls keine einheitliche 
Praxis festgestellt werden. Postanschriften Westberliner Adres­
sen unter der Überschrif t oder mi t dem Zusatz Bundesrepublik 
Deutschland werden von östl icher Seite beanstandet. Das UN-

Sekretariat benutzt daher gelegentlich die Postanschrift mi t 
der Postleitzahl, was offensichtlich von öst l icher Seite akzep­
t ier t worden ist. 
I m Zusammenhang mi t der Auflistung Berliner Institutionen in 
UN-Dokumenten ist Berl in (West) wiederholt gesondert von der 
Bundesrepublik Deutschland in einer reinen Staatenliste mi t 
einer besonderen Rubrik nach Belgien aufgeführt worden. Die 
Bundesregierung und die drei Wes tmäch te haben dies nicht 
hingenommen. Allmählich hat sich eine Übung herausgebildet, 
die Berl in (West) bei der Bundesrepublik Deutschland aufführt, 
allerdings in einer Fußnote vermerkt, daß die Angaben von den 
zus tänd igen Behörden aufgrund der e inschlägigen Vereinba­
rungen der Vier Mächte geliefert worden sind. 

I I I . Ausblick 

Die dargestellten praktischen Erfahrungen zeigen, daß die Ein­
beziehung von Berl in (West) in die Mitgliedschaft der Bundes­
republik Deutschland in den Vereinten Nationen nicht frei von 
S tö rungen geblieben ist. Die Berlin-Frage bleibt Tei l der unge­
lösten deutschen Frage. Die Bundesregierung hat beim Beitr i t t 
zu den Vereinten Nationen erklär t , daß es das politische Ziel 
der Bundesrepublik Deutschland sei, auf einen Zustand des 
Friedens i n Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. Der Bun­
desminister des Auswär t igen hat die Auffassung der Bundesre­
gierung zur Lage in Deutschland in seinen j äh r l i chen Reden 
vor der Generalversammlung bekräftigt . I n diesen Erk l ä rungen 
hat sich die Bundesregierung auch zur Sicherung der Lebensfä­
higkeit von Berl in (West) bekannt und die Bedeutung der Stadt 
für die Entspannung in Europa hervorgehoben. Sie hat immer 
wieder an die Bindungen zwischen Berl in (West) und der Bun­
desrepublik Deutschland erinnert und gefordert, die Stadt 
in die internationale Zusammenarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland mi t den Vereinten Nationen einzubeziehen. Eine 
solche Teilhabe wurde besonders eindrucksvoll vor den Augen 
der Weltöffentlichkeit durch die Berlin-Besuche der Generalse­
k r e t ä r e Waldheim (30.März 1979) und Perez de Cuellar (12./ 
13Juni 1983) verwirklicht . 
Die Möglichkeiten der Begegnung i m menschlichen, wirtschaft­
lichen, kulturellen und wissenschaftlichen Bereich sind gerade 
i n Berlin besonders ausgepräg t und könn ten auch von den Ver­
einten Nationen s t ä rke r genutzt werden. Das Vier-Mächte-Ab­
kommen sieht in der Anlage I V A 2 . d ausdrückl ich vor, daß 
Tagungen internationaler Organisationen und internationale 
Konferenzen in den Westsektoren Berlins durchgeführ t werden 
können . Die Sowjetunion hat damit auch der Abhaltung von 
Veranstaltungen der Vereinten Nationen i m westlichen Berl in 
ihre Zustimmung gegeben. Auf diesem Gebiet sollten daher 
Anstrengungen unternommen werden, um die Brückenfunkt ion 
der Stadt zu nutzen. Neben den UN-Seminaren i m Bereich der 
Entwicklungspolitik, die sich als Modell dafür b e w ä h r t haben, 
wie in Berl in internationale Themen übe r die Grenzen hinaus 
behandelt werden können , ist hier auch an Tagungen von UN-
Gremien und -Sonderausschüssen zu denken. So hat die DDR 
den Sonde rausschuß der Vereinten Nationen gegen Apartheid 
i m Jahre 1974 nach Ostberlin eingeladen. 1981 organisierte sie 
zusammen mi t diesem Ausschuß ein internationales Seminar 
übe r die Rolle der Massenmedien in der internationalen Mobil i ­
sierung gegen Apartheid i m Internationalen Pressezentrum in 
Ostberlin. Da offensichtlich auch bei der DDR ein Interesse an 
UN-Aktivi täten besteht, könn te an die Abhaltung von UN-Ver­
anstaltungen gedacht werden, die gleichzeitig oder konsekutiv 
sowohl i m östl ichen als auch i m westlichen Teil Berlins durch­
geführt werden. Die besondere politische und geographische 
Lage der Stadt könn te zu einem fruchtbaren Kl ima solcher 
Tagungen und zu einem besseren Vers tändn i s ihrer Teilnehmer 
beitragen. 

Eine Errichtung von s tänd igen UN-Institutionen in Berl in 
zeichnet sich nicht ab. Die Verlegung des Sitzes von bereits 
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bestehenden UN-Organisationen nach Berlin ist wegen des Wi­
derstandes des bisherigen Sitz-Staates und wegen der mi t ei­
nem Umzug verbundenen finanziellen Auswirkungen nicht zu 
erwarten. Bei der Entscheidung übe r den künft igen Standort 
neuer UN-Institutionen w ü r d e Berl in unwil lkürl ich in einen 
Wettbewerb mi t den europä i schen UN-Zentren Genf und Wien 
treten, deren noch nicht ausgeschöpfte Kapaz i tä ten ein wichti­
ges finanzielles Argument liefern würden . Nach der UN-Erfah­
rung kommt i m übr igen die Ansiedlung von UN-Institutionen in 
Berl in nur dann in Betracht, wenn sich hierzu ein Konsens aller 
Mitgliedstaaten abzeichnet. 
Auch wenn in der praktischen UN-Arbeit immer wieder Berlin-
Fragen relevant werden und zu Schwierigkeiten führen kön­
nen, so ist doch als Ergebnis einer Bestandsaufnahme festzu­
halten, daß sich die Außenver t r e tung von Berl in (West) durch 
die Bundesrepublik Deutschland in den Vereinten Nationen be­
w ä h r t hat und daß sich anfängl iche Reibungen i m Interesse der 
praktischen Arbeit verringert haben. Auch in den Vereinten 
Nationen hat sich die Berlin-Lage i m Laufe der letzten Jahre 
beruhigt. Das UN-Sekretariat b e m ü h t sich, bei seinen Entschei­
dungen eine Balance der widerstreitenden Interessen der Mi t ­
gliedstaaten einzuhalten und sucht daher nach Wegen des Aus­
gleichs und des Kompromisses, die manchmal nicht voll unse­
ren Vorstellungen entsprechen, jedoch die Außenver t r e tung von 
Berl in (West) durch die Bundesrepublik Deutschland nicht in 
Frage stellen. Die Bindungen zwischen Berlin (West) und der 

Bundesrepublik Deutschland dürfen auch i m UN-Zusammen­
hang nicht bee in t räch t ig t werden. Darauf w i r d auch in Zukunft 
zu achten sein. 

Anmerkungen 

Dieser Artikel erseheint mit freundlicher Genehmigung des Berlin Verlags 
Arno Spitz. Er stellt die gekürzte und geringfügig überarbeitete Fassung eines 
Beitrags zu der vom Landesverband Berlin der Deutschen Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen herausgegebenen Aufsatzsammlung >Berlin translokal< 
(Berlin 1983) dar; dort finden sich auch detaillierte Quellennachweise. 
1 Der Begriff >Berlin (West)< hat sich für die Bezeichnung der Westsektoren 

Berlins im UN-Rahmen eingebürgert. 
2 Die Bundesrepublik Deutschland besteht aus den in Artikel 23 des Grundge­

setzes genannten Ländern einschließlich Berlins; vgl. das Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts zum Grundlagenvertrag (31.7.1973). 

3 Anlage IV hat die Form gegenseitiger Mitteilungen: Die Drei Mächte teilen 
der Sowjetunion mit, daß sie ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in der 
Frage der Außenvertretung behalten, daß sie sich jedoch einverstanden 
erklärt haben, die Bundesrepublik Deutschland — wie geschehen — zu 
ermächtigen. Die Sowjetunion nimmt in der Antwortmitteilung dies zur 
Kenntnis und erklärt, ihrerseits keine Einwände zu haben. 

4 Die drei Westmächte ermächtigten den Berliner Senat, die Außenvertretung 
Berlins, soweit es um eine Einbeziehung in internationale Verträge und Ver­
pflichtungen ging, der Bundesrepublik Deutschland zu übertragen. Dies 
geschah in der Form einer Vereinbarung zwischen dem Senat von Berlin 
und der Bundesregierung am 19. Dezember 1952. 

5 Vor dem Abschluß des Vier-Mächte-Abkommens wurden Berlin-Erklärun­
gen der Bundesrepublik Deutschland von der Sowjetunion mit der Begrün­
dung zurückgewiesen, daß diese im Hinblick auf den völkerrechtlichen Sta­
tus Berlins und aufgrund der Tatsache, daß Berlin die Hauptstadt der DDR 
sei, unzulässig wären. 

6 Die Kennzeichnung >West< bzw. >Ost< ist vom Verfasser. Im Demographi­
schen Jahrbuch wird jeweils nur >Berlin< genannt. 

Weder Musterknabe noch Außenseiter 
Zum Abstimmungsverhalten der Bundesrepublik Deutschland in der UN-Generalversammlung 

Es hat an Standortbestimmungen, Abs ich t se rk lä rungen und 
programmatischen Ankünd igungen nicht gefehlt, als die beiden 
deutschen Staaten 1973 in die Weltorganisation aufgenommen 
wurden. So lassen sich den Reden des damaligen Bundeskanz­
lers Wil ly Brandt und seines Außenmin i s t e r s Walter Scheel vor 
der 28. Generalversammlung wesentliche erste Angaben über 
die Ziele der UN-Politik der Bundesrepublik Deutschland ent­
nehmen 1: Mi twi rkung an Konf l ik tausräumung, Rüs tungskon­
trolle und Friedenssicherung, verbunden mi t dem Eintreten für 
die Respektierung von Gewaltverzicht und Menschenrechten. 
Auch mi t deutscher Hilfe sollten der Restkolonialismus über­
wunden, jeder Rassismus geächte t und schließlich wirtschaftli­
che Zusammenarbeit und Entwicklung geförder t werden. 
Ob die Bundesrepublik diesen Zielen ihrer Polit ik übe r die zehn 
Jahre ihrer bisherigen Mitgliedschaft verpflichtet geblieben ist, 
soll i m folgenden an Hand ihres Abstimmungsverhaltens in der 
Generalversammlung untersucht werden. Eine solche Betrach­
tung bietet sich schon deshalb an, wei l dieses Gremium das 
Hauptforum der internationalen Staatengemeinschaft ist; seine 
Beratungen, Entsch l ießungen und Beschlüsse spiegeln die Pro­
bleme der Welt i n einzigartiger Weise wider. Das Abstimmungs­
verhalten eines Landes in der Generalversammlung gibt in ge­
wissem Umfang Aufschluß über seine politische Grundhaltung 
und seine Stellung gegenüber anderen Mitgliedern oder Grup­
pen der Staatengemeinschaft. 

I . Abstimmungen in der Generalversammlung 

Schon auf den ersten Blick zeigt sich jedoch, daß >das Abstim-
mungsverhalten< eines Staates ein schwer zu fassendes Phäno­
men ist. Die Generalversammlung hat neben ihren zehn ordent­
lichen Jahresversammlungen seit 1973 sieben Sondertagungen 
und vier Notstandssondertagungen abgehalten. Dabei hat sie 
fast 2 100 Resolutionen verabschiedet. Gerade in wesentlichen 

HORST RISSE 

Fragen umfassen diese oft zahlreiche Teile, über die einzeln 
abgestimmt w i r d 2 . Hinzu treten noch die Beschlüsse (Deci­
sions). Zusammengenommen ist >das Abstimmungsverhalten< 
damit die Stellungnahme der Bundesrepublik Deutschland in 
weit über 3 000 Einzelfällen. 
Davon ist nur ein gewisser Teil kontrovers. 63 bis 70 v H der Ent­
scheidungen i n der Generalversammlung fielen in den letzten 
Jahren ohne Abst immung 3 . I n diesen Fäl len weicht die Bundes­
republik ohnehin nicht von der Mehrheitsentscheidung ab. Das 
gleiche gil t na tür l i ch dann, wenn sie bei kontroversen Resolu­
tionen mi t Ja stimmt. Dies tut sie bei etwa 15 v H aller Resolutio­
nen und Beschlüsse . I n den verbleibenden Fällen, also ungefähr 
bei jeder fünften Stimmabgabe, votiert die Bundesrepublik an­
ders als die Mehrheit. Meist geschieht das durch Stimmenthal­
tungen. Diese in New York als die konziliantere Form des 
Nein geltenden Voten machen allerdings insgesamt nur etwa 
13-15 v H aus. Auf alle Entscheidungen der Generalversamm­
lung bezogen, kann daher das spött ische Wort von der Enthal­
tung als dem >German vote<4 nicht mi t vollem Recht angewen­
det werden. Der Antei l der Nein-Stimmen schließlich ist i m 
Laufe der Zeit sehr stark gestiegen: von 1,5 v H i m Jahre 1973 
auf 8,35 v H 1982. Dennoch, setzt man die Nein-Stimmen in ein 
Verhäl tn is zu allen in der Generalversammlung fallenden Ent­
scheidungen, waren es stets deutlich unter 10 v H der bundes­
deutschen Wil lensäußerungen, die diametral der Mehrheitsmei­
nung entgegenstanden. 
Diese rein quantitativen Betrachtungen — Einzelheiten bezüg­
lich der letzten fünf Jahre k ö n n e n der nachstehenden Tabelle 
entnommen werden — lassen sich dahin zusammenfassen, daß 
das Abstimmungsverhalten der Bundesrepublik Deutschland 
normaler ist, als es oft den Anschein hat. Was den UNO-Alltag 
betrifft, kann kaum die Rede davon sein, daß sie eine extreme 
Außensei terposi t ion e i n n ä h m e : 
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33. 34. 35. 36. 37. Generalversammlung 

63,6 68,2 70,3 66,6 63,0 Annahme ohne Abstimmung 

17,6 13,2 11,4 12,4 14,0 Ja bei kontroversen 
Resolutionen 

5,8 6,6 5,9 7,7 8,4 Nein bei kontroversen 
Resolutionen 

13,0 12,0 12,4 13,3 14,6 Enthaltung 

81,2 81,4 81,7 79,0 77,0 Votum mit der Mehrheit 

18,8 18,6 18,3 21,0 23,0 Votum anders als die Mehrheit 

(Angaben in Prozent) 

Diese Zahlen sagen allerdings nichts da rübe r aus, wie die Bun­
desregierung zu den kontroversen, die Debatten der Vereinten 
Nationen beherrschenden Themen steht. Um dieser Frage 
nachzugehen, sollen die Komplexe Südliches Afrika, Abrüs tung, 
Nahost und Teilaspekte des internationalen Menschenrechts­
schutzes an Hand exemplarisch erscheinender Resolutionen 
untersucht werden. Es ist allerdings erforderlich, sich zuvor 
Klarheit da rübe r zu verschaffen, welche Erkenntnisse sich aus 
einer Analyse des Abstimmungsverhaltens gewinnen lassen. 
Denn es ginge zweifellos zu weit, die UNO-Politik eines Landes 
und seine Position zu weltbewegenden Fragen nur nach seinen 
Voten in der Generalversammlung zu bewerten. 

I I . Der Erkenntniswert von Abstimmungsanalysen 

1. Die Bedeutung von Text und Entstehungsgeschichte 

Die wesentlichsten Abstimmungen in der Generalversammlung 
haben Resolutionen zum Gegenstand. Deren Text entsteht in 
mehr oder weniger durchschaubarer Weise meist i n den sieben 
H a u p t a u s s c h ü s s e n der Generalversammlung, oft aber auch — 
dokumentarisch kaum nachvollziehbar — in informellen Ver­
handlungen. Erfolge bei der Aushandlung des Resolutionstex­
tes vergrößern se lbs tvers tändl ich die Wahrscheinlichkeit, daß 
eine Resolution politisch für ein Land akzeptabel wird . Dabei 
geht es oft u m Passagen, die für den Hauptgegenstand der Ent­
schl ießung von gar nicht so großer Bedeutung sind. 
Ein Beispiel aus der letzten Generalversammlung mag dies ver­
deutlichen: Eine Teilresolution (A/Res/37/123D) der all jährlich 
von der Generalversammlung verabschiedeten umfangreichen 
Entsch l ießung zur Lage i m Nahen Osten ist den Massakern in 
den Pa läs t inenser -Lagern Sabra und Shatila in Beirut gewid­
met 5 . Der operative Absatz 1 dieser Resolution en thä l t eine 
scharfe Verurteilung des »Massenmordes« , der operative Ab­
satz 2 die Feststellung, daß das Massaker als »Akt des Völker­
mordes« anzusehen sei. Dem Vernehmen nach hat die Bundes­
republik gemeinsam mi t den neun anderen EG-Ländern ver­
sucht, diese Feststellung aus dem Resolutionstext zu entfernen. 
Hierfür waren Fragen der Auslegung der Völkermord-Konven­
t ion von 1948, also rechtliche Erwägungen , maßgebl ich. Als die 
EG-Länder mi t ihren Bedenken nicht durchdringen konnten, 
stimmten sie für den Absatz 1 und gegen den Absatz 2. Bei 
der eigentlich entscheidenden Abstimmung über die Resolution 
37/123D insgesamt enthielten sie sich dann 6 . Blickt man nur auf 
dieses Votum — und in der Regel w i r d nur die abschl ießende 
Stimmabgabe zu einer Resolution einer breiteren Öffentlichkeit 
bekannt —, so entsteht der Eindruck, als habe unter anderem 
die Bundesrepublik sich nicht zur Verurteilung der grauenhaf­
ten Ereignisse in Beirut entschl ießen können . Daß diese Enthal­
tung dadurch zu e rk lä ren ist, daß die EG-Länder ihre Position 
bei der Aushandlung des Resolutionstextes nicht durchsetzen 
konnten, e r fähr t nur, wer etwas über die Entstehungsge­
schichte der Resolution herausfinden kann oder zumindest aus 
den Abstimmungen über die einzelnen Absätze , die in den Ple­
narprotokollen der Generalversammlung wiedergegeben sind, 
die richtigen Schlüsse zieht. 

Das Beispiel zeigt, daß es bei der Entscheidung übe r die Zustim­
mung zu einer Resolution nicht nur auf deren Hauptgegen­
stand, sondern auch auf die Einzelheiten des Textes und die 
Entstehungsgeschichte ankommt. Daher läßt sich aus dem Vo­
tum allein keine zuverläss ige Aussage über die Haltung einer 
Regierung zu einer Einzelfrage entnehmen. 

2. Erklärungen zur Stimmabgabe 

Die Plenarprotokolle der Generalversammlung enthalten auch 
die von den Staaten abgegebenen Erk l ä rungen zu ihren Voten. 
Derartige E r l äu t e rungen haben die Funktion, den eigenen 
Standpunkt zu präzis ieren, was insbesondere dann notwendig 
ist, wenn dieser durch das Votum allein nicht hinreichend ge­
nau dargestellt ist. Dies gil t besonders dann, wenn ein Land 
Schwierigkeiten mi t den Einzelheiten eines Entschl ießungstex­
tes hat. Es kann dann auch zu interessanten Wechselwirkungen 
zwischen Vorbehalten zu einzelnen Formulierungen und den 
E r l äu t e ru n g en zur Stimmabgabe kommen. 
Zur Verdeutlichung kann erneut auf das Beispiel der Resolu­
t ion 37/123D zurückgegriffen werden. Nachdem die Bemühun­
gen der EG-Länder , den Resolutionstext in der beschriebenen 
Weise abzuändern , gescheitert waren, e rk lä r t e der dän ische De­
legierte i m Namen der Zehn, daß man i n Europa über die Mas­
saker schockiert gewesen sei und diese als kriminellen A k t ver­
urteile, jedoch Vorbehalte wegen der Bezugnahme auf die Völ­
kermord-Konvention hege. Darübe r hinaus sei die Generalver­
sammlung nicht das nach dieser Konvention zus tändige Organ 
für die Feststellung, daß eine bestimmte Handlung als Völker­
mord einzustufen sei. Diese E r l äu t e rung zur Stimmabgabe läßt 
nun die bundesdeutsche Enthaltung ganz eindeutig und doku­
mentarisch nachweisbar in einem anderen Licht erscheinen. 
Wo der Blick auf das bloße Votum noch auf eine gewisse poli­
tisch bedingte Nachsicht gegenüber dem Massenmord an palä­
stinensischen Zivilisten hindeuten mochte, werden nun jur is t i ­
sche Bedenken als Motiv für die Stimmenthaltung erkennbar. 
Obwohl es zunächs t den Anschein hat, stellt dieser Befund die 
Brauchbarkeit der Abstimmungsanalyse nicht in Frage. So wie 
die EG-Länder näml ich ihre Enthaltungen durch die zitierten 
E r k l ä r u n g e n relativiert haben, haben andere Staaten (beispiels­
weise Spanien und Singapur) ihre Zustimmung zu der Resolu­
tion e r l äu te r t und dabei zum Ausdruck gebracht, daß sie die 
Bezugnahme auf die Völkermord-Konvent ion für zweifelhaft 
halten. Auch diese Staaten hatten also offenbar Vorbehalte ge­
gen den Resolutionstext, die denen der EG-Länder recht ähn­
lich waren. Daß sie der Resolution trotzdem zustimmten, läßt 
sich nur damit e rk lä ren , daß sie bei einer Abwägung ihrer 
Betroffenheit über die Ereignisse i n den Flücht l ings lagern ge­
gen ihre juristischen Bedenken letztere i m Ergebnis in den 
Hintergrund stellten. Das Abstimmungsverhalten indiziert hier 
also die Prä fe renzen der Staaten. Es zeigt sich, daß das Mi t te l 
der E rk l ä rung zur Stimmabgabe geeignet ist, Schwierigkeiten 
mi t den Einzelheiten eines Textes weitgehend zu überbrücken . 
Hieraus ergibt sich eine Rückwi rkung auf die Bedeutung des 
Votums: Dieses ist zwar nicht in der Lage, die Position eines 
Staates zu einer Einzelfrage eindeutig kundzutun, es ist aber 
ein ve rhä l tn i smäßig zuver läss iger Indikator für die Grundhal­
tung eines Landes zu einem bestimmten Fragenkomplex. Dar­
übe r hinaus ist das Votum — anders als Textfeinheiten, Entste­
hungsgeschichte und E r k l ä r u n g e n zur Stimmabgabe — die ein­
zige Äußerung eines Staates zu einer Resolution, die manifest 
an die Öffentlichkeit dringt. I h m läßt sich also praktisch immer 
entnehmen, wie die Position eines Landes zu einer bestimmten 
Frage nach außen erscheint. 

Erschöpft sich die Bedeutung des Votums darin, Grundpositio­
nen und Tendenzen aufzuzeigen sowie das in der Weltöffent­
lichkeit bestehende Bi ld eines Landes mi tzuprägen, so ist der 
Erkenntniswert der Abstimmungsanalyse entsprechend be­
grenzt. I n diesem Sinne sind die folgenden Aussagen zu verste­
hen. 
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I I I . Einzelne Themenbereiche 

1. Südliches Afrika 

Hier haben in den vergangenen zehn Jahren drei Themen die 
größte Rolle gespielt: die Republik Südafr ika und ihre Apart­
heid-Politik, Namibia und (bis 1979) Rhodesien. Bei den hierzu 
untersuchten 209 Resolutionen 7 fällt sofort auf, daß der Grad 
der bundesdeutschen Übere ins t immung mi t der Mehrheit we­
sentlich geringer ist als i m Durchschnitt der Entschl ießungen: 
Nur 27,7 v H der zum Südafr ika-Problem ausgewäh l t en Resolu­
tionen wurden von der Bundesrepublik un te rs tü tz t . Diese posi­
tiven Voten beziehen sich überwiegend auf Fälle, i n denen ein 
anderes Abstimmungsverhalten schlechthin unmögl ich gewe­
sen wäre : Resolutionen wegen politischer Gefangener und Fol­
terungen in Südafr ika sowie Gnadenersuche zugunsten mi t der 
Todesstrafe bedrohter Fre ihe i t skämpfer t rug auch die Bundes­
republik mit . Diese Entschl ießungen wurden meist auch ein­
st immig verabschiedet oder ohne Gegenstimme angenommen. 
Ja-Stimmen der Bundesrepublik findet man dann noch in Fäl­
len, bei denen — provozierend formuliert — die Zustimmung 
politisch kaum etwas kostet. Als Beispiele seien die regelmäßig 
positiven Voten zum UN-Treuhandfonds für Südafr ika und zur 
Verbreitung von Informationen über die Apartheid e rwähn t . 
Bei über einem Viertel der untersuchten 209 Entsch l ießungen 
hat die Bundesrepublik mi t Nein gestimmt. Diese betrafen 
meist Aussagen, die der Bundesrepublik zu weit gingen, insbe­
sondere, wei l sie sich nicht von Gewaltanwendungen i m Kampf 
gegen Südafr ika distanzierten oder diese ausdrückl ich für legi­
t i m e rk lä r ten . Bonn hat auch solche Resolu t ionsabsä tze abge­
lehnt, die die Bundesrepublik nicht direkt betrafen, etwa solche 
zum Öl-Embargo oder zu den Beziehungen zwischen Südafr ika 
und Israel. Interessant ist auch die rege lmäßig verabschiedete 
Resolution bezüglich fremder wirtschaftlicher Interessen in Ko­
lonien und i m Südl ichen Af r ika 8 , die vornehmlich die Aktivitä­
ten westlicher Staaten betrifft. Zugestimmt hat ihr die Bundes­
republik nie, sich jedoch in den ersten drei Jahren ihrer Mit ­
gliedschaft der Stimme enthalten, um dann bis 1981 stets mi t 
Nein zu votieren. Dieser Wandel des Abstimmungsverhaltens in 
der 31. Generalversammlung hing offensichtlich mi t der seiner­
zeit erstmals erfolgten namentlichen Nennung der Bundesrepu­
bl ik zusammen, denn als diese 1982 in der e inschlägigen Reso­
lution unterblieb, enthielt sich Bonn wieder, obwohl die Textän­
derungen gegenüber der Entschl ießung von 1981 den eigentli­
chen Gehalt kaum betrafen. 

Versucht man, über die zehn Jahre der Mitgliedschaft h in eine 
Entwicklungslinie zu erkennen, so stellt man fest, daß die Ab­
weichung von der Mehrheitsmeinung i n der Generalversamm­
lung von 1980 mi t fast 90 v H der Südafr ika betreffenden Ent­
schl ießungen einen gewissen H ö h e p u n k t erreichte. Seitdem 
steigt der Grad der Bonner Zustimmung wieder etwas an 9 . 
Für den Bereich Südliches Afr ika verzeichnet die Statistik der 
ausgewähl ten Resolutionen schließlich fast 47 v H Enthaltungen 
der Bundesrepublik. Diese entfallen einmal auf bestimmte 
Aspekte der Südafrika-Poli t ik der Staatenmehrheit, zum größ­
ten Teil aber auf die Namibia-Frage. Hier hat die Bundesrepu­
blik nur selten und dann in unwesentlichen Teilaspekten (wie 
dem Namibia-Fonds) den Resolutionen der Generalversamm­
lung zugestimmt. Das ist zum größten Teil gewiß auf die bun­
desdeutsche Beteiligung an der Initiative fünf westlicher Staa­
ten in Sachen Namibia zurückzuführen. Fast ebensoviele Ent­
haltungen p räg ten allerdings weiland auch die deutsche Hal­
tung in der Rhodesien-Frage. 
Konnte man 1974 in dieser Zeitschrift noch lesen, daß die Hal­
tung der Bundesrepublik gegenüber der Südafrika-Poli t ik der 
Vereinten Nationen »eher enthaltend als zus t immend« sei 1 0 , so 
m u ß man heute sagen, daß sie eher enthaltend als ablehnend 
ist. M i t Blick auf die vergangenen zehn Jahre sind Zweifel 
daran angebracht, ob die bundesdeutsche Südafrika-Poli t ik in 
der UNO dem eingangs e r w ä h n t e n Anspruch des Jahres 1973 
gerecht werden kann. Die Haltung gegenüber dem Apartheid-

Regime ist allenfalls zögerlich, besonders was die wirtschaftli­
chen Beziehungen betrifft. Dies w i r d sicher oft — auch wenn es 
so nicht gewollt war — i m Ergebnis als eine Unte r s tü t zung Pre­
torias verstanden worden sein. 

2. Abrüstung 

Zu diesem Themenkomplex wurden 227 Resolutionen ausge­
wähl t . Grundsä tz l ich unbeachtet sind dabei solche Entschlie­
ß u n g e n geblieben, die die Erk lä rung mehr oder minder weit 
entfernter Weltregionen zu atomwaffenfreien oder Friedenszo­
nen betrafen. Die Bundesrepublik stimmte bei den ausgewähl ­
ten Entsch l ießungen 156mal mi t Ja oder schloß sich einem Kon­
sens an und konnte so in immerhin 68,5 v H der Fälle der Mehr­
heitsmeinung folgen. Die Ablehnungsquote von 9 v H ist für ein 
paktgebundenes Land nicht sonderlich hoch und mi t 22,5 v H 
sind die bundesdeutschen Enthaltungen jedenfalls nicht so auf­
fallend zahlreich, wie es bei dem Komplex Südafr ika der Fall 
ist. Bei n ä h e r e m Hinsehen zeigt sich allerdings, daß die von der 
Mehrheit abweichenden Bonner Voten nach einem Tiefstand 
1979 in den vergangenen drei Jahren erheblich zugenommen 
haben 1 2 . I n dieser Entwicklung spiegelt sich das seit der ersten 
Sondergeneralversammlung zum Thema Abrüs tung (1978) 
stark geschwundene Einvernehmen der Staaten auf diesem 
Sektor wider, welches auch für das Scheitern der zweiten Son­
dergeneralversammlung (1982) zu dem Thema verantwortl ich 
war. 
Regelmäßig mi t Nein hat die Bundesrepublik gestimmt, wenn 
sich eine Entsch l ießung gegen die Stationierung von Kernwaf­
fen auf dem Boden von Nichtkernwaffenstaaten richtete. Das 
gleiche gil t für eine Resolution, die die Nichtausnutzung des 
wissenschaftlichen Fortschritts für mil i tär ische Zwecke betraf. 
Diese negativen Voten lassen sich noch ohne weiteres aus 
Bündnis rücks ich ten e rk lä ren ; einige der Stimmenthaltungen 
erscheinen dagegen kaum verständl ich. So enthielt sich die 
Bundesrepublik i n den ersten vier Jahren ihrer UN-Mitglied­
schaft bei der a l l jähr l ichen Atomteststopp-Resolution. 1977 gab 
sie diese Haltung auf und votierte mi t Ja (ebenso 1978 und 
1979), um sich dann in den letzten drei Generalversammlungen 
wieder der Stimme zu enthalten. 
Was das Verbot einzelner Waffen betrifft, ist die Haltung Bonns 
nicht ganz einheitlich. Resolutionen für ein Verbot von Napalm 
wurden i m wesentlichen mitgetragen. Das gleiche gi l t für das 
Verbot von B- und C-Waffen. Fü r ein Verbot der Neutronen­
bombe ist die Bundesregierung indes nicht zu haben. Insofern 
votierte sie auf den letzten Tagungen mi t Nein, ebenso bei einer 
Resolution gegen den Ersteinsatz von Kernwaffen. Diese Bei­
spiele zeigen, daß die Bundesrepublik gegen eine einseitig auf 
Kernwaffen gerichtete Abrüstungspol i t ik ist. M i t Nachdruck 
t r i t t Bonn hingegen für wirksame Ü b e r p r ü f u n g s m a ß n a h m e n 
auf dem Sektor Abrüs tung ein. Ein signifikantes Beispiel dafür 
ist die Zustimmung zu dem Vorschlag, ein internationales Satel-
litenkontrollsystem aufzubauen. 
Zweifellos ist der Bereich Abrüs tung ein ungewöhnl i ch breit 
gefächer ter Themenkomplex. Es ließen sich sicherlich noch 
zahlreiche weitere Gesichtspunkte finden, unter deren Beach­
tung man den bundesdeutschen Standpunkt hierzu beleuchten 
könnte . Erkennbar ist jedoch, daß die Bundesrepublik sich den 
B e m ü h u n g e n der Weltorganisation hier in wesentlichen Berei­
chen angeschlossen hat. Sie hat sich zwar bei einer Reihe von 
Ansä tzen verweigert, jedoch die Schritte, die sie für sinnvoll 
und vertretbar halten konnte, un ters tü tz t . 

3. Nahost 

Ein weiteres wichtiges Dauerthema ist der Nahost-Konflikt. 
Ganz überwiegend hat sich hier bekanntlich die Konstellation 
>Israel (bzw. Israel und die USA) gegen den Rest der Welt< her­
ausgebildet 1 3. Daß die Rolle der Bundesrepublik nicht die eines 
voll integrierten Partners in diesem Spiel sein kann, folgt aus 
unserer j ünge ren Geschichte. Bei den 161 ausgewähl ten Ent­
sch l i eßungen 1 4 stimmte die Bundesrepublik in etwa 46 v H der 
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Fälle den mehr oder weniger israelkritischen Texten zu. Zu ver­
zeichnen sind weiter 16 v H Nein-Stimmen und 38 v H Enthaltun­
gen; hier s t immt das Wort von der Enthaltung als dem >German 
vote< also ebenso wie bezüglich des Komplexes Südliches Af r i ­
ka. 
Es ist nicht leicht, eine Entwicklungslinie in Bonns Verhäl tn is 
zu Israel auszumachen. Der Antei l zustimmender Voten bei den 
israelkritischen Resolutionen hat i m Laufe der Jahre immer 
etwas geschwankt, jedoch haben diese Bewegungen kaum in 
eine bestimmte Richtung gedeutet. Die Bundesregierung hat 
fast nie die Einschä tzung der Staatenmehrheit zur Lage in 
Pa läs t ina geteilt, wie sie in den jähr l ich verabschiedeten Reso­
lutionen zur Pa läs t ina-Frage und zur Lage i m Nahen Osten 
nachzulesen ist; als Ausnahme ist zu verzeichnen, daß sie die 
Resolutionen un te r s tü t z t hat, die gegen die Annexion Jerusa­
lems gerichtet waren. Anders war Bonns Reaktion jedoch, als 
es um die Ausdehnung des Geltungsbereichs israelischen 
Rechts auf die syrischen Golanhöhen ging. Bei einer unmittel­
bar nach der diesbezügl ichen israelischen Entscheidung verab­
schiedeten Entsch l ießung enthielt sich die Bundesrepublik, ein 
Jahr spä te r stimmte sie gegen die die Annexion verurteilende 
Resolution. Die Ursache hierfür ist jedoch offensichtlich i m 
Text der neueren Entsch l ießung zu finden: Israel w i r d dort als 
»nicht friedliebend« bezeichnet, was i m Hinbl ick auf die Be­
stimmungen der UN-Charta seine weitere Mitgliedschaft in der 
Weltorganisation gefährden kann. Ebenfalls negativ sind die 
bundesdeutschen Voten, wenn es um Resolutionen geht, die 
gegen die Camp-David-Abkommen gerichtet sind. 
Bemerkenswert ist allerdings, daß die keinesfalls israelfreund­
lichen Berichte des Sonderausschusses zur Untersuchung is­
raelischer Praktiken, die die Menschenrechte der Bevölkerung 
der besetzten Gebiete b e e i n t r ä c h t i g e n nie eine Gegenstimme 
der Bundesrepublik hinnehmen mußten . 
Wie schwer sich die Bundesrepublik auch bei ve rhä l tn i smäßig 
eindeutigen Sachverhalten tut, mag man an einem Beispiel aus 
den letzten beiden Generalversammlungen ersehen: Auf der 36. 
Tagung konnte man sich nicht dazu entschl ießen, den israeli­
schen Luftangriff auf das irakische Reaktorzentrum Osirak zu 
verurteilen. Dies geschah dann jedoch i m Jahr darauf. Als ein 
weiteres Beispiel ließe sich die oben schon ausführl ich bespro­
chene Resolution zu dem Massaker in den Beiruter Flüchtl ings­
lagern anführen. 
Insgesamt erscheint das Abstimmungsverhalten der Bundesre­
publik bei den den Nahost-Konflikt betreffenden Entschl ießun­
gen als von einer gewissen Unsicherheit gegenüber Israel ge­
prägt . Die tendenziell vorhandene Solidari tä t mi t Israel wi rd 
auf zunehmend h ä r t e r e Proben gestellt. Daß sich dies bei einer 
quantitativen Abstimmungsanalyse nicht s t ä rke r zeigt, ist 
wahrscheinlich darauf zurückzuführen, daß die Israel verurtei­
lenden Texte oft so scharf formuliert sind, daß eine Zustim­
mung für die Bundesregierung schlechterdings unmögl ich ist, 
obwohl sie i m Hinblick auf den eigentlichen Hauptgegenstand 
der Resolutionen oft geneigt wäre , positiv zu votieren. 

4. Menschenrechte 

Dieses Gebiet ist ebenso komplex wie einer Untersuchung der 
hier vorgenommenen A r t schwer zugänglich. Das liegt auch 
daran, daß man sich auf der Ebene der Vereinten Nationen um 
einen universell akzeptierten Menschenrechtsstandard bemüht . 
Damit ist die Tendenz zu Kompromißf indung und (daraus re­
sultierender) Doppeldeutigkeit hier noch ausgepräg te r als an­
derswo. 
Aus dem Menschenrechtsbereich sollen lediglich zwei Bei­
spielsfälle herausgegriffen werden, die recht kontrovers disku­
tiert worden sind: die Chile-Frage und das A m t eines UN-Hoch­
kommissars für Menschenrechte. 
Seit 1974 hat die Generalversammlung rege lmäßig eine Resolu­
tion zur Lage der Menschenrechte in Chile verabschiedet 1 5. Sie­
benmal hat die Bundesrepublik diesen Entsch l ießungen zuge­
stimmt, zweimal (1976 und 1982) hat sie sich enthalten. Dies hat 

Aufnahme der beiden deutschen Staaten 
SICHERHEITSRAT— Gegenstand: Aufnahme der Deutschen Demokratischen Re­

publik und der Bundesrepublik Deutschland in die Vereinten Nationen. — Reso­
lution 335 (1973) vom 22. Juni 1973 

Der Sicherheitsrat, 

— nach getrennter Prüfung des Antrags der Deutschen Demokratischen Republik 
(S/10945) und des Antrags der Bundesrepublik Deutschland (S/10949) auf Auf­
nahme in die Vereinten Nationen, 

1. empfiehlt der Generalversammlung, die Deutsche Demokratische Republik als 
Mitglied in die Vereinten Nationen aufzunehmen; 

2. empfiehlt der Generalversammlung, die Bundesrepublik Deutschland als Mit­
glied in die Vereinten Nationen aufzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstimmung angenommen. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand: Aufnahme der Deutschen Demokrati­
schen Republik und der Bundesrepublik Deutschland in die Vereinten Nationen. 
— Resolution 3050(XXVIII) vom W.September 1973 

Die Generalversammlung, 

— nach Erhalt der Empfehlung des Sicherheitsrats vom 22. Juni 1973, die Deutsche 
Demokratische Republik und die Bundesrepublik Deutschland in die Vereinten 
Nationen aufzunehmen, 

— nach getrennter Prüfung des Aufnahmeantrags der Deutschen Demokratischen 
Republik und des Aufnahmeantrags der Bundesrepublik Deutschland, 

1. beschließt, die Deutsche Demokratische Republik als Mitglied in die Vereinten 
Nationen aufzunehmen; 

2. beschließt, die Bundesrepublik Deutschland als Mitglied in die Vereinten Natio­
nen aufzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstimmung angenommen. 

sie i n der letzten Generalversammlung auch bei den Resolutio­
nen zur Menschenrechtslage in Guatemala und El Salvador 
getan 1 6 . Dabei hatten die westlichen Lände r — darunter auch 
die Bundesrepublik — noch 1978 i n einer Kampfabstimmung 
eine Entsch l ießung durchgesetzt, die die Wichtigkeit der Erfah­
rungen der Chile-Menschenrechtsarbeitsgruppe auch für wei­
tere umfangreiche Menschenrechtsverletzungen hervorhob 1 7 . 
Hinweise auf eine konsequente Linie der Bundesrepublik hin­
sichtlich der Menschenrechte in Chile lassen sich auch nicht 
aus dem Verhalten des deutschen Vertreters in der Menschen­
rechtskommission der Vereinten Nationen entnehmen. Dieser 
stimmte näml ich bei der d ies jähr igen Tagung jenes Gremiums 
für eine Chile-Resolution, wenn auch nicht ohne erhebliche Vor­
behalte. Deren Berechtigung ist nicht von der Hand zu weisen, 
denn die Praxis der Verurteilung einzelner Lände r ist mitunter 
einseitig orientiert. Dennoch stellt sich die Frage, ob die ge­
nannten Enthaltungen in der Generalversammlung und die ins­
gesamt inkonsequent erscheinenden Stellungnahmen der Bun­
desrepublik geeignet sind, die Staaten der Drit ten Welt i n der 
Auffassung zu bes tä rken , daß die Menschenrechte bei den Län­
dern des Westens in guten H ä n d e n sind. 
Das heterogene Menschenrech t sve r s t ändn i s i n den Vereinten 
Nationen illustrieren k ö n n e n zwei Resolutionen, die von der 37. 
Generalversammlung verabschiedet wurden. I n ähnl icher Form 
hat es solche Entschl ießungen aber auch f rüher schon gegeben. 
Die erste hat die Bundesrepublik mi t Enthaltung qui t t ier t 1 8 . Sie 
befaßt sich mi t »al ternat iven Ansätzen« zum Menschenrechts­
schutz, einer A r t Ersatzerfindung für den dem Ostblock und 
Teilen der Dri t ten Welt nicht recht genehmen Hochkommissar 
für Menschenrechte. I n ihr werden vor allem Kollektivrechte — 
so das Recht auf Entwicklung — betont. Die zweite Resolution, 
der die Bundesrepublik zugestimmt hat 1 9 , hebt hingegen die 
Würde des Individuums hervor und erklär t , daß der Schutz der 
einen A r t Rechte nicht auf Kosten des Schutzes anderer Kate­
gorien von Rechten erfolgen dürfe. I n dieser Resolution taucht 
dann auch der Hochkommissar wieder auf. 
Die Menschenrechtspolitik der Bundesrepublik ist nicht immer 
leicht vers tändl ich . Da, wo i m UN-System kollektive Rechte 
eine ü b e r s t a r k e und für die Individualrechte mögl icherweise 
gefährl iche Betonung erfahren, kann man angesichts des bun­
desdeutschen Rechts- und Ver fassungsvers tändn isses kaum er­
warten — und der Verfasser möchte e rgänzen : w ü n s c h e n —, 
daß sich Bonn der Mehrheitsmeinung anschl ießt . Um so schwe­
rer ist es jedoch angesichts dieser Rechtstradition nach außen 
zu e rk lä ren , wenn die Bundesrepublik auf die Verurteilung von 
Staaten, die gerade diese Individualrechte verletzen, ab und an 
verzichtet. 
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IV. Abstimmungsverhalten im Vergleich mit anderen Ländern 

/. Die Vereinigten Staaten 

Die USA sind nicht die F ü h r u n g s m a c h t der Bundesrepublik, 
was deren Stimmabgabe in der Generalversammlung betrifft. 
Zwar ist Übe re in s t immung die Regel, die Abweichungen aber 
machen bei den untersuchten Entsch l ießungen 25,9 v H aus. Dia­
metrale Gegensä tze sind selten, kommen aber mi t zunehmen­
der Häufigkei t vor. Bei den untersuchten Abrüstungs-Resolut io­
nen be t r äg t der Antei l der Abweichungen immerhin schon 
13,7 v H . Angesichts der gemeinsamen Blockzugehörigkei t ist 
das ein erheblicher Antei l . Bei den Südafr ika-Entschl ießungen 
sind es dann 16,7 v H und i m Bereich Nahost sogar 41,6 v H . Die 
Tendenz ist steigend, bei den letztgenannten Themenkomple­
xen sogar stark steigend. 
Diese Entwicklung bedürf te einer genauen Untersuchung, es 
deutet aber manches darauf hin, daß sie auf die harte Linie der 
Regierung Reagan zurückzuführen ist, der die Bundesregie­
rung nicht gefolgt ist. Ob die Regierung Kohl dies eher tun w i r d 
als die Regierung Schmidt, läßt sich derzeit noch nicht sagen. 

2. Die anderen EG-Staaten 

Die Europä ische Politische Zusammenarbeit (EPZ) ist dagegen 
ein erheblich mitbestimmender Faktor der deutschen UN-Poli­
t ik . Obwohl auch i m Bereich Südafr ika die Übere ins t immungen 
der EG-Länder zahlreich sind, funktioniert die EPZ in diesem 
Themenkomplex schlechter als in den anderen untersuchten 
Bereichen. Dies liegt nicht zuletzt an der Bundesrepublik, die — 
wie Großbr i t ann ien — in Südafr ikafragen häufiger als andere 
EG-Länder mi t den Vereinigten Staaten stimmt. Die Enthaltun­
gen in Sachen Namibia lassen sich aber EG-weit feststellen. I m 
Bereich Abrüs tung ist die Übere ins t immung größer, hier ist es 
auch eher Frankreich, das einen eigenwilligeren Kurs steuert. 
Die Bedeutung der EPZ hat hier auch gegenüber anderen west­
lichen Konsultationsmechanismen — etwa der sogenannten 
Barton-Gruppe, in der die westlichen Staaten ihre Haltung zu 
Abrüs tungsf ragen koordinieren — zugenommen 2 0 . 
A m wirksamsten ist die EPZ — soweit dies i n dieser Untersu­
chung festgestellt werden kann — bei den Nahost-Resolutionen. 
Hier gibt es in Gestalt der E rk l ä rungen von London (1977), 
Venedig (1980) und Brüssel (1982) auch t ragfähige Grundlagen 
für eine gemeinsame Politik. 
Die Sol idari tä t mi t den europä ischen Partnern ist offenbar für 
Bonn dann ein ausschlaggebender Faktor, wenn deren Sonder­
interessen betroffen sind; so die Frankreichs bezüglich der Ko­
moren-Insel Mayotte und die Großbr i t ann iens bezüglich der 
Falklandinseln 2 1 . 

3. Der andere deutsche Staat 

Bemerkenswert ist, daß die DDR durch ihre Mitarbeit i n den 
Vereinten Nationen sehr ähnl iche Ziele fördern wollte wie die 
Bundesrepublik: Festigung der internationalen Sicherheit, Ab­
rüs tung und Beseitigung des Kolonialismus 2 2 . Dies hat jedoch 
nicht zu ausgepräg ten Gemeinsamkeiten i m Abstimmungsver­
halten der beiden deutschen Staaten geführt . Übere ins t immun­
gen mi t der Bundesrepublik gibt es natür l ich, sie sind aber 
zufällig oder folgen aus gelegentlichen Interessengleichhei­
t en 2 3 . 
Die DDR hegt keinen Zweifel daran, daß sie »den Pflichten in 
Ehren gerecht (wird)«, die sie mi t ihrer Aufnahme in die Welt­
organisation ü b e r n o m m e n hat 2 4 . Nimmt man die Übereins t im­
mungen mi t der Mehrheit i n der Generalversammlung zum ein­
zigen Maßs tab für den Grundsatz der Bereitschaft eines Staa­
tes zu internationaler Zusammenarbeit, so kann die DDR in der 
Tat von sich behaupten, ein kooperationsfreudiges Land zu 
sein. Dies gil t besonders für die hier untersuchten Bereiche 
Nahost und Südafrika, wo die DDR allen ausgewähl ten Ent­
schl ießungen zugestimmt hat. Ob sie aber ihrer eigenen Forde­
rung, alles international Mögliche für Frieden und Abrüs tung 

zu tun, gerecht wird , ist zumindest zweifelhaft. I n den vergange­
nen zehn Jahren hat sie immerhin 28 v H der ausgewähl ten 
Abrüs tungsen t sch l i eßungen die Gefolgschaft verweigert, ein 
Wert, der von dem entsprechenden der Bundesrepublik 
(31,5 vH) nur unbedeutend abweicht. Die DDR hat sich vor 
allem dann enthalten bzw. negativ votiert, wenn es um konkrete 
vertrauensbildende M a ß n a h m e n wie um Informationen über 
die ta t säch l ichen mi l i tä r i schen Kräf teverhä l tn isse oder Anga­
ben über die Mi l i t ä rausgaben g ing 2 5 . Die Einführung effektiver 
Ü b e r w a c h u n g s m a ß n a h m e n durch ein Satellitenkontrollsystem 
lehnte die DDR ebenfalls ab 2 6 . 
Und schließlich: Der vielzitierte »unverbrüchl iche Bruderbund 
mi t der U d S S R « 2 7 manifestiert sich in der Generalversamm­
lung überdeut l ich . Unter den untersuchten 629 Resolutionen 
gab es einen einzigen Fall, i n dem Sowjetunion und DDR unter­
schiedlich votiert hatten 2 8 . 
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Bilanz und Perspektiven 
Zehn Jahre Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland in den Vereinten Nationen 

Vor der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
hielt der Bundesminister des Auswärtigen am 23. September 
1983 in Bonn folgenden Vortrag: 

Unersetzliches Forum weltweiten Dialogs 

Ich freue mich, heute vor Ihnen anläßl ich des zehnten Jahres­
tags des Beitritts der Bundesrepublik Deutschland zu den Ver­
einten Nationen über unsere Politik und die Lage i n der Weltor­
ganisation sprechen zu können . Auch nach einem Jahrzehnt 
erfolgreicher Mitgliedschaft unseres Landes in den Vereinten 
Nationen stellt sich für die verantwortlichen Politiker ebenso 
wie für die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
u n v e r ä n d e r t die gemeinsame Aufgabe, bei unseren Mi tbürgern 
für die großen Ziele und die Verantwortung der Vereinten Na­
tionen Vers tändn i s zu erwecken und deutlich zu machen, wie 
sehr unsere Mitarbeit i n New York i m ureigensten Interesse 
unseres Landes liegt. Ich bin sicher, daß auch das heute zu 
Ende gegangene wissenschaftliche Symposium >Zehn Jahre 
UNO-Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland< hierzu 
einen wichtigen Beitrag geleistet hat. 
Der Tag unseres Beitritts zur Weltorganisation, der 18. Septem­
ber 1973, ist für uns ein historisches Datum. Die Mitgliedschaft 
i n den Vereinten Nationen hat unserer Außenpoli t ik eine neue 
zusätzliche Dimension mi t umfassenden Möglichkei ten gege­
ben. M i t der Mitgliedschaft i n der Weltorganisation wurde der 
letzte Schritt zur vollen Eingliederung der Bundesrepublik 
Deutschland als gleichberechtigter Partner in die internatio­
nale Gemeinschaft vollzogen. Seither wi rken w i r i n den Verein­
ten Nationen als dem multilateralen Zentrum weltweiter Zu­
sammenarbeit an der Lösung der großen Probleme der Gegen­
wart aktiv mit . Wir leisten i m Rahmen der Vereinten Nationen 
den Beitrag zur internationalen Zusammenarbeit, der unserer 
Verantwortung und unseren Möglichkeiten entspricht. Unsere 
Mitgliedschaft gibt uns die Möglichkeit, unsere Interessen um­
fassend wahrzunehmen und i m weltweiten Rahmen für die Ver­
wirkl ichung der Ziele und Grundsä tze der deutschen Außenpo­
l i t i k einzutreten. 
In den zurückl iegenden Jahren ist eine tiefgreifende Entwick­
lung deutlicher sichtbar geworden, die für das politische Den­
ken und damit auch die Haltung gegenüber den Vereinten Na­
tionen maßgebend sein sollte: Ich meine die weltweite gegensei­
tige Abhängigkei t , die heute auf zahlreichen Gebieten des inter­
nationalen Zusammenlebens klar erkennbar ist und unsere Zu­
kunft i n immer höhe rem Maße bestimmt. Die Fragen der im­
mer enger verzahnten Weltwirtschaft, die Entwicklung der Drit­
ten Welt, die Versorgung der wachsenden Weltbevölkerung mi t 
Nahrung, Energie, Rohstoffen, die Erhaltung des ökologischen 
Gleichgewichts auf unserem Planeten und vor allem die Ein­
d ä m m u n g des weltweiten Rüs tens : keine Regierung, auch nicht 
Gruppen von Staaten k ö n n e n diese Aufgaben heute allein aus 
eigener Kraft lösen. Der Einsicht in die Notwendigkeit weltwei­
ten Zusammenwirkens und der Erkenntnis, daß die internatio­
nale Gemeinschaft hierzu auf die umfassende Organisation der 
Vereinten Nationen angewiesen ist, darf sich niemand mehr 
entziehen. Wir handeln nach dieser Erkenntnis. 
Wir sind uns der großen Möglichkeiten der Vereinten Nationen 
voll bewußt . Wir kennen auch ihre Grenzen. I n einer von Kon­
fl ikten und In te ressengegensä tzen der verschiedensten A r t ge­
kennzeichneten internationalen Lage kann es keine leichte 
Aufgabe sein, jeweils Lösungen zu finden, die für 158 souveräne 
Mitgliedstaaten akzeptabel sind. Nur Kurzsichtige ziehen hier­
aus immer wieder den Schluß, die weltweite Zusammenarbeit 

HANS-DIETRICH GENSCHER 

der Vereinten Nationen sei unrationell, läst ig oder gar entbehr­
lich. Die Vereinten Nationen sind und bleiben das zentrale 
Forum für weltweiten Dialog, Vers tänd igung und Verhandlun­
gen. In einer Zeit immer engerer wechselseitiger Abhängigke i t 
kann ohne sie der notwendige globale Ausgleich der Interessen 
nicht erreicht werden. Die Vereinten Nationen sind das einzige 
globale Instrument, über das die Menschheit verfügt, um den 
Prozeß ihres Zusammenwachsens zu meistern. Die Vereinten 
Nationen sind — ungeachtet mancher Unvollkommenheit — 
unersetzlich. 
Der zehnte Jahrestag unseres UN-Beitritts steht i m Zeichen 
v e r s t ä r k t e r internationaler Spannungen und anhaltender Unsi­
cherheit übe r die künftige politische und wirtschaftliche Ent­
wicklung in vielen Regionen. Deshalb ist heute wichtiger denn 
je: Alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen m ü s s e n i m 
Geist der Vers tänd igung und des gerechten Ausgleichs der In­
teressen zusammenwirken, von dem die Charta der Vereinten 
Nationen gepräg t ist. 

Grundsätze unserer UN-Politik 

A n der Schwelle zum zweiten Jahrzehnt unserer Mitgliedschaft 
bekennen w i r uns erneut zu dieser Verpflichtung. F ü r die Bun­
desregierung bekräf t ige ich die Ziele unserer Außenpoli t ik, die 
w i r auch künftig in enger Abstimmung mi t unseren westlichen 
Partnern unserer Mitarbeit i n den Vereinten Nationen zu­
grunde legen wollen: 
Erstens: Die aktive und umfassende Sicherung des Friedens 
bleibt die vorrangige Maxime unserer UN-Politik. Wir werden 
insbesondere die B e m ü h u n g e n der Vereinten Nationen um die 
Beilegung oder E i n d ä m m u n g von akuten Krisen und Kon­
fl ikten nachdrückl ich un te r s tü tzen . Wir streben daher auch 
eine erneute Periode der Mitgliedschaft i m Sicherheitsrat an, 
dem wi r bereits 1977/1978 angehör ten . 
Zweitens: Wir setzen uns ein für die Fortentwicklung der welt­
weiten Wirtschaftsbeziehungen i m Geiste der Partnerschaft 
und Solidari tät . Das große Ziel ist, Unterentwicklung, Hunger 
und Not übera l l i n der Welt zu überwinden . 
Drittens: Wir treten entschlossen ein für die Durchsetzung der 
Menschenrechte und des Selbstbestimmungsrechtes überal l i n 
der Welt. Dies schließt entsprechend dem Auftrag unseres 
Grundgesetzes auch die Förde rung der deutschen Interessen i n 
den Vereinten Nationen ein, wie sie sich aus der Teilung unse­
res Volkes ergeben. 
Wir wollen uns, ges tü tz t auf unsere Erfahrungen aus dem er­
sten Jahrzehnt, i n den Vereinten Nationen für dieses dreifache 
Ziel mi t Nachdruck und A u g e n m a ß einsetzen. Dabei werden w i r 
uns auch künftig an den Prinzipien orientieren, die Grundlagen 
einer stabilen Ordnung internationaler Zusammenarbeit sind: 
Achtung der Selbstbestimmung aller Völker, der Unabhängig­
keit und Gleichberechtigung aller Staaten, Anerkennung einer 
pluralistischen Staatenwelt und vor allem die Bereitschaft, 
Konfl ikte unter Verzicht auf Gewalt, Gegensä tze durch Verhan­
deln und Interessenausgleich zu lösen. 
Bleiben w i r jedoch realistisch: Auch die Möglichkeiten eines 
einf lußreichen Mitgliedstaats wie der Bundesrepublik Deutsch­
land, i n den Vereinten Nationen i m Sinne unserer Ziele zu wir­
ken, sind nicht unbegrenzt. Der einzelne Mitgliedstaat, selbst 
wenn er zu den Großmäch t en zählt , kann nur das erreichen, 
was die maßgebl ichen politischen Kräfte in den Vereinten Na­
tionen Drit te Welt, Osten und Westen mittragen oder wenig­
stens hinnehmen. I n der Praxis der Vereinten Nationen kommt 
es deshalb entscheidend darauf an, wie sich das Spiel der 
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Kräf te und die Haltung zu einer bestimmten Frage i n den betei­
ligten Gruppen der Dri t ten Welt, des Ostens und des Westens 
entwickelt. Nur wer das politische Umfeld und die Rahmenbe­
dingungen klar vor Augen hat, w i r d auch Chancen und Schwie­
rigkeiten für die eigenen Anliegen i n den Vereinten Nationen 
zutreffend e inschätzen . 
I n den zehn Jahren seit unserem UN-Beitr i t t sind die Staaten 
der Dri t ten Welt, deren UN-Politik häufig der entscheidende 
Bereich ihrer Außenpoli t ik ist, noch mehr zu einem machtvol­
len Faktor in der Weltorganisation geworden. Unabhängigkei t , 
Ungebundenheit, e igens tändige Entwicklung, das sind ihre 
grundlegenden Forderungen. Um diese zentralen Interessen 
möglichst wirksam zu vertreten, haben sie sich in den umfas­
senden Gruppierungen der Blockfreien und der sogenannten 
Gruppe der 77 zusammengeschlossen, die beide in den Verein­
ten Nationen heute wei thin eine sehr gewichtige Rolle spie­
len. 
Unsere Politik gegenüber der Drit ten Welt i n den Vereinten 
Nationen sieht hier in eine unausweichliche und positive Ent­
wicklung. Wir wissen selbst aus eigener Erfahrung, welchen 
Wert die Zugehör igkei t zu einer Gemeinschaft gleichgesinnter 
Staaten besitzt. Nur wer wie wi r das Recht der Staaten der Drit­
ten Welt achtet, sich ihre eigene politische, wirtschaftliche und 
soziale Ordnung zu wählen; wer auch in der Dri t ten Welt wie zu 
Hause Pluralismus zu akzeptieren bereit ist; wer wie wi r sich 
bemüht , durch Argumente, nicht durch Druck zu überzeugen, 
der w i r d ihr Vertrauen gewinnen. Dies ist unser Kurs in den 
Vereinten Nationen. Wir wollen auch künftig daran festhalten. 

Zentrale Themen der Weltorganisation 

Aus Sicht der Drit ten Welt stehen in den Vereinten Nationen 
seit langem vor allem drei Schwerpunktthemen i m Vorder­
grund: der Nahost-Konflikt, die Fragen des Südl ichen Afr ika 
und die Neugestaltung der Weltwirtschaft mi t dem Ziel einer 
>Neuen Weltwirtschaftsordnung<. Lassen Sie mich mi t der Be­
handlung dieser Themen zugleich kurz die derzeitige Lage in 
den Vereinten Nationen, die Rolle der bei diesen Themen weit­
hin gemeinsam auftretenden Dri t ten Welt und unsere Haltung 
zu diesen entscheidenden Fragen skizzieren. 
Naher Osten: Kein anderes Thema hat bisher die Vereinten 
Nationen so sehr in Anspruch genommen, nirgends werden 
Macht und Ohnmacht der Vereinten Nationen, Licht und Schat­
ten der UN-Bemühungen deutlicher als an der Behandlung der 
Nahost-Fragen. M i t dem Tei lungsbeschluß von 1947 versuchte 
die Weltorganisation, in Pa läs t ina einen Kompromiß zwischen 
den konkurrierenden A n s p r ü c h e n des jüd ischen und arabi­
schen Nationalismus auf das gleiche Land zu schaffen. Ein Jahr 
spä te r bildete sie das Forum, auf dem die internationale Staa­
tengemeinschaft die G r ü n d u n g des Staates Israel guthieß. Der 
immer noch ungelös te Gegensatz zwischen arabischen und is­
raelischen Rechten in Paläs t ina , der zu mehreren Kriegen ge­
führt hat, hat die friedenssichernde Funktion der Vereinten 
Nationen vor schwerste Belastungsproben gestellt. Ich erinnere 
an den Yom-Kippur-Krieg, wo es dank der B e m ü h u n g e n des 
Sicherheitsrates gelang, einen Waffenstillstand herbe izuführen 
und die drohende größere Konfrontation abzuwenden. Die ver­
schiedenen Friedenstruppen der Vereinten Nationen in Nahost 
waren und sind ein unentbehrliches Instrument, das zur Ein­
d ä m m u n g der Spannungen be i t räg t und unkontrollierbaren 
Entwicklungen vorbeugt. Wir haben diese Fr iedens tä t igke i t der 
Vereinten Nationen nach besten Kräf ten un te rs tü tz t . Wir haben 
in den Vereinten Nationen immer wieder die Grundprinzipien 
bekräft igt , die nach unserer Auffassung für eine Nahost-Frie­
dens lösung unverzichtbar sind: umfassender Gewaltverzicht, 
Anerkennung von Israel, Selbstbestimmung für das paläs t inen­
sische Volk. Wir haben deshalb auch das Hilfswerk der Verein­
ten Nationen für die Paläs t ina-Flücht l inge (UNRWA) politisch 
und finanziell — mi t bereits über 100 M i l l D M — mitgetragen. 

Das UNRWA hat nach unserer Auffassung für die paläs t inens i ­
sche Sache unvergleichbar mehr getan als zahllose radikale 
Reden und einseitige Resolutionen der Generalversamm­
lung. 
Dies ist die Kehrseite der Medaille, die ich nicht übe rgehen w i l l . 
Gerade bei den Nahost-Debatten sind die Vereinten Nationen 
allzuoft Schauplatz übers te iger te r Rhetorik. Allzuoft sind selbst 
berechtigte Anliegen — zum Beispiel die Verurteilung der is­
raelischen Siedlungspolitik oder der Widerstand gegen die ad­
ministrative Einverleibung der Golanhöhen — durch radikale 
und überzogene Resolutionstexte so stark verfälscht worden, 
daß w i r diesen Entsch l ießungen nicht zustimmen konnten. Wer 
etwa den chartawidrigen Ausschluß Israels aus der Weltorgani­
sation fordert, m u ß mit unserem entschiedenen Widerstand 
rechnen. Wir wenden uns auch in den Vereinten Nationen ge­
gen alle Schritte, die nur neues Miß t rauen zwischen den Par­
teien und neue Erbitterung säen. 
I m gleichen Geiste un te r s tü t zen wi r in den Vereinten Nationen 
auch die Bestrebungen, i m Südlichen Afrika den notwendigen 
friedlichen Wandel herbeizuführen. Wir sehen i m Streben der 
afrikanischen Völker nach Freiheit, Selbstverwirklichung und 
Überwindung des unmenschlichen Apartheid-Systems ein An­
liegen, dessen Gerechtigkeit auße r Zweifel steht. Zugleich geht 
es darum, i m Südl ichen Afr ika die drohende Gefahr einer wei­
ter verschär f ten Lage, von Rassenkrieg und Chaos abzuwenden. 
Hierfür werden w i r uns wie bisher mi t ganzer Kraf t einsetzen. 
Wir werden daher auch künftig Mehrhe i t sbesch lüsse nicht mit­
tragen können , die einseitig den >bewaffneten Kampf< propa­
gieren. Wir bleiben ebenso skeptisch gegenüber der Forderung 
nach Sanktionen, die nach aller Erfahrung zweischneidige Wir­
kungen erzeugen und die Möglichkeit zu konstruktiver Einfluß­
nahme verbauen. 
M i t dem Eint r i t t der Dri t ten Welt i n die Weltpolitik sind Welt­
wirtschaftsfragen, die Diskussion über eine >Neue Weltwirt-
schaftsordnung< zu einem Schwerpunktthema der Vereinten 
Nationen geworden. Unser UN-Beitri t t 1973 fiel zusammen mi t 
den ersten Anfängen dieser großen ordnungs- und wirtschafts­
politischen Auseinandersetzung zwischen den Industriestaaten 
des Nordens und den Entwick lungs ländern des Südens . Die 
Drit te Welt erhob mi t Macht die Forderung nach voller wir t ­
schaftlicher Gleichberechtigung, nach radikaler Neuordnung 
der aus ihrer Sicht wei thin ungerechten Strukturen der Welt­
wirtschaft. Das aus der Kolonialzeit stammende asymmetrische 
Aus tauschverhä l tn i s zwischen Nord und Süd — Fertigwaren 
gegen Rohstoffe — m u ß v e r ä n d e r t und eine differenzierte Ent­
wicklung der Drit ten Welt, insbesondere auch i m industriellen, 
technologischen Bereich, erheblich beschleunigt werden durch 
massiven Ressourcentransfer und gezielte Strukturanpassung 
des Nordens unter Verlagerung ganzer Industriezweige in den 
Süden. Wir haben uns diesem Nord-Süd-Dialog i m Rahmen der 
Vereinten Nationen von Anfang an gestellt, m i t der Bereit­
schaft, an einer marktkonformen Weiterentwicklung der Welt­
wirtschaft mitzuwirken und die Länder der Dri t ten Welt s t ä rke r 
in diese Weltwirtschaft zu integrieren. Wir setzen uns für eine 
größere Chancengleichheit dieser Länder ein. 
Die schwierige Lage vieler Entwicklungsländer , Massenarmut, 
Elend und Hunger vieler Mill ionen von Menschen, konnte 
schon damals niemand, der guten Willens war, übe r sehen . Der 
Norden — genauer: die westlichen Indus t r ie länder , denn der 
Osten entzieht sich bis heute einer konstruktiven Beteiligung 
— hat sich diesen Problemen der Entwick lungs länder nicht ver­
schlossen. Die Bundesrepublik Deutschland hat gemeinsam mi t 
ihren EG-Partnern ein dichtes Netzwerk bilateraler und regio­
naler Zusammenarbeit mi t En twick lungs ländern aufgebaut. Ich 
denke hier insbesondere an das Lome-Abkommen der EG mi t 
63 Staaten Afrikas, der Kar ib ik und des Pazifiks, aber auch an 
die Kooperations- und Assoziierungsabkommen mi t Mit te l ­
meerstaaten sowie das Kooperationsabkommen zwischen EG 
und ASEAN. 

Die entwicklungspolitischen Leistungen unseres Landes haben 
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inzwischen 0,48 Prozent des Bruttosozialprodukts erreicht und 
n ä h e r n sich einem Jahresbeitrag von 8 M r d D M . Doch es bleibt 
viel zu tun! Die weltwirtschaftliche Rezession hat viele Entwick­
lungs länder besonders hart getroffen. Wir kennen alle die er­
schreckenden Daten ihrer Verschuldung, der sinkenden Wachs­
tumsraten und der steigenden Zahl in absoluter Armut leben­
der Menschen. 
Bei UNCTAD V I i n Belgrad haben sich Nord und Süd gemein­
sam bemüht , Lösungen für die Probleme der Weltwirtschaft 
und der Entwicklung in der Dri t ten Welt zu finden. Gewisse 
Fortschritte sind erzielt worden. Weder Entwicklungs- noch In­
dus t r ie länder waren jedoch mi t den Ergebnissen der Konferenz 
zufrieden. Wir m ü s s e n allerdings sehen, daß die schwierige 
Wirtschaftslage auch der Indus t r i e länder ihnen weitreichende 
Zuges tändn i s se sehr schwer macht. Das karge Ergebnis von 
UNCTAD V I sollte für uns eine Herausforderung sein, uns künf­
t ig noch aktiver am Nord-Süd-Dialog zu beteiligen. Dabei wer­
den auch von uns Opfer verlangt werden, die jedoch in unserem 
eigenen langfristigen Interesse gebracht werden sollten. Ich 
denke hier besonders an eine weitere Steigerung unserer Ent­
wicklungshilfe, an eine noch s t ä r k e r e Öffnung unserer M ä r k t e 
und an eine aktive Politik zur Regelung der Rohstoffprobleme. 
Wir haben uns mi t unseren EG-Partnern von Anfang an zum 
Konzept der globalen Verhandlungen über Rohstoffe, Energie, 
Handel, Währung und Finanzen bekannt. Ich bin auf dem Nord-
Süd-Gipfel i n Cancün persönl ich mi t Nachdruck dafür eingetre­
ten, die verbleibenden Hindernisse für die Aufnahme globaler 
Verhandlungen rasch aus dem Weg zu r äumen . Ich hoffe, daß 
sich insbesondere die Teilnehmer von Cancün ihrer besonderen 
Verantwortung bewußt bleiben. Eins ist dabei klar. Es w i r d 
auch bei diesen Verhandlungen nicht um radikale Veränderun­
gen i m Weltwirtschaftssystem oder u m einseitige Leistungen 
der Indus t r ie länder gehen können . Beide Seiten, Nord wie Süd, 
werden sowohl Rechte wie auch Pflichten ü b e r n e h m e n müssen . 
Beide sind vor die Aufgabe gestellt, ihre Struktur- und Wirt­
schaftspolitik ve r ände r t en Verhä l tn i s sen anzupassen und die 
richtigen Pr ior i tä ten zu setzen. Dann werden beide Seiten ge­
winnen. 

Die Gründung der Vereinten Nationen beruhte auf der Überein­
stimmung der S iege rmäch te des Zweiten Weltkriegs, daß die 
Großmäch te gemeinsam die neue Friedensordnung garantieren 
sollten. Vor allem zwischen den USA und der Sowjetunion be­
stand Einvernehmen, daß beide gemeinsam für die Aufrechter­
haltung des Friedens und der internationalen Sicherheit ver­
antwortlich sein sollten. Wir wissen, daß dieser Konsens nur 
kurze Zeit gehalten hat. A n seine Stelle traten der Ost-West-
Gegensatz, die Auseinandersetzungen des Kalten Krieges und 
auch in den Vereinten Nationen die ideologische Frontstellung 
des Ostens gegenüber dem Westen. Dies hat tiefe Schatten übe r 
die Vereinten Nationen geworfen und ihre Funkt ionsfähigkei t 
in vielen Fällen beeint rächt igt . 
Der Prozeß der Entkolonisierung in den sechziger Jahren hat 
die Weltorganisation stark beeinflußt. Viele meinten damals 
einen dauerhaften Umschwung zugunsten der sozialistischen 
Lände r in den Vereinten Nationen zu erkennen. Für die Sowjet­
union ergab sich die Möglichkeit, zusammen mi t den jungen 
Staaten der Drit ten Welt neue Mehrheiten in den Vereinten 
Nationen zu bilden. Der Osten hat dies klar erkannt und ist — 
ganz i m Sinne klassischer Machtpolitik — seither bestrebt, 
durch immer neue Koalitionen mi t der Dri t ten Welt eine überle­
gene Stellung in den Vereinten Nationen zu erlangen, um den 
Westen so oft wie möglich majorisieren und In die Enge treiben 
zu können . 
Zunehmend messen die Staaten der Dri t ten Welt jedoch das 
außenpoli t ische Handeln der Sowjetunion nicht an Worten, son­
dern an Taten. Sie erkennen, daß der Osten auf die konkreten 
wirtschaftlichen Anliegen der Entwicklungs länder i n Wahrheit 
nicht eingeht. I m vergangenen Jahr leistete der gesamte Ost­
block nicht einmal zwei Dri t te l dessen an Entwicklungshilfe, 
was alleine die Bundesrepublik Deutschland aufbrachte. Was 

dagegen zunahm, waren die sowjetischen Waffenexporte in die 
Drit te Welt, die niemanden satt machen, aber die friedliche 
Lösung von Problemen erschweren. 
Darüber hinaus hat der Mach tmißbrauch in Afghanistan die 
sowjetische Position in den Vereinten Nationen schwer erschüt­
tert. Die von Kuba w ä h r e n d seiner Blockfreien-Präsidentschaft 
heftig propagierte These vom angeblichen ma tü r l i chen Bünd-
nis< mi t den sozialistischen Staaten ist auch in der Dri t ten Welt 
überhol t . Die von der Sowjetunion gedeckte Besetzung Kam-
putscheas durch Vietnam war für viele Dritte-Welt-Staaten eine 
weitere einschneidende Erfahrung, die tiefgreifende Wirkungen 
gezeitigt hat. Vor wenigen Wochen hat der Abschuß des kore­
anischen Passagierflugzeugs — ein A k t der Bru ta l i tä t und der 
Nichtachtung von Menschenleben — auch in der Dri t ten Welt 
zu Schock und Empörung geführt. 
Die Vereinten Nationen haben namentlich angesichts der bru­
talen Intervention Moskaus i n Afghanistan schnell und über­
zeugend reagiert. Ich erinnere daran, daß ungebundene Staaten 
unverzügl ich eine Afghanistan-Notstandssondertagung der Ge­
neralversammlung einberufen haben. Bereits am 16.Januar 
1980 — nur zwei Wochen nach dem Einmarsch sowjetischer 
Truppen — wurde zu Afghanistan die erste Resolution mi t den 
zentralen Forderungen verabschiedet: Truppenabzug und 
Selbstbestimmung für das afghanische Volk. Die seither in je­
der Generalversammlung mi t großen Mehrheiten bekräf t ig ten 
Entsch l ießungen beweisen zugleich, daß es — entgegen man­
chem Vorurtei l — in den Vereinten Nationen keine automati­
sche Mehrheit für den Osten gibt. 
Wir sind zugleich überzeugt , daß eine vom Ost-West-Gegensatz 
bestimmte Politik der Stellung und den Aufgaben des Westens 
in den Vereinten Nationen nicht gerecht werden und der Welt­
organisation selbst schaden würde . Die Weltorganisation ist i n 
den Augen der Entwick lungs länder ein wichtiger Teststand für 
die Polit ik des Westens gegenüber der Dri t ten Welt. Ich trete 
daher mi t Nachdruck dafür ein, daß die zusammen mi t unseren 
Partnern mehrfach bekräf t ig ten gemeinsamen Grundlagen der 
westlichen Dritte-Welt-Politik — Anerkennung und Förderung 
der Unabhäng igke i t und e igens tändigen Entwicklung der Drit­
ten Welt, Respektierung der Blockfreiheit als entscheidender 
Faktor der Stabi l i tä t i n den internationalen Beziehungen — 
kontinuierlich auch i m All tag der gemeinsamen UN-Arbeit 
wirksam werden. Es geht darum, daß der Westen in den Verein­
ten Nationen immer wieder verdeutlicht, daß er die Probleme 
der Dri t ten Welt als e igens tändige behandelt und zu ihrer Lö­
sung beitragen w i l l . 

Aspekte umfassender Friedenssicherung 

Ein gutes Beispiel für konstruktive westliche Politik in den Ver­
einten Nationen ist die iVamibia-Initiative der Fünf, die w i r 
w ä h r e n d unserer Mitgliedschaft i m UN-Sicherheitsrat 1977/78 
maßgebl ich mitgestaltet und seither aktiv mitgetragen haben. 
Bis heute stellt der in der S icherhe i t s ra t s -Entschl ießung 435 
gebilligte westliche Lösungsplan die einzige realistische Grund­
lage für einen friedlichen Weg dieses Landes, mi t dem uns 
besondere Beziehungen verbinden, in eine international aner­
kannte Unabhäng igke i t dar. Es geht jetzt darum, alle Wege zu 
nutzen, um die schwierigen noch offenen Fragen zwischen den 
Beteiligten möglichst bald zu lösen. Die Unabhäng igke i t Nami­
bias w ä r e ein Erfolg, der die Vereinten Nationen s t ä r k e n und 
das Vertrauen in ihre friedenssichernde Wirkung e rhöhen 
würde . 
Wir setzen uns zusammen mi t unseren westlichen Partnern 
dafür ein, daß die Möglichkeiten der Vereinten Nationen, kon­
krete Bei t räge zu den zentralen Fragen der Sicherheit, der 
Abrüstung und Rüs tungskont ro l le zu leisten, umfassend und 
konstruktiv, aber auch mi t klarem Blick für die sicherheitspoli­
tischen Real i tä ten dieser Welt genutzt werden. Fü r unser an der 
Nahtstelle zwischen Ost und West gelegenes Land sind die 
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Abrüs tungsve rhand lungen , die derzeit i n Genf — außerha lb des 
Rahmens der Vereinten Nationen — stattfinden, von entschei­
dender Bedeutung. Gleichzeitig m ü s s e n wi r jedoch auch die 
A b r ü s t u n g s b e m ü h u n g e n der Vereinten Nationen entschlossen 
un te r s tü tzen . Der notwendige sicherheitspolitische Ausgleich 
i m globalen Rahmen kann i n unserer Welt zunehmender wech­
selseitiger Abhängigke i t wirkungsvoll nur unter Einbeziehung 
auch der Staaten und Regionen der Dri t ten Welt erreicht wer­
den. Ausgewogenheit der einzelnen Abrüs tungsschr i t t e , Trans­
parenz der mi l i tä r i schen Potentiale und Aktivi täten, Nachprüf­
barkeit aller vertraglichen Verpflichtungen und Vertrauensbil­
dung — das sind die zentralen Grundsä tze , von denen wi r uns 
auch in den Vereinten Nationen leiten lassen. 
Die B e m ü h u n g e n um Vertrauensbildung bilden dabei einen be­
sonderen Schwerpunkt unserer Arbeit i n den Vereinten Natio­
nen. Wir haben dort die Initiative ergriffen, i n Weiterentwick­
lung der in der Schlußakte von Helsinki verzeichneten vertrau­
ensbildenden M a ß n a h m e n diesem sicherheitspolitischen Kon­
zept eine weltweite Dimension zu geben. Wir erhoffen uns da­
von weitere Impulse, den Prozeß der Vertrauensbildung durch 
konkrete, mil i tär isch bedeutsame M a ß n a h m e n in den verschie­
denen Regionen voranzutreiben. Dies würde auch in der Dri t ten 
Welt Stabi l i tä t und Rüs tungsbeg renzung fördern und zur uni­
versellen Sicherheit beitragen. 
Die Bundesregierung stellt mi t Befriedigung fest, daß unsere 
B e m ü h u n g e n um vertrauensbildende M a ß n a h m e n in den Ver­
einten Nationen erfolgreich waren und daß unsere Resolution 
zu diesem Thema die einstimmige Bill igung der Vereinten Na­
tionen gefunden hat. Der internationale Waffentransfer m u ß 
erfaßt und transparent werden. Ich habe daher vorgeschlagen, 
in den Vereinten Nationen ein Register der weltweiten Waffen­
exporte und -importe einzurichten. Dies w ä r e ein wichtiger 
Schritt zu einer weltweiten Politik der E i n d ä m m u n g der Rü­
stungsexporte. Dieser Gedanke w i r d jetzt i n einer UN-Studie 
über konventionelle Abrüs tung weiter verfolgt werden. Ge­
nauso wichtig bleibt die Einrichtung eines weltweiten Regi­
sters, das die R ü s t u n g s a u s g a b e n und die Entwicklungshilfean­
strengungen jedes Industrielandes vergleicht. Die Vereinten 
Nationen haben bereits ein standardisiertes Berichtssystem 
entwickelt, das die R ü s t u n g s a u s g a b e n erfaßt. Die Bundesregie­
rung legt zusammen mi t 22 anderen Staaten alljährlich ihre 
Verteidigungsausgaben i m Rahmen dieses Berichtssystems of­
fen. Ich wiederhole meinen eindringlichen Appell an die Sowjet­
union und die anderen Warschauer-Pakt-Staaten, sich endlich 
an diesem System zu beteiligen. 
Es ist eine erschreckende Tatsache, daß die globalen Ausgaben 
für Mil i tärzwecke in diesem Jahr die ungeheure Summe von 
800 M r d Dollar übers te igen dürfte. I n einer Welt, i n der es noch 
so viel Armut , Not und Hunger gibt, ist dies ein Hohn auf die 
menschliche Vernunft. Es ist zugleich eine Herausforderung an 
Moral und Gewissen. Bei den B e m ü h u n g e n um Rüstungsbe­
grenzung und Abrüs tung in den Vereinten Nationen geht es um 
mehr Sicherheit für alle, es geht aber auch um die Minderung 
von Hunger und Elend in weiten Teilen der Welt. 
Zu großen Besorgnissen gibt auch das Weltflüchtlingsproblem 
Anlaß. Wir m ü s s e n es an seinen Wurzeln anpacken. Die Flücht­
lingsfrage ist heute zu einer Bedrohung des Friedens und der 
politischen und wirtschaftlichen Stabi l i tä t und Entwicklung ge­
worden. Ich habe daher den Vereinten Nationen vorgeschlagen, 
Richtlinien zur Vermeidung neuer Flücht l ingss t röme auszuar­
beiten. Unsere Initiative kann heute in den Vereinten Nationen 
mi t umfassender Unte r s tü t zung rechnen. Wir werden uns auch 
bei der 38. Generalversammlung dafür einsetzen, daß diese Ar­
beiten zügig fortgeführt werden. Eine besondere Verantwor­
tung kommt bei der Milderung des Loses der Flüchtl inge dem 
Hohen Flücht l ingskommissar der Vereinten Nationen zu. Er ist 
erfolgreich bemüht , für Mill ionen von Menschen die Folgen von 
Flucht und Vertreibung zu lindern. Er kann dabei auch in 
Zukunft auf die nachhaltige Unte rs tü tzung durch die Bundesre­
publik Deutschland rechnen. 

Die friedenssichernden Operationen der Vereinten Nationen 
leisten aus unserer Sicht einen Dienst bei der E i n d ä m m u n g 
internationaler Spannungen und Streitigkeiten, den man nicht 
hoch genug e inschä tzen kann. Entsprechend unserem zentralen 
Interesse an aktiver, weltweiter Friedenssicherung haben w i r 
die verschiedenen Friedenstruppen bis heute nicht nur mi t über 
250 M i l l D M , sondern auch durch erhebliche Transport- und 
Materialleistungen unters tü tz t . Die Ereignisse i m Libanon zei­
gen die dringliche Notwendigkeit, die friedenssichernden Maß­
nahmen der Vereinten Nationen weiter auszubauen und auf 
eine noch breitere Grundlage zu stellen. 
Zur umfassenden Friedenssicherung durch die Vereinten Natio­
nen gehör t auch der weltweite Schutz der Menschenrechte. 
Wenn in einem Staat der einzelne vor Unrecht und Willkür 
nicht sicher ist, ist die Staatengemeinschaft als Ganzes betrof­
fen. Die Wirkungen von Rechtlosigkeit und Menschenverach­
tung machen nicht an Grenzen halt. In der Charta der Verein­
ten Nationen ist daher die Auffassung verkörper t , daß eine 
gerechtere internationale Ordnung auch die Rechte des einzel­
nen einbeziehen muß. 
Die herausragende Bedeutung dieses Fortschritts kann man 
nur ermessen, wenn man sich klar vor Augen führt: Seither 
kann kein Staat K r i t i k an seinem Verhalten in diesem Bereich 
als unzuläss ige Einmischung zurückweisen. Daß dieser Grund­
satz heute in den Vereinten Nationen nicht mehr angezweifelt 
werden kann und auch nicht von denen offen in Frage gestellt 
wi rd , die es gerne möchten, ist eine Entwicklung, die der inter­
nationalen Zusammenarbeit bei der Wahrung der Menschen­
rechte ihre entscheidende Grundlage gibt. Zugleich ist dies 
ein Beweis für die Kraft der politischen Wertvorstellungen 
freier demokratischer Staaten, den niemand un te r schä t zen soll­
te. 
A m 10. Dezember dieses Jahres begehen die Vereinten Natio­
nen den 35. Jahrestag der Proklamierung der a l lgemeinen Er­
k l ä rung der Menschenrechten Trotz mancher seither erreichter 
Fortschritte ist es uns allen schmerzlich bewußt , daß zwischen 
den Idealen der Erk lä rung und der heutigen Wirkl ichkei t wei­
terhin eine Kluf t besteht, die in vielen Teilen der Welt noch 
immer größer zu werden droht. Die Berichte etwa von Amnesty 
International über die gravierende Verletzung elementarer 
Grundrechte in manchen L ä n d e r n sprechen eine deutliche 
Sprache. Resonanz und öffentliche Wirkung, die sie weltweit 
finden, machen zugleich deutlich, daß es auf dem Weg der welt­
weiten Verwirklichung der Menschenrechte keine Umkehr 
gibt. 
Wir werden uns auch in den Vereinten Nationen entschieden 
gegen >doppelte Standards<, gegen Einäugigkeit , gegen die ge­
fährl iche Tendenz, Menschenrechtsverletzungen immer nur 
beim politischen Gegner zu sehen. Eine Menschenrechtspolitik 
ohne Ansehen des betroffenen Staates: dafür treten wi r ein. 
Wer dagegen nur dann protestiert, wenn es politisch zu >passen< 
scheint, fügt den in ihren Rechten Verletzten das weitere Un­
recht zu, sie als Objekte zu mißbrauchen . I m Mit telpunkt jeder 
Menschenrechtspolitik m u ß der einzelne Mensch stehen, des­
sen Rechte verletzt wurden. Ihm gilt unsere Solidarität , ganz 
gleich, unter welchem Regime er leidet. 
Die Institutionen und Verfahren der Vereinten Nationen zum 
Schutz der Menschenrechte m ü s s e n g e s t ä r k t und ausgebaut 
werden. Ein Menschenrechtsgerichtshof der Vereinten Natio­
nen w ä r e nach unserer Auffassung — nicht zuletzt wegen der 
guten Erfahrungen mit der Menschenrechtskommission des 
Europarats — das wirksamste Instrument, um die weltweite 
Sicherung der Menschenrechte zu fördern. Wir un t e r s tü t zen 
nachdrückl ich die Schaffung eines UN-Hochkommissars für 
Menschenrechte. Diese Vorschläge sowie unsere Initiative für 
ein auf die weltweite Abschaffung der Todesstrafe gerichtetes 
Fakultativprotokoll werden w i r in den Vereinten Nationen auch 
künftig beharrlich und zäh weiterverfolgen. M i t dieser Politik 
erfüllen wi r zugleich einen Auftrag des Grundgesetzes, der aus 
den Erfahrungen der Vergangenheit erwachsen ist. 
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Mitwirkung unseres Landes in den Vereinten Nationen 

Die Menschenrechte und das Recht der Völker auf Selbstbe­
stimmung, das nicht zuletzt durch die Arbeit der Vereinten 
Nationen seine universale Ausstrahlung und Kraft erhalten hat, 
m ü s s e n weltweit verwirkl icht werden. M i t großer Entschieden­
heit erheben wi r diese Forderung vor den Vereinten Nationen 
auch für unser geteiltes Land. 
Auch i m kommenden Jahrzehnt bleiben w i r jedoch vor die Auf­
gabe gestellt, n ü c h t e r n e inzuschätzen, was wi r in den Vereinten 
Nationen in der Deutschlandfrage w i rk l i ch leisten und mi t wel­
cher Politik wi r unsere nationalen Ziele wi rk l ich fördern kön­
nen. Wir werden weiterhin konsequent das universale Forum 
der Vereinten Nationen nutzen, um das Bewußtsein der Weltöf­
fentlichkeit und der Vertreter aller Staaten für unser nationales 
Anliegen wachzuhalten. Wie in meinen f rüheren Reden vor dem 
Plenum der Vereinten Nationen werde ich in meiner Erk lä rung 
in der Generaldebatte der 38. Generalversammlung nächs t e Wo­
che in New York erneut bekräf t igen, daß das Buch der Ge­
schichte über die offene deutsche Frage nicht geschlossen ist 
und daß w i r mi t ganzer Kraf t an unserem politischen Ziel fest­
halten, wie es i m Brief zur deutschen Einheit seinen Ausdruck 
gefunden hat: nämlich auf einen Zustand des Friedens in Eu­
ropa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbe­
stimmung seine Einheit wiedererlangt. 
Lassen Sie mich hinzufügen: Wir sind uns auch i m vielfältigen 
All tag der UN-Arbeiten stets der Verpflichtungen bewußt, die 
sich aus der Teilung unseres Landes ergeben. Um dem Begriff 
>Deutschland< in der Weltorganisation den eigenen Klang und 
Gehalt zu geben, der den besten Eigenschaften und Traditionen 
unseres Volkes entspricht, sind Leistung, Hingabe und überzeu­
gende Mitarbeit i n unserer Situation die besten Argumente. 
Hierum haben wi r uns bemüht . 
Meine Damen und Herren, die Arbeit unserer Delegation am 
East River i m vergangenen Jahrzehnt war oft schwierig, die 
Verhandlungen zäh, die Fortschritte häufig kaum meßbar . Ent­
täuschungen , manchmal auch Widerspruch und Kontroversen 
sind nicht ausgeblieben. 
Ich bin jedoch zutiefst überzeugt , daß sich die Mühe gelohnt 
hat. M i t aller gebotenen Nüchternhe i t : Die ersten zehn Jahre 
unserer Mitarbeit in der Weltorganisation haben Einfluß und 
Ansehen unseres Landes bei den Staaten der Welt gemehrt. 
Man achtet und vertraut uns in New York, unser Wort hat 
Gewicht. 

Die Fakten belegen es: Nach nur dre i jähr iger Mitgliedschaft 
Berufung i n den Sicherheitsrat 1977/1978; darauf mi t der ein­
stimmigen Wahl von Botschafter von Wechmar zum Präs iden­
ten der 35. Generalversammlung die Berufung eines Deutschen 
in das höchs te A m t der Weltorganisation; der erfolgreiche Ab­
schluß unserer Initiative für eine Konvention gegen die Geisel­
nahme; unsere Initiative gegen neue Flücht l ingss t röme, die 
heute von vielen geradezu als Modell für Zusammenarbeit i m 
UN-Rahmen angesehen wird; ein kontinuierlich gestiegener und 
weiter steigender deutscher Personalanteil i n den Vereinten Na­
tionen — dies alles sind deutliche Zeichen dafür, welche Position 
die Bundesrepublik Deutschland nach einem Jahrzehnt umfas­
sender Mitarbeit heute in der Weltorganisation einnimmt. 
Es w i r d unsere große Aufgabe sein, den damit verbundenen und 
noch gestiegenen Erwartungen an unsere Mi twi rkung und Mi t ­
verantwortung auch i n Zukunft voll gerecht zu werden. Wir sind 
dabei nicht allein. Wir k ö n n e n unsere Arbeit auch künftig auf 
die feste Grundlage stützen, die uns die Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten der Europä i schen Gemeinschaft i n den Verein­
ten Nationen und die feste Verbindung zu den anderen Demo­
kratien des Westens, vor allem den Vereinigten Staaten, gibt. 
Es geht darum, die gemeinsamen Wertvorstellungen der westli­
chen Demokratien, aber auch das Profil Europas in weltweitem 
Rahmen wirksam zur Geltung zu bringen. Durch das weithin 
geschlossene Auftreten der Zehn ist uns zusammen mi t unse­
ren europä i schen Partnern vielfach eine Schlüsselrol le für die 
Entwicklung westlicher Positionen zugewachsen. Die Gemein­
schaft ist längs t zu einem anerkannten und gesuchten Ge­
sp rächspa r tne r auch für andere Staaten und Gruppierungen in 
den Vereinten Nationen geworden. Wir werden uns entschlos­
sen dafür einsetzen, daß die Zehn in der Weltorganisation noch 
mehr als bisher mi t einer Stimme sprechen. Wir wollen darauf 
hinwirken, daß Einfluß und Ansehen der Europä i schen Ge­
meinschaft weiter wachsen. 

Den internationalen Frieden zu sichern, den wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt weltweit zu fördern, das Selbstbestim­
mungsrecht der Völker und die Menschenrechte überal l zu ver­
wirkl ichen — zur Bewäl t igung dieser g roßen Aufgaben wollen 
w i r auch i m jetzt beginnenden zweiten Jahrzehnt unserer UN-
Mitarbeit unseren Teil beitragen. 
Wir wollen helfen, weltweit die politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Ursachen von Krisen und Spannungen abzubauen. Wir 
wollen mi twi rken an einer Weltordnung gleichberechtigter 
Partnerschaft. 

Multilaterale Zusammenarbeit in Gefahr 
Bericht des Generalsekretärs über die Arbeit der Organisation an die 38. Generalversammlung 

JAVIER PEREZ DE CUELLAR 

In meinem letzten Jahresbericht befaßte ich mich mit der Frage, 
inwieweit die Vereinten Nationen imstande sind, ihre vordringlich­
ste Aufgabe — die Wahrung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit — zu erfüllen, und wie ihre Wirksamkeit in dieser 
Hinsicht verbessert werden könnte. Ich freue mich, daß meine da­
maligen Anregungen inzwischen ausführlich diskutiert wurden, und 
zwar sowohl in der Generalversammlung als auch im Sicherheits­
rat, der sich damit lange Zeit hindurch in allen Einzelheiten befaßt 
hat. Sicherlich müssen dringend internationale Institutionen ge­
schaffen werden, die imstande sind, sich mit den nicht gerade 
erfreulichen Realitäten der heutigen Zeit puseinanderzusetzen. 
Dennoch muß trotz des Interesses der Generalversammlung an 
meinem letzten Jahresbericht und trotz der Entschlossenheit der 
Mitglieder des Sicherheitsrats, die Leistungsfähigkeit des Rates zu 
erhöhen und zu stärken, gesagt werden, daß die tatsächlichen Ent­
wicklungen im abgelaufenen Jahr alles andere als ermutigend wa­
ren. Meiner Ansicht nach müssen wir die wichtigsten Probleme in 
der Welt mehr denn je von einer völlig neuen, gemeinsamen Warte 
aus betrachten. Das grundlegende Problem ist und bleibt die Schaf­
fung und entschlossene Bejahurg eines funktionierenden interna­
tionalen Sicherheitssystems als wichtiger weiterer Schritt auf dem 

Weg zur Abrüstung und Rüstungsbegrenzung sowie erneute An­
strengungen auf höchster Ebene zur Stärkung der internationalen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Dienste des Wachstums und 
der Entwicklung. 
Zur Zeit gibt es eine ganze Reihe von Problemen, die den Weltfrie­
den und die internationale Sicherheit und Zusammenarbeit beein­
trächtigen und die dringend nach einem zentralen Instrument ge­
meinsamer Bemühungen verlangen, mit dem die Regierungen Kon­
flikte eindämmen und Lösungen ausarbeiten können. Trotz vielsei­
tiger Anstrengungen war das Jahr 1983 bisher ein Jahr voller Ent­
täuschungen, sowohl was das Ringen um Frieden, Stabilität und 
Gerechtigkeit anbelangt, als auch für diejenigen, die in den Verein­
ten Nationen den besten uns zu Gebote stehenden internationalen 
Mechanismus zur Erreichung dieser Ziele sehen. Da ich glaube, daß 
der Prozeß der Zersetzung des Multilateralismus und Internationa­
lismus angehalten und rückgängig gemacht werden muß, möchte 
ich mich in meinem Bericht auf einige Lösungsansätze konzentrie­
ren, durch die die Wirksamkeit unserer Organisation als politische 
Institution erhöht werden könnte. 
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In der Charta der Vereinten Nationen liegt das Schwergewicht vor 
allem auf der Beseitigung von Bedrohungen des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit sowie auf der Verpflichtung aller 
Nationen, insbesondere der Ständigen Mitglieder des Sicherheits­
rats, im Rahmen der Vereinten Nationen gemeinsam auf dieses Ziel 
hinzuarbeiten. Und es ist das Nachlassen der Bereitschaft, dieser 
Verpflichtung auch tatsächlich nachzukommen, die mehr als alles 
andere zu einer teilweisen Handlungsunfähigkeit der Vereinten Na­
tionen als Hüter des Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit geführt hat. 
Dazu kommt noch, daß die Überlagerung und dadurch die Verschär­
fung regionaler Konflikte durch Spannungen zwischen Ost und 
West das ohnehin schon destruktive Potential solcher Konflikte 
womöglich noch vergrößert und die Gefahr eines sich weiter aus­
breitenden Konflikts erschreckende Formen annimmt. In einigen 
Fällen ging dies so weit, daß regionale Konflikte buchstäblich zu 
Stellvertreterkriegen der mächtigeren Nationen ausarteten. In sol­
chen Situationen besteht die Tendenz, die beratenden Organe der 
Vereinten Nationen zu umgehen bzw. auszuschalten, oder, was noch 
bedenklicher ist, sich ihrer ausschließlich zum polemischen Schlag­
abtausch zu bedienen. 
In den vergangenen Jahren gab es immer wieder mehrere regionale 
Krisenherde, die katastrophale Folgen für den Weltfrieden hätten 
haben können. Derzeit ist dies beispielsweise in Südostasien, Afgha­
nistan, Mittelamerika, Namibia und in verschiedenen anderen Tei­
len Afrikas, so auch im Tschad, im Nahen Osten und im Libanon, 
auf Zypern und im Krieg zwischen dem Iran und dem Irak der Fall. 
Mi t den meisten dieser Krisen werde ich mich in gesonderten 
Berichten an die Generalversammlung oder den Sicherheitsrat nä­
her auseinandersetzen. 
Weder der Sicherheitsrat noch irgendeine andere internationale Or­
ganisation kann hoffen, in allen Fällen akute internationale Krisen­
situationen, in denen beträchtliche Interessenkonflikte sowohl zwi­
schen den unmittelbar betroffenen Parteien als auch zwischen den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats bestehen, im Handumdrehen zu be­
reinigen. Gemäß der Charta ist der Sicherheitsrat jedoch verpflich­
tet, den Parteien bei der Suche nach einer Lösung zur Beilegung 
internationaler Streitigkeiten beizustehen. Seine vordringlichste 
Aufgabe aber ist es, dafür zu sorgen, daß dieser Prozeß friedlich 
abläuft, damit der Friede nicht auch global gefährdet wird. Selbst 
wenn die Mitglieder völlig konträre Ansichten über Recht und Un­
recht in einem bestimmten Fall vertreten, ist es dennoch ihre 
Pflicht, Mittel und Wege aufzuzeigen, wie die Situation unter Kon­
trolle gebracht werden kann, ohne daß dadurch eine spätere Lösung 
präjudiziert wird. So gesehen ist die Konfliktbeherrschung ein 
grundlegender Bestandteil der wichtigsten Aufgabe der Vereinten 
Nationen — der Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit. 
Staaten und andere Parteien internationaler Streitigkeiten haben 
ihrerseits in allen Stadien ihrer Auseinandersetzung die Pflicht, den 
Sicherheitsrat und den Generalsekretär bei geeigneten Maßnah­
men zur Konflikteindämmung zu unterstützen. Die Bereitschaft der 
Parteien zur Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen wird 
jedoch unweigerlich von der Fähigkeit der Organisation abhängen, 
sich als wirksames und unparteiisches Werkzeug des Friedens zu 
erweisen. Erst wenn diese grundlegende Voraussetzung erfüllt ist, 
werden die Mitgliedstaaten zu der Erkenntnis gelangen, daß sie in 
schweren Zeiten mit Sicherheit darauf bauen können, daß die Ver­
einten Nationen mithelfen werden, friedliche Verhältnisse wieder­
herzustellen bzw. aufrechtzuerhalten, Verhältnisse, in denen dann 
die wichtigsten Fragen im Rahmen einer zivilisierten und von Ver­
nunft geprägten internationalen Ordnung auf dem Verhandlungs­
weg gelöst werden können. 
Abgesehen von der Konflikteindämmung sollte es das wichtigste 
Ziel des Sicherheitsrats, insbesondere seiner Ständigen Mitglieder, 
sein, ein wirksames gemeinsames Lösungsmodell für potentielle 
Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
zu entwickeln, durch das die Streitparteien dabei unterstützt und 
nötigenfalls durch Druck dazu veranlaßt werden, ihre Differenzen 
gerecht und auf friedlichem Wege beizulegen. Ein solches konzer­
tiertes Lösungsmodell sollte mit beträchtlicher Überzeugungskraft 
und nötigenfalls praktischen Druckmitteln ausgestattet sein. Und 
das ist sicherlich auch der Lösungsansatz, den sich die Verfasser 
der Charta für schwere Konflikte vorgestellt hatten. Außerdem 
wäre ein solches Lösungsmodell ein großer Fortschritt in Richtung 
auf die Verwirklichung eines Systems zur Erhaltung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit, das das Wettrüsten sowie 
militärische und andere Formen der Konfliktaustragung ersetzen 
und die latente Gefahr einer Katastrophe schlimmsten Ausmaßes 
beseitigen soll. Gerade darum geht es ja in der Charta. 
Leider laufen wir Gefahr, uns an einen ganz anderen Zustand zu 
gewöhnen. Allzu oft sind die Mitglieder des Sicherheitsrates in zur 
Behandlung anstehenden Fragen derart geteilter Meinung und der­
art empfindlich gegenüber den Reaktionen der anderen, daß sie sich 
nicht darüber einigen können, wie vorzugehen ist. Bei unseren 
Überlegungen, wie wir die Leistungsfähigkeit der Vereinten Natio­
nen verbessern könnten, müssen wir den Zusammenhalt und die 

Zusammenarbeit aller Mitglieder im Fall einer Bedrohung des Welt­
friedens allen anderen Erwägungen voranstellen. Wir sollten uns 
darüber klar werden, daß derartige Bedrohungen so gravierend 
sind, daß widersprüchliche Interessen und unterschiedliche Ideolo­
gien, in denen die Meinungen der Mitglieder auseinandergehen, 
dahinter zurückstehen müssen. Der Rat muß vor allem zur Verhin­
derung bewaffneter Konflikte und zur Lösungsfindung herangezo­
gen werden. Geschieht dies nicht, dann wäre er mit wichtigen Pro­
blemen nur mehr am Rande befaßt, und die Welt müßte eines Tages 
— wie schon zuvor — schwer dafür büßen, daß sie aus der Ge­
schichte nichts gelernt hat. 
So utopisch diese Analyse auch scheinen mag, ist sie doch bei wei­
tem einem Verlauf der Ereignisse vorzuziehen, bei dem ein lokaler 
Konflikt zu einer weltweiten Konfrontation eskalieren könnte, weil 
die einzelnen Länder die Partei der einen oder der andere Seite 
ergreifen. Wenn wir es uns zur Gewohnheit werden lassen, bei Pro­
blemen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit ge­
meinsam vorzugehen, könnte es möglicherweise zu der von politi­
scher Reife zeugenden Zusammenarbeit kommen, die in Zukunft 
unerläßlich sein wird, wenn die tiefen Gegensätze der internationa­
len Gesellschaft, in der wir leben, überbrückt und in so wichtigen 
Fragen wie der Abrüstung und der Rüstungskontrolle entschei­
dende Fortschritte erzielt werden sollen. 
Im Sicherheitsrat waren in diesem Jahr bei hochbrisanten Fragen 
beachtliche Anstrengungen zu beobachten, Zwistigkeiten zu ver­
meiden und auf dem Boden der Realität zu bleiben. Dabei denke ich 
insbesondere an die Beratungen über die Beschwerde Nicaraguas 
und die Namibiafrage, bei denen ein konstruktives Streben nach 
Konsens in schwierigen und umstrittenen Problemen zu erkennen 
war. Es war dies ein Schritt vorwärts, doch der nächste Schritt 
könnte sich als schwieriger erweisen, gilt es doch, den Beschlüssen 
des Rates den nötigen Druck und die nötige Dynamik zu verlei­
hen. 
Ich glaube, wir müssen uns weiterhin unermüdlich darum bemühen, 
unsere Worte in Taten umzusetzen. In diesem Sinne habe ich den 
Sicherheitsrat unter Berücksichtigung der von den Mitgliedern des 
Rates im Laufe des Jahres geäußerten Ansichten ständig darüber 
auf dem laufenden gehalten, welche Aufgaben mir übertragen wur­
den und was ich unternommen habe, um sie zu erfüllen. Ferner 
habe ich im Sekretariat die nötigen Veranlassungen getroffen, da­
mit ich über sich abzeichnende Probleme schon im frühesten Sta­
dium informiert werde. Ich freue mich darauf, mit dem Rat daran zu 
arbeiten, daß die Fähigkeit zur Ermittlung von Sachverhalten in 
potentiellen Krisenbereichen ausgeweitet und systematisiert wird. 
Als Generalsekretär werde ich immer wieder aufgefordert, alles in 
meinen Kräften Stehende zu tun, mit den betroffenen Parteien Kon­
takt zu halten und über die vielfältigsten Probleme Bericht zu 
erstatten, die bisher noch niemand lösen konnte. Dann werden 
Resolutionen verabschiedet, in denen fallweise um weitere Berichte 
ersucht wird, die wiederum zur Grundlage neuer Resolutionen wer­
den. Und anstatt wirksame Maßnahmen zu ergreifen, läßt man es 
oft bei diesem Prozeß, geradezu der Antithese jeglichen Handelns, 
bewenden. Einmal mehr kann ich nur mit aller Eindringlichkeit 
darauf hinweisen, daß wir Probleme realistisch und politisch wirk­
sam angehen müssen. Die sich in dieser Richtung abzeichnende 
Entwicklung ist meines Erachtens deshalb durchaus zu begrüßen. 
Selbstverständlich bemühen sich meine Mitarbeiter und ich nach 
besten Kräften, wichtige Probleme, mit denen die Vereinten Natio­
nen befaßt sind, weiter zu verfolgen. Dabei kann ich mich allerdings 
des Eindrucks nicht erwehren, daß es mit Beschlüssen der Organi­
sation zu wichtigen Fragen allein nicht getan ist. Wie ich bereits im 
vergangenen Jahr festgestellt habe, sollten die Beschlüsse der ver­
schiedenen Organe meiner Ansicht nach den Ausgangspunkt und 
nicht das Ende des Interesses und des Handelns der Regierungen 
sein. Deshalb sollte das ständige Bemühen, an der Durchführung 
der Beschlüsse der Vereinten Nationen mitzuwirken, auch in erheb­
lich stärkerem Maße als bisher zu einem festen Bestandteil der 
Außenpolitik der Mitgliedstaaten werden. 
Für mich als Generalsekretär ist es zutiefst beunruhigend, wenn ich 
bei meinen Bemühungen um die Lösung des einen oder anderen 
Problems den Eindruck gewinne, daß manche Regierungen den Be­
schlüssen, an denen sie in den Vereinten Nationen selbst mitge­
wirk t haben, mitunter wenig Bedeutung beimessen. Außerordent­
lich ermutigend ist es hingegen, wenn ich feststellen kann — wie 
dies im vergangenen Jahr bei meinen Besuchen in zahlreichen 
Hauptstädten der Fall war —, daß der grundlegende Glaube an die 
Ziele und Grundsätze der Charta nach wie vor alles andere über­
wiegt. Mit allem Nachdruck möchte ich deshalb an dieser Stelle wie­
derholen, was ich bereits in meinem Vorjahresbericht gesagt habe, 
nämlich daß es ein wichtiger erster Schritt zur Stärkung der Verein­
ten Nationen wäre, wenn sich alle Regierungen bewußt von neuem 
zur Charta bekennen würden. Wenn wir ein so schwer erreichbares 
und für unser Überleben doch so wichtiges Ziel wie die Erhaltung 
des Friedens erreichen wollen, müssen wir unbedingt zielbewußt 
gemeinsam darauf hinarbeiten. 

» » » 
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Auf keinem Gebiet ist die Notwendigkeit eines erneuten Bekennt­
nisses zu den Grundsätzen der Charta so wichtig und so eng mit 
dem Überleben der Menschheit verknüpft wie im Bereich der Abrü­
stung und der Rüstungsbegrenzung. Die Verhinderung eines Atom­
krieges ist nach wie vor die größte Herausforderung unserer Zeit, 
da ein solcher Krieg alles menschliche Bemühen ein für alle Mal 
zunichte machen würde. Dieses lebenswichtige Problem ist zwar ein 
brennendes Anliegen der gesamten internationalen Gemeinschaft, 
der Schlüssel zu seiner Lösung liegt jedoch in Händen der beiden 
großen Nuklearmächte. 
Angesichts der destabilisierenden Wirkung, die von der ständigen 
Weiterentwicklung der Technik und vom unverminderten Rü­
stungswettlauf ausgeht, kommt den zur Zeit geführten bilateralen 
Verhandlungen über die Reduzierung strategischer Waffen und 
nuklearer Mittelstreckenwaffen entscheidende Bedeutung zu. In je­
dem Falle müssen wir davon ausgehen, daß die Atmosphäre bei die­
sen Verhandlungen wie auch ihre Ergebnisse nicht nur das allge­
meine Klima der künftigen internationalen Beziehungen, sondern 
auch die Aussichten auf Fortschritte bei anderen Aspekten der 
Abrüstung in entscheidendem Maße beeinflussen werden. 
Das Ausbleiben echter Fortschritte bei diesen Verhandlungen muß 
uns alle mit Bestürzung erfüllen. Wenn sie scheitern, kann dies 
durchaus zu einer weiteren erheblichen Eskalation des unaufhalt­
sam fortschreitenden Rüstungswettlaufs führen. Eine solche Ent­
wicklung würde unweigerlich die Unsicherheit und Instabilität er­
höhen, an der die Welt bereits jetzt schwer zu tragen hat. Nur allzu 
leicht könnte diese Situation faktisch irreversibel werden, nämlich 
dann, wenn durch die Entwicklung neuer Waffensysteme die Festle­
gung möglicher Methoden zur Rüstungsbegrenzung in Frage ge­
stellt wird und die eine oder die andere Seite im Bemühen um die 
Erlangung eines militärischen Vorteils strategische Waffen in Stel­
lung bringt, die auf einen Versuch zur Erlangung der Erstschlagsfä­
higkeit hindeuten. Noch akuter ist wohl zur Zeit das Problem der 
Mittelstreckenraketen, das sich in kritischer Weise zuspitzen könn­
te, wenn die derzeit laufenden Verhandlungen erfolglos bleiben. In 
weiterer Folge droht auf längere Sicht die Militarisierung des Welt­
raums wie auch die Computerisierung und Automatisierung der 
Kriegsführung, die sich eines Tages völlig der politischen Kontrolle 
entziehen könnten. 
Meines Erachtens kann es keinen Zweifel geben, daß sich die ver­
antwortlichen Politiker auf beiden Seiten über diese verhängnisvol­
len Aussichten im klaren sind und daß sie nur allzu gut wissen, wie 
dringend es erneuter Entschlossenheit bedarf, wenn die laufenden 
Genfer Verhandlungen vorankommen sollen. Und ich wage zu be­
haupten, daß hier keine der beiden Seiten über irgendeinen Ver­
handlungsvorteil verfügt, sind doch beide Seiten offensichtlich ent­
schlossen, jeden auch noch so geringen Vorteil der anderen Seite 
nicht durch Konzessionen, sondern durch ein Gleichziehen wettzu­
machen. 
Angesichts der Dringlichkeit der Situation, insbesondere was die 
Frage der nuklearen Mittelstreckenwaffen betrifft, hoffe ich, daß 
sich die Parteien mit der Möglichkeit von Inter imsmaßnahmen be­
fassen werden, die den Weg zu Verhandlungen offenhalten. In die­
sem Zusammenhang möchte ich auch daran erinnern, daß in Genf 
auf informeller Ebene eine Reihe vielversprechender Kompromiß­
vorschläge diskutiert wurde. Dabei dürfen wir allerdings nicht ver­
gessen, daß Verhandlungen über ein spezifisches Waffensystem, mit 
dem einer bestimmten Bedrohung begegnet werden soll, nicht nur 
mit der jeweiligen Einschätzung der Gesamtbedrohung, sondern 
auch mit den Verhandlungen über andere Waffensysteme eng ver­
knüpft sind. Das heißt, es muß die gegenseitige Bedrohung insge­
samt dadurch reduziert werden, daß zu stabileren Systemen überge­
gangen wird. Ferner wäre auch die weitere Beachtung der derzeit 
gegenseitig eingehaltenen Begrenzungen der Suche nach einem 
längerfristigen Ansatz dienlich. Künftige Begrenzungen der quali­
tativen Verbesserung und Modernisierung von Waffensystemen 
könnten in beiden Bereichen der Genfer Verhandlungen ein nützli­
ches Diskussionsthema liefern. Ziel dieser Verhandlungen sollte die 
Förderung gleicher Sicherheit für alle auf einem immer niedrigeren 
Rüstungsniveau unter wirksamer internationaler Kontrolle bei 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung des militärischen Gleichgewichts 
sein. 
Die allgemeine Befürchtung, der Weltraum könnte eines Tages mili­
tärischen Zwecken dienen, bereitet auch mir große Sorge, und ich 
kann daher die vor einiger Zeit gemachten Vorschläge in bezug auf 
die Behandlung wichtiger Aspekte dieses ProLlems nur begrüßen. 
Ich möchte die Mitgliedstaaten daher eindringlich bitten, möglichst 
bald umfassende Verhandlungen über ein System zur friedlichen 
Nutzung des Weltraums zu beginnen. Im Interesse einer Verbesse­
rung des Verhandlungsklimas wäre außerdem zu wünschen, daß die 
Verhandlungen über das Verbot der Herstellung chemischer Waffen 
und die Vernichtung bestehender Waffenlager neuen Anstoß erhal­
ten. Zu diesem Thema wurde bereits so viel Arbeit geleistet, daß die 
Grundlage für die langerwartete Konvention zur Regelung dieses 
Problems gegeben ist. Außerdem sollten erneute Anstrengungen 
unternommen werden, die Verhandlungen über ein umfassendes 

Verbot von Kernwaffenversuchen zum Abschluß zu bringen. Ein 
solches Verbot würde die qualitative Verbesserung von Kernwaffen 
verhindern und somit in entscheidendem Maße zur Eindämmung 
des nuklearen Wettrüstens beitragen. Al l diese Fragen werden zur 
Zeit vom Abrüstungsausschuß in Genf behandelt. Vor einigen Mo­
naten habe ich in einer Rede vor diesem Gremium seine Mitglieder 
eindringlich ermahnt, sich bei ihrer so wichtigen Arbeit nicht von 
mangelnden Fortschritten auf anderen Gebieten beeinflussen zu 
lassen. 
Auch die Lage im Hinblick auf konventionelle Waffen gibt zu wach­
sender Besorgnis Anlaß. Wir dürfen nicht vergessen, daß die Millio­
nen und Abermillionen, die in den zahllosen Kriegen seit Hiro-
schima und Nagasaki umgekommen sind, konventionellen Waffen 
zum Opfer gefallen sind. Besonders nachteilig, ja geradezu zerset­
zend hat sich diese Situation vor allem auf die Entwicklungsländer 
ausgewirkt, die einen immer größeren Anteil ihrer Ressourcen — 
häufig zu Lasten der Befriedigung ihrer elementarsten Bedürfnisse 
— für Verteidigungszwecke glauben verwenden zu müssen. Selbst­
verständlich haben alle Nationen das Recht und auch die Pflicht, für 
ihre Verteidigung zu sorgen. Doch führen unbewältigte Konflikte 
nur allzu leicht zu einem regionalen Wettrüsten, und wir können die 
internationalen Spannungen, die zur Begleiterscheinung des Wett­
laufs um den Erwerb von Waffen geworden sind, einfach nicht län­
ger übersehen. 
Im Schlußdokument der Sondertagung über Abrüstung im Jahre 
1978 rief die Generalversammlung die großen Waffenliefer- und 
-empfängerländer dazu auf, Konsultationen über die Begrenzung 
des Transfers konventioneller Waffen zu führen, um auf niedrige­
rem Rüstungsstand die Sicherheit zu gewährleisten und die Stabili­
tät zu fördern. Bisher sind keine konkreten Maßnahmen ergriffen 
worden, um diesem Aufruf Folge zu leisten. Ich schlage daher den 
beiden Regierungen, die dies betrifft, vor, sich eingehend mit der 
Frage zu befassen, ob sie nicht die 1978 abgebrochenen bilateralen 
Verhandlungen über den Transfer konventioneller Waffen wieder­
aufnehmen können. Der Fragenkomplex, mit dem sich diese Ver­
handlungen befassen, könnte mit der Zeit — eventuell im Rahmen 
des Abrüstungsausschusses — so erweitert werden, daß auch multi­
laterale Aspekte erfaßt werden und dafür gesorgt ist, daß sowohl 
Empfänger- als auch Lieferländer bei diesen Verhandlungen vertre­
ten sind. 
Wie es in den Schlußdokumenten der beiden Sondertagungen der 
Generalversammlung über Abrüstung heißt, haben die Vereinten 
Nationen auf diesem Gebiet eine zentrale Rolle zu spielen. Auf ihrer 
siebenundreißigsten Tagung verabschiedete die Generalversamm­
lung eine bisher nie dagewesene Anzahl von Resolutionen zum 
Thema Abrüstung, darunter über 20, die sich mit nuklearen Fragen 
befassen. Sie alle zeigen, mit welch tiefer Besorgnis die derzeitige 
Situation zahlreiche Regierungen erfüllt. Die Weltöffentlichkeit wei­
gert sich in zunehmendem Maße, sich schweigend mit der ständig 
drohenden Vernichtung der Menschheit abzufinden, gelingt es uns 
doch nicht einmal — trotz unserer vielgerühmten Fortschritte in 
Wissenschaft und menschlichem Wissen — zu gewährleisten, daß 
unsere Kinder überhaupt noch eine Zukunft haben. In diesem Zu­
sammenhang fordere ich alle Mitgliedstaaten eindringlich auf, die 
Weltabrüstungskampagne der Vereinten Nationen, die auf der zwei­
ten Sondertagung der Generalversammlung über Abrüstung einge­
leitet wurde, uneingeschränkt zu unterstützen. In einem bisher von 
Polemik geprägten Bereich wird es diese Kampagne den Vereinten 
Nationen ermöglichen, weltweit für eine Verbreitung objektiver In­
formationen zu sorgen und auf diese Weise eine solide, auf Kennt­
nis der Fakten beruhende Grundlage zu schaffen, die es der Weltöf­
fentlichkeit erlaubt, sich in konstruktiver Weise mit Abrüstungsfra­
gen auseinanderzusetzen und sich für die Abrüstung zu engagie­
ren. 

« * • 

In unserem gemeinsamen Streben nach der Verwirklichung der 
Ideale und Ziele der Charta dürfen wir nie vergessen, wie die Welt 
eigentlich aussehen soll, die wir zu schaffen suchen, und wem 
unsere Bemühungen letztlich gelten: nämlich dem einzelnen Men­
schen, für den in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
das Recht auf eine gesellschaftliche und internationale Ordnung 
verkündet wird, in der die Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vollauf verwirklicht werden können. 
In den letzten Jahren ist es bei der Behandlung von Menschen­
rechtsfragen zu einer immer umfassenderen internationalen Zu­
sammenarbeit gekommen. Abgesehen von den internationalen 
Menschenrechtspakten, die seit der Verabschiedung der Erklärung 
erarbeitet wurden, möchte ich an dieser Stelle die Arbeit der Men­
schenrechtskommission im Zusammenhang mit willkürlichen Hin­
richtungen und Hinrichtungen im Schnellverfahren, wie auch die 
Abhaltung der Zweiten Weltkonferenz zur Bekämpfung von Rassis­
mus und rassischer Diskriminierung nennen. 
Zahlreiche Fortschritte konnten auf internationaler Ebene bereits 
erzielt werden, und doch kommt es in vielen Teilen der Welt noch 
immer zu groben Verletzungen der Menschenrechte und zur Ein­
schränkung der Grundfreiheiten. Noch nicht ausgemerzt werden 
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konnten Rassismus und rassische Diskriminierung in ihren ver­
schiedensten Formen, auch nicht die absolut abzulehnende Apart­
heid-Politik. Immer noch gibt es viel zu viele Flüchtlinge, die infolge 
politischer Konflikte aus ihrer Heimat vertrieben wurden und in 
Not und Elend leben. 
Das Problem der Flüchtlinge kann erst dann gelöst werden, wenn 
die diesem Problem zugrundeliegenden politischen Ursachen aus 
der Welt geschafft werden. Da dies noch immer nicht der Fall ist, 
leisten die Vereinten Nationen vielen Flüchtlingen und Vertriebe­
nen im Rahmen der verschiedensten Maßnahmen und Programme 
Soforthilfe und sorgen dafür, daß ihre Not soweit wie möglich gelin­
dert wird. Wir alle kennen den Einsatz und die Hingabe der mit die­
sen Problemen befaßten Mitarbeiter der Vereinten Nationen, und 
doch sind wir uns darüber im klaren, daß all dies bei weitem nicht 
genügt. Die Mittel, über die die Vereinten Nationen verfügen, stehen 
in einem krassen Mißverhältnis zu den tatsächlichen Bedürfnissen. 
Es ist daher meine aufrichtige Hoffnung, daß die Mitgliedstaaten 
wie auch die freiwilligen Hilfsorganisationen dieses wichtige huma­
nitäre Anliegen in Zukunft noch stärker unterstützen werden. 
Der Frage der Menschenrechte messe ich allergrößte Bedeutung 
bei, und ich halte es für meine Pflicht zu überlegen, welche Vorge­
hensweise von Fall zu Fall am ehesten zum Ziel führen könnte. So 
stand ich in bezug auf die Situation der Menschenrechte in be­
stimmten Ländern bzw. in bezug auf bestimmte Einzelfälle in Kon­
takt mit einer Reihe von Regierungen, wobei ich den besonderen 
Charakter meines Amtes im Auge behalten und darauf achten muß­
te, wie vorzugehen war, wenn praktische Ergebnisse erzielt werden 
sollten. Die unzähligen Male, in denen mir bei diesen Kontakten 
Unterstützung geboten wurde, haben mich in meiner Arbeit be­
stärkt, und ich bin fest entschlossen, in meinen Bemühungen nicht 
nachzulassen. 

In der Präambel der Charta kommt die Entschlossenheit der Völker 
der Vereinten Nationen zum Ausdruck, »den sozialen Fortschritt 
und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu för­
dern« und zu diesem Zweck »den wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt aller Völker durch internationale Einrichtungen zu för­
dern«. 
Ich bin davon überzeugt, daß die seit dem Zweiten Weltkrieg ver­
zeichneten beachtlichen Fortschritte im wirtschaftlichen Bereich — 
an denen fast alle Nationen Teil hatten — weitgehend der multilate­
ralen Zusammenarbeit zu verdanken sind, zu deren Zustandekom­
men und Weiterentwicklung die Vereinten Nationen beigetragen 
haben. Statt auf eine weitere Verstärkung dieser Zusammenarbeit 
hinzuwirken, lassen in jüngster Zeit verschiedene Entwicklungen 
und Vorkommnisse eine deutliche Abkehr von derartigen Bemü­
hungen erkennen. Zwar sind die Auswirkungen der wirtschaftli­
chen Interdependenz aufgrund der zunehmenden Integration im 
Handel, im Finanzwesen und im Währungsbereich weitgehend un­
bestritten, doch werden eindeutige Chancen, die wichtigsten Pro­
bleme in diesen Bereichen in den Griff zu bekommen, immer wieder 
vertan. Es steht außer Frage, daß heute mehr Nationen als je zuvor 
— zu ihrem Vorteil oder auch zu ihrem Nachteil — von Tendenzen 
in anderen Teilen der Welt und von den Entscheidungen anderer 
mitbetroffen sind. Außerdem gibt es bestimmte Kategorien von Pro­
blemen, die nur auf multilateraler bzw. auf weltweiter Ebene gelöst 
werden können. Alle diese Entwicklungen lassen internationale Me­
chanismen zur besseren Abstimmung einzelstaatlicher Politiken 
um so dringender erscheinen. 
Einseitige Maßnahmen, bei denen nicht gebührend berücksichtigt 
wird, welche Auswirkungen diese für Partnerländer haben könnten, 
würden unweigerlich zu einer Schwächung der Zusammenarbeit im 
wirtschaftlichen Bereich führen und so dem Wachstum und der Ent­
wicklung in der ganzen Welt Schaden zufügen. Die Folge wäre wirt­
schaftlicher Nationalismus, dessen unheilvolle Auswirkungen wir in 
den dreißiger Jahren mit eigenen Augen mitansehen mußten. Unbe-
wältigte wirtschaftliche Konflikte können — und sehr häufig ist 
dies auch tatsächlich der Fall — zum Nährboden gefährlicher politi­
scher Spannungen werden. 
Eine der dringlichsten Aufgaben unserer Zeit im wirtschaftlichen 
Bereich ist die Beschleunigung der Entwicklung der Entwicklungs­
länder. Die völlige Beseitigung der in vielen Teilen der Welt nach 
wie vor herrschenden Armut ist und bleibt eine Aufgabe, die uns 
alle angeht. Besondere Aufmerksamkeit muß den Bedürfnissen der 
am wenigsten entwickelten und anderer armer Länder geschenkt 
werden. Insgesamt wird die Bevölkerung in den Entwicklungslän­
dern bis zum Ende dieses Jahrhunderts — also in weniger als zwei 
Jahrzehnten — voraussichtlich von etwa 3 Milliarden auf ungefähr 
5 Milliarden anwachsen. 
Die in den letzten Jahren verzeichnete Verlangsamung des Ent­
wicklungsprozesses, der manchmal sogar überhaupt zum Stillstand 
gekommen ist, darf nur als eine vorübergehende Erscheinung gese­
hen werden, wobei in den kommenden Jahren eine gegenläufige 
Tendenz herbeigeführt werden muß. Bis dahin muß alles getan wer­
den, um die Entwicklungsländer für Erschütterungen von außen 
weniger anfällig zu machen und ihnen dabei zu helfen, sowohl aus 

eigener Kraft als auch im Verein mit anderen Ländern — entwik-
kelten Ländern wie Entwicklungsländern — größere Eigenständig­
keit und mehr Handlungsspielraum zu erlangen. 
Gleichzeitig muß in den industrialisierten Ländern eine höhere 
Wachstumsrate erzielt werden. Allein in den OECD-Ländern gibt es 
zweiunddreißig Millionen Arbeitslose, und in naher Zukunft werden 
es wohl noch mehr sein. Eine Belastung dieser Größenordnung 
kann in diesen Ländern weder wirtschaftlich noch politisch auf die 
Dauer als gegeben hingenommen werden. Wenn mehr investiert 
und dadurch die Arbeitslosigkeit eingedämmt, eine strukturelle An­
passung vorgenommen und den Bedürfnissen benachteiligter Ge­
biete und Bevölkerungsgruppen entsprochen werden soll, muß diese 
Region eine höhere Wachstumsrate aufweisen. Dadurch würden 
sich auch die Aussichten auf einen verstärkten Handelsverkehr und 
einen verstärkten Transfer von Ressourcen aus den Industrielän­
dern in die Entwicklungsländer verbessern. Aus ähnlichen Überle­
gungen ist auch in den sozialistischen Volkswirtschaften eine hohe 
Wachstumsrate erforderlich. 
In Ansprachen an zwischenstaatliche Gremien habe ich in jüngster 
Zeit meine Ansichten darüber dargelegt, wie die Weltwirtschaft wie­
derbelebt und der Entwicklungsprozeß angekurbelt werden könnte. 
Vordringlich muß hier auf einzelstaatlicher Ebene angesetzt wer­
den, um wirtschaftliche und soziale Unterschiede zu beseitigen. Der­
artige Bemühungen sind durch abgestimmte Maßnahmen der ein­
zelnen Nationen und durch die Hilfestellung von S e i t e n multilatera­
ler Institutionen abzustützen. In diesem Zusammenhang habe ich 
nachdrücklich darauf hingewiesen, daß im Rahmen konzertierter 
Politiken zugunsten einer Erholung der Weltwirtschaft zusätzliche 
Finanzmittel bereitgestellt und grundlegende Reformen des inter­
nationalen Handels, des internationalen Währungssystems und des 
internationalen Finanzwesens geprüft werden müssen. Auch die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit der Entwicklungsländer unterein­
ander muß verstärkt werden. 
Die vor kurzem zu Ende gegangene sechste UNCTAD-Konferenz 
bot eine wichtige Gelegenheit, um den gegenwärtigen negativen 
Tendenzen entgegenzuwirken und zu beweisen, daß die Regierun­
gen imstande — und auch bereit — sind, Schwierigkeiten zu über­
winden und gemeinsam zu handeln. Leider werden die Ergebnisse 
dieser so wichtigen Konferenz dem Ernst der Lage in den Entwick­
lungsländern und den Anforderungen der Weltwirtschaft im allge­
meinen bei weitem nicht gerecht, und es ist der Konferenz auch 
nicht gelungen, dem Ruf nach konzertierten internationalen Maß­
nahmen nachzukommen. 
Die Gelegenheit, die sich mit der sechsten UNCTAD-Konferenz ge­
boten hatte, blieb weitgehend ungenutzt, wodurch sich die politi­
schen Spannungen in bezug auf eine Reihe wirtschaftlicher Pro­
bleme nur noch weiter verschärft haben. Es ist bedauerlich, daß bei­
spielsweise die auf den Treffen in Buenos Aires und Neu-Delhi an 
den Tag gelegten Bemühungen um Flexibilität keinen entsprechen­
den Widerhall gefunden haben. Dennoch könnte der in Belgrad in 
mehreren Punkten erzielte Konsens meiner Meinung nach ein 
durchaus brauchbarer Schritt vorwärts sein, allerdings nur unter 
der Voraussetzung, daß der Dialog nicht abreißt und weitere Maß­
nahmen ergriffen werden. Hierzu müssen wir — auch wenn es noch 
Hindernisse zu überwinden gibt — den Verhandlungsprozeß zwi­
schen den entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern 
über langfristige Probleme in verschiedenen miteinander zusam­
menhängenden Bereichen reaktivieren, und zwar auf möglichst ho­
her politischer Ebene. 
Damit komme ich zur Rolle der Vereinten Nationen bei der Lösung 
wirtschaftlicher Probleme. In welchem Maße werden die Vereinten 
Nationen den ihnen mit der Charta übertragenen Aufgaben ge­
recht? Im Gegensatz zu dem Eindruck, der manchenorts bestehen 
mag, ist es der Weltorganisation gelungen, wichtige Probleme vor­
wegzunehmen und aufzuzeigen, die Weltöffentlichkeit zu mobilisie­
ren, kritische Probleme zu untersuchen und zu analysieren, im Rah­
men ihrer Möglichkeiten direkte Hilfe zu leisten und in mehreren 
Tätigkeitsbereichen konstruktive Übereinkünfte auszuhandeln. 
Im wirtschaftlichen und sozialen Bereich hat das System der Ver­
einten Nationen vielfältige und auch beachtliche Leistungen und 
Erfolge aufzuweisen. Durch ein weitgespanntes Netz von Aktivitä­
ten auf dem Gebiet der technischen Kooperation helfen die ver­
schiedenen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen 
den Entwicklungsländern heute — wie auch schon in der Vergan­
genheit — bei der Ausarbeitung und Ausführung unzähliger spezifi­
scher Projekte, von der Einrichtung von Zentren zur medizinischen 
Grundbetreuung bis hin zur Errichtung von dem neuesten Wissens­
stand entsprechenden Institutionen im Bereich der landwirtschaft­
lichen Ausbildung und Forschung sowie im Bereich der Technolo­
gie. 
Trotz allem bin ich mir natürlich absolut darüber im klaren, daß 
hoch weit mehr getan werden muß, um die Effizienz und Wirksam­
keit des Systems zu verbessern und dafür zu sorgen, daß es den sich 
ändernden Bedürfnissen angepaßt wird. Dabei ist die Mitwirkung 
sowohl des Sekretariats als auch der Mitgliedstaaten erforderlich. 
Mit den Problemen im Zusammenhang mit der Verbesserung des 
Verwaltungsapparats des Sekretariats werde ich mich an anderer 
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Stelle meines Berichts befassen. Über die bisher angesprochenen 
Probleme hinaus muß auch dafür gesorgt werden, daß die verschie­
denen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen die Be­
handlung wichtiger Fragen in den Bereichen Entwicklung und in­
ternationale wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie ihre diesbezüg­
liche Tätigkeit in den einzelnen Ländern besser aufeinander ab­
stimmen. 
Die Regierungen müssen ihrerseits jedoch dafür sorgen, daß sie in 
den verschiedenen zwischenstaatlichen Gremien eine kohärentere 
und konsequentere Haltung an den Tag legen. Wenn bei den Bera­
tungen in der Generalversammlung und im Wirtschafts- und Sozial­
rat mehr Verständnis für Prioritäten aufgebracht würde, könnte 
dies zu einer erfolgreicheren Behandlung der anstehenden Pro­
bleme beitragen und darüber hinaus den Resolutionen mehr Ge­
wicht verleihen. Allzu oft führen diese Resolutionen zu einer Proli­
feration neuer Institutionen. Dies kann der Effizienz abträglich sein 
und könnte der Kri t ik an einem aufgeblähten Verwaltungsapparat 
neue Nahrung geben. Verbessert werden müssen auch der Verhand­
lungsmechanismus und die Verhandlungsmethoden. 
Darüber hinaus sollten innovative Maßnahmen erwogen werden, 
die dazu beitragen könnten, daß Zusammenarbeit zur Gewohnheit 
wird. In diesem Zusammenhang möchte ich besonders darauf hin­
weisen, daß das System der Vereinten Nationen durch die Anwen­
dung spezifischer, aktionsorientierter Maßnahmen verstärkte An­
strengungen unternehmen muß, um die Initiativen der Entwick­
lungsländer zur Förderung ihrer Zusammenarbeit untereinander zu 
unterstützen. 
Es liegt an uns, jede Gelegenheit zu ergreifen, um den Dialog im 
Entwicklungsbereich voranzutreiben, und hierbei — wann immer 
dies notwendig ist — herkömmliche, möglicherweise überholte 
Praktiken oder Methoden aufzugeben und neue Möglichkeiten zu 
erproben, wie die kollektiven Anstrengungen der Mitgliedstaaten so 
verstärkt werden könnten, daß diese ihre gemeinsamen Ziele auch 
erreichen. 

Keine Organisation kann ihren Zielen und Aufgaben gerecht wer­
den, wenn ihr Verwaltungssystem nicht sinnvoll strukturiert ist 
oder wenn es ihren tatsächlichen Erfordernissen nicht entspricht. 
Es stimmt, daß der Verwaltungsapparat der Vereinten Nationen 
immer wieder als aufgebläht, politisiert oder zu kostspielig kritisiert 
worden ist, doch wer immer eine solche Kri t ik übt, sollte sich auch 
darum bemühen, Wesen und Probleme der Organisation wirklich zu 
verstehen. Ich bin mir vollauf bewußt, daß diese Krit ik, solange sie 
sachlich begründet wird, in vielem berechtigt ist; lassen Sie mich 
dennoch als höchster Verwaltungsbeamter der Vereinten Nationen 
versuchen, die Probleme und Gegebenheiten, denen wir uns gegen­
übersehen, kurz zu umreißen. 
Die Verwaltung der Vereinten Nationen läßt sich nicht mit der 
irgendeines Staates vergleichen. Zuallererst sind die Vereinten Na­
tionen eine Organisation mit 157 Mitgliedern, die teilweise völlig 
unterschiedliche Vorstellungen von Verwaltung haben. Die Organi­
sation besteht seit kaum 38 Jahren, einer Zeit großer Veränderun­
gen, in der sich die Zahl ihrer Mitglieder mehr als verdreifacht hat 
und in der in ihrer Tätigkeit völlig neue Schwerpunkte gesetzt wur­
den. Der Grundsatz der ausgewogenen geographischen Verteilung 
ist zwar nicht wegzudenken, wirft jedoch beim Aufbau eines ein­
heitlichen internationalen Dienstes beträchliche Probleme auf. 
Hinzu kommt, daß in Verwaltungs- und Haushaltsfragen häufig 
eine relativ kleine Anzahl von Mitgliedstaaten, die den Großteil des 
Haushaltes bestreitet, einer Mehrheit in der Generalversammlung, 
die nur für einen geringen Teil aufkommt, gegenübersteht — eine 
Tatsache, die sich ebenfalls belastend auswirkt. Diese und andere 
Umstände machen die Tätigkeit des Generalsekretärs als höchstem 
Verwaltungsbeamten zu einer komplexen Aufgabe, die auch man­
ches Ärgernis mit sich bringt, da zwar jedermann erklärt, zu den 
Grundsätzen einer unabhängigen und objektiven internationalen 
Verwaltung zu stehen, sich jedoch nur sehr wenige davon abhalten 
lassen, zugunsten ihrer eigenen partikulären Interessen Druck aus­
zuüben. Dies ist vor allem bei Personalfragen der Fall. 
Artikel 97 der Charta, in dem der Generalsekretär als höchster Ver­
waltungsbeamter der Organisation bezeichnet wird, enthält keine 
genaue Beschreibung seiner Aufgaben und legt auch nicht fest, wie 
diese gegenüber den Aufgaben anderer Hauptorgane, insbesondere 
der Generalversammlung, abzugrenzen sind. Ich möchte hier darauf 
verzichten, im einzelnen darzulegen, welche Probleme sich aus die­
sem Umstand ergeben. 
Das wichtigste Organ der Vereinten Nationen iot natürlich die Ge­
neralversammlung. Sie ernennt laut Artikel 97 den Generalsekretär. 
Sie entscheidet über die Finanzen (Artikel 17), kann »alle Fra­
gen ... , die . . . Befugnisse und Aufgaben eines . . . Organs betreffen«, 
erörtern (Artikel 10) und Regelungen für die Leitung des Sekreta­
riats erlassen (Artikel 101). Mit anderen Worten: Die Generalver­
sammlung setzt die allgemeinen Richtlinien fest, die für den Gene­
ralsekretär bei der Wahrnehmung der ihm mit der Charta übertra­
genen Aufgaben verbindlich sind. Das Problem dabei ist, daß es zwi­
schen denjenigen Instanzen, die Beschlüsse fassen, und denjenigen, 
die sie auführen, keine klare Abgrenzung gibt. Dies kann für den 

Generalsekretär gelegentlich ein Hemmnis bedeuten, wenn er bei 
der Einstellung von Mitarbeitern, bei der Verwaltung und Leitung 
des Sekretariats und bei der Verwaltung im Einklang mit der 
Charta eine klare Linie finden und verfolgen wil l . 
In Personalfragen läßt sich die in der Charta vorgesehene Aufga­
benteilung durchaus als diffus bezeichnen, nämlich immer dann, 
wenn Entscheidungen in bezug auf einzelne Mitarbeiter oder die 
Befugnis, einen Mitarbeiter oder eine ganze Gruppe von Mitarbei­
tern zu ernennen, nicht dem Generalsekretär, sondern anderen 
Stellen obliegen. Dasselbe gilt für die immer detaillierteren Richtli­
nien für verschiedene Aspekte der Einstellung von Bediensteten, 
die von der Generalversammlung in den letzten Jahren erlassen 
wurden, wenngleich diese nur Ausdruck ihrer Frustration ange­
sichts der Tatsache sind, daß es der Verwaltung überhaupt nicht 
oder nur sehr langsam gelingt, die in früheren, allgemeineren Richt­
linien festgelegten Ziele hinsichtlich der jeweiligen Verteilung der 
Bediensteten nach Land, Geschlecht, Sprache und Alter zu errei­
chen. Es liegt zwar nicht in meiner Absicht, an dieser Stelle unter 
Hinweis auf die Charta oder auf rechtliche Erwägungen gegen diese 
detaillierten Richtlinien Einwände zu erheben, doch läßt sich nicht 
bestreiten, daß starre Richtlinien vom politischen und administrati­
ven Standpunkt aus häufig genau das Gegenteil des Gewünschten 
bewirken und dem reibungslosen Funktionieren oder der effizien­
ten Verwaltung der Organisation nicht immer unbedingt förderlich 
sind. Ein Beispiel hierfür ist der jüngste Beschluß, mit dem die bis­
her unbestrittene Befugnis des Generalsekretärs beschnitten wur­
de, Ausführungsbestimmungen zum Personalstatut zu erlassen, das 
seinerseits von der Generalversammlung erlassen wird. 
Hinzu kommt — und dies ist eine weitere, vielleicht unbeabsichtigte 
Folge dieser Situation —, daß es immer schwieriger wird, ein wirk­
sames Programm zur Laufbahnförderung auszuarbeiten. Ein sol­
ches Programm, das meiner Meinung nach für die Leistungsfähig­
keit des Sekretariats in den kommenden Jahren und für die Moral 
und Motivation der Mitarbeiter unerläßlich ist, setzt ein hohes Maß 
an Flexibilität bei der Gestaltung einer aktiven Personalpolitik vor­
aus. Nach allem, was sich zur Zeit beobachten läßt, werden wir 
jedoch offensichtlich genau in die entgegengesetzte Richtung ge­
drängt. 
Die Charta gibt zwar keine Auskunft darüber, welche konkreten 
Aufgaben der Generalsekretär im Finanz- oder Haushaltsbereich 
hat, doch werden ihm durch die Finanzordnung und andere Be­
schlüsse der Generalversammlung diesbezüglich wesentliche Auf­
gaben zugewiesen, deren wichtigste vielleicht die Erstellung der 
Vorlage für den Programmhaushalt für den jeweiligen Rechnungs­
zeitraum ist, über die dann endgültig von der Generalversammlung 
beschlossen wird. Der Generalsekretär muß genügend Autorität be­
halten, um die finanzielle Integrität der Organisation wahren und 
die Einheitlichkeit des Sekretariats gewährleisten zu können. Daß 
dies notwendig ist, wurde — von wenigen Ausnahmen abgesehen — 
im großen und ganzen anerkannt. Bei der Verabschiedung des 
Haushalts bleibt es natürlich nicht aus, daß es zwischen dem Gene­
ralsekretär und dem Fünften Ausschuß oder dem Beratenden Aus­
schuß für Verwaltungs- und Haushaltsfragen mitunter zu Mei­
nungsverschiedenheiten kommt. Dies ist völlig normal; und genauso 
normal ist es, wenn sich der Generalsekretär zuerst in jeder Weise 
und offen und ehrlich für die Verwirklichung seiner Vorschläge ein­
setzt und dann die von der Versammlung gefaßten Beschlüsse — 
ganz gleich, wie diese ausfallen mögen — pflichtgemäß zur Durch­
führung bringt. 
Was die Struktur des Sekretariats betrifft, die ja vom Haushalt der 
Organisation abhängt, sind dem Handlungsspielraum des General­
sekretärs ganz erhebliche Grenzen gesetzt. An dieser Stelle sollte 
eine Entwicklung jedoch nicht unerwähnt bleiben, die Tendenz 
nämlich, zur Wahrnehmung bestimmter Aufgaben mehr oder weni­
ger autonome Einheiten zu schaffen, über die der Generalsekretär 
keine eindeutige Kontrolle hat. Diese Tendenz wirft grundlegende 
Fragen der Verantwortung und Vollmachten innerhalb der Organi­
sation auf und deckt sich nicht unbedingt in jedem Fall voll mit dem 
in der Charta verankerten Konzept eines einheitlichen Sekretariats, 
das als Team unter einem einzigen Leiter arbeitet. 
Gleichzeitig muß dem internen Verwaltungsapparat besondere Auf­
merksamkeit geschenkt werden. Nach einem nahezu vier Jahr­
zehnte dauernden Abnützungsprozeß ist heute eine sorgfältige 
Überholung erforderlich, damit den Anforderungen einer größeren, 
komplexeren und dezentralisierteren Organisation wirksamer 
Rechnung getragen werden kann. Zu diesem Zweck habe ich kürz­
lich eine hochrangige Beratende Gruppe für Verwaltungsreform ge­
schaffen, die ermitteln soll, in welchen Problemkreisen und auf wel­
chen Gebieten Änderungen oder Reformen vorgenommen werden 
können. 
Sehr häufig befinde ich mich im Entscheidungskonflikt zwischen 
den Richtlinien der Generalversammlung, den Interessen der Mit­
arbeiter und den Geboten einer guten und effizienten Verwaltung 
im Sinne der Charta. Ich glaube, es liegt in unser aller Interesse, 
wenn wir im vollen Bewußtsein der praktischen Schwierigkeiten, 
die dieses Unterfangen mit sich bringt, und mit dem gemeinsamen 
Ziel, das Sekretariat und die Verwaltung zu stärken, gemeinsam 
vorgehen und handeln. 
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Dies ist zugegebenermaßen eine gewaltige Aufgabe, die noch da­
durch erschwert wird, daß in diesen 38 Jahren eine Fülle von Expe­
rimenten, Entwicklungen und Veränderungen stattgefunden haben. 
Aus diesem Grunde habe ich auch die Absicht, im kommenden Jahr 
mit Vorrang dafür zu sorgen, daß eine gründliche Untersuchung 
und Beurteilung der Verwaltung vorgenommen wird, um festzustel­
len, wo Verbesserungen möglich sind. Ich wäre allerdings nicht 
ganz aufrichtig, wenn ich an dieser Stelle nicht auch die Frage stell­
te, die mir häufig in den Sinn kommt und die lautet: Ist der General­
sekretär wirklich noch ausreichend mit Befugnissen ausgestattet, 
um seine Aufgaben als höchster Verwaltungsbeamter der Vereinten 
Nationen wirksam erfüllen zu können? 

« * * 

Achtunddreißig Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg hat es den An­
schein, als ob unser Streben nach einer wirksamen, friedlichen und 
gerechteren internationalen Ordnung nachgelassen habe und als ob 
all die Beweggründe, die uns seinerzeit veranlaßten, den Realitäten 
und Risiken unserer Zeit entsprechende internationale Institutio­
nen aufzubauen, schwächer geworden wären. Der auf diese Ziele 
gerichtete politische Wille — im besten Sinne des Wortes — wurde 
in unzähligen Rivalitäten, Konfrontationen und Konflikten vertan. 
Der Glaube an eine gemeinsame Zukunft war den Ängsten einer in 
sich gespaltenen Welt nur noch zum Teil gewachsen. Der visionäre 
Weitblick der Charta ist kurzsichtigen nationalen Interessen, alten 
Ressentiments und Furcht sowie ideologischen Meinungsverschie­
denheiten gewichen. In den meisten Konfliktsituationen scheint der 
Wille, Gegensätze auszugleichen, kaum noch oder überhaupt nicht 
mehr vorhanden zu sein, und ein von nationalem Sicherheitsdenken 
beherrschtes Weltgeschehen, das als ein ungewisser Kampf zwi­
schen mächtigen ideologischen Kräften aufgefaßt wird, scheint an 
die Stelle der Vision der Charta von einer neuen, aufgeklärten Völ­
kergemeinschaft getreten zu sein. 
Die Tragödie des Abschusses einer koreanischen Verkehrsmaschi­
ne, die sich vor kurzem zugetraten hat, und die sich daraus ergeben­
den äußerst gravierenden Fragen haben uns in diesem Zusammen­
hang auf dramatische Weise vor Augen geführt, wie dringend wir 
im Interesse der gesamten internationalen Gemeinschaft offenere 
und ständig verfügbare Kommunikationsmöglichkeiten zwischen 
allen Seiten benötigen, wenn wir ein Klima schaffen wollen, in dem 
der Einsatz von Gewalt undenkbar ist. 
Gewiß, wir sind Zeugen einer Epoche umwälzender Veränderungen 
in der Welt geworden — geopolitischer Veränderungen, technologi­
scher Veränderungen und revolutionärer Veränderungen im Wesen 
und in der Reichweite des Krieges. Al l diese Entwicklungen machen 
es jedoch wichtiger denn je, daß wir zu dem Weitblick und zu der 
staatsmännischen Kunst der ersten Nachkriegs jähre zurückfinden 
statt uns davon abzukehren. Kann denn wirklich irgendjemand 
glauben, daß eine vom nuklearen Gleichgewicht beherrschte Welt, 
in der jedes Jahr 800 Milliarden Dollar für die Rüstung ausgegeben 
werden und ein Großteil der Bevölkerung in völliger Armut lebt und 
kaum eine wirkliche Hoffnung hat, auf dem rechten Wege ist? Und 
doch spielen die ja gerade zur Bewältigung dieser Probleme ins 
Leben gerufenen Vereinten Nationen, so paradox dies klingen mag, 
wenigstens vorläufig bei vielen der allerwichtigsten Fragen allzu 
häufig eine Nebenrolle. 

Wir befinden uns im Augenblick in einer Periode, in der der Wert 
der multilateralen Diplomatie in Frage gestellt wird und internatio­
nale Institutionen nicht so funktionieren, wie sie sollten. Der Motor 
läuft, und die Räder drehen sich, doch kommen wir nicht so vor­
wärts, wie wir sollten. Dies gilt für die Vereinten Nationen und in 
unterschiedlichem Maße auch für regionale Organisationen und für 
viele internationale Organisationen und Gruppierungen. Und nichts 
deutet in den meisten Fällen darauf hin, daß die bilaterale Diploma­
tie oder unilaterale Anstrengungen imstande wären, durch die für 
die künftige Stabilität und im allgemeinen Interesse der Weltge­
meinschaft so wichtige Abstimmung einzelstaatlicher Politiken das 
hier entstandene Vakuum zu füllen. Wir müssen sehen, wie wir den 
Motor wieder in den Vorwärtsgang bringen können. Gelingt uns 
dies nicht, besteht die Gefahr, daß wir — bewegungsunfähig und 
schutzlos — von einem neuen internationalen Unwetter überrascht 
werden, dessen Gewalt wir nicht gewachsen sind. 
An dieser Stelle möchte ich auf eine wirklich erfreuliche Entwick­
lung hinweisen. Versinnbildlicht wird diese Entwicklung vielleicht 
am ehesten durch den Vorschlag der Vorsitzenden der siebenten 
Gipfelkonferenz der Bewegung der blockfreien Länder, Premiermi­
nister Indira Gandhi, die anregte, daß den Vereinten Nationen 
durch ein Treffen der Staats- bzw. Regierungschefs, das Gelegen­
heit bieten würde, einige der wichtigsten weltweiten Probleme von 
einer neuen gemeinsamen Warte aus zu sehen, neues Gewicht ver­
liehen werden sollte. In diesem so kritischen Zeitpunkt der Bezie­
hungen zwischen den Menschen und Völkern ist es ermutigend, daß 
sich die Bewegung der blockfreien Länder zur Verfechterin des 
multilateralen Gedankens und der Ziele und Grundsätze der Charta 
gemacht hat. Diese Haltung ist im übrigen keineswegs auf die 
Bewegung der blockfreien Länder beschränkt. In meinen Gesprä­
chen mit zahlreichen führenden Persönlichkeiten in der ganzen 
Welt war ich immer wieder beeindruckt von dem klar zum Aus­
druck gebrachten Wunsch, die Vereinten Nationen so funktionieren 
zu sehen, wie sie funktionieren sollten. 
Es ist daher paradox, daß wir — wie ich hoffe, nur vorübergehend — 
mitansehen müssen, wie das im Zuge eines historischen Bemühens 
entstandene System, das allen Menschen Frieden, Sicherheit, Stabi­
lität und Gerechtigkeit bringen sollte, ausgehöhlt wird und in die 
Brüche geht. Auf kurze Sicht mag die Welt ohne ein derartiges 
Bemühen auskommen, auf lange Sicht brauchen wir jedoch unbe­
dingt ein aus bewußten politischen Anstrengungen aller Staaten 
hervorgegangenes System, wenn wir dem Chaos und einer Kata­
strophe noch nie dagewesenen Ausmaßes entgehen wollen. Im Au­
genblick müssen wir allerdings mitansehen, wie unzählige, im 
Laufe der Jahre in schwierigen und mühsamen Verhandlungen 
erzielte Übereinkünfte nur mehr auf dem Papier zu bestehen schei­
nen. Wir müssen all unsere Energien und all unsere Kraft für die 
Einleitung einer gegenläufigen Entwicklung und für die Stärkung 
unserer internationalen Institutionen einsetzen, nicht nur um die 
dringlichsten strittigen Probleme in den Griff zu bekommen, son­
dern um darüber hinaus auch eine Ordnung zu schaffen, die künfti­
gen Generationen eine Existenz auf unserem zu klein gewordenen 
Planeten ermöglicht. 

12.September 1983 

Anmerkung: Für die Überschrift ist die Redaktion verantwortlich. 

Ausgerechnet um die Zeit des Beitrittsjubiläums kam es zu einem Mißklang zwischen einem Ressort der Bundesregierung und einer UN-Institution, deren 
Wirken bereits zweimal (1954 und 1981) mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurde. Ein (interner) Bericht des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen vom l.Juli 1983 über die Lage der Asylbewerber in der Bundesrepublik Deutschland zog heftige Reaktionen aus dem Bundesministe­
rium des Innern auf sich; im Zusammenhang mit der Kontroverse wurde ein Besuch von Flüchtlingskommissar Hartling in der Bundesrepublik abgesagt. — Auf 
ihre Weise kommentierten die Karikaturisten Felix Mussil (>Frankfurter Rundschau* vom 14.September 1983; rechts) und Peter Leger (>Süddeutsche Zeitung* 
vom 16. September 1983; links) die Auseinandersetzung. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Allgemeines 

37. Generalversammlung: Geschäftsmäßiger Ver­
lauf, verspäteter Abschluß — Deklarationen und 
Grundsatzerklärungen — In Sachen »globale Ver­
handlungen alles beim alten — Ist die >Entdek-
kung< Amerikas ein Grund zum Feiern? (32) 

I. Einer fragwürdigen Tradition der letzten 
Jahre folgend, schloß auch die 37. General­
versammlung erst unmittelbar vor Beginn der 
38. ordentl ichen Tagung förmlich ihre Bera­
tungen ab. A m 19. September 1983 mußte 
Präsident Imre Hollai (Ungarn) den Delegier­
ten vorschlagen, den Tagesordnungspunkt 
Ingangsetzung globaler Verhandlungen über 
internationale wirtschaftliche Zusammenar­
beit im Dienste der Entwicklung< der 38. Ge­
neralversammlung zu überweisen. Auch dies 
ist mittlerweile >Tradition<; jener unerledigt 
gebliebene Punkt nämlich war Präsident Hol­
lai ein Jahr zuvor von seinem Vorgänger Kit-
tani — der die 36. Generalversammlung erst 
am 20. September 1982 abschließen konnte 

— übergeben worden. Dieser wiederum 
hatte den Tagesordnungspunkt von Rüdiger 
von Wechmar übernommen, dem Präsiden­
ten der 35. Tagung, dessen außergewöhnli­
cher persönlicher Einsatz in dieser Frage 
keine Früchte getragen hatte. Auch die zä­
hen Bemühungen des Ständigen Vertreters 
Ugandas, Olara Otunnu, der als einer der 
Vizepräsidenten der 37. Generalversamm­
lung mit der Durchführung entsprechender 
Konsultationen betraut worden war, hatten 
keinen Durchbruch zur Folge. Angesichts 
der verhärteten Haltung der Vereinigten 
Staaten und der generellen Krise des Nord-
Süd-Dialogs, für die UNCTAD VI neue Belege 
lieferte, kann dies nicht überraschen. 

Den allergrößten Teil ihrer Aufgaben hatte die 
37. Generalversammlung allerdings in der 
Zeit vom 21 . September bis zum 21 . Dezem­
ber 1982 erledigt. Danach trat sie vom 10. bis 
13. Mai 1983 noch zur Behandlung insbeson­
dere der Zypern-Frage zusammen. Zu Be­
ginn der wiederaufgenommenen Tagung 
wurde auch entschieden, die ursprünglich für 
den Spätsommer dieses Jahres vorgesehene 
UN-Konferenz zur Förderung der internatio­
nalen Zusammenarbeit bei der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie zu verschieben; 
bei der Vorbereitung hatte sich die Rolle, die 
dem Thema der Nichtverbreitung von Kern­
waffen auf der Konferenz zukommen soll, als 
wichtigste Streitfrage erwiesen. 

II. Die 37. Generalversammlung war die er­
ste seit 1972, auf der keine Neuaufnahme 
von Mitgliedern erfolgte. Überhaupt verlief 
die Tagung alles andere als spektakulär, blieb 
— ungeachtet skeptischer Erwartungen und 
schlechter Weltwirtschaftslage — die Kon­
frontation im Rahmen des Vertrauten, liefen 
die Debatten geschäftsmäßig ab. 
Vor diesem Hintergrund erwies sich eine 
eher nebensächliche Auseinandersetzung 
als ausgesprochen medienwirksam. Der 
hauptsächlich von Staaten des smerikani-
schen Kontinents, darunter Kuba und den 

USA, vorgeschlagene Tagesordnungspunkt 
>Begehung des 500. Jahrestags der Entdek-
kung Amerikas< provozierte historische 
Quellenkritik: Irland wie Island bezweifelten, 
daß der genuesische Seefahrer Christoph 
Kolumbus als erster Amerika >entdeckt< 
habe. Außerdem erschien es dem Vertreter 
Islands unangebracht, ausgerechnet ein Er­
eignis des Kolonialismus durch die Vereinten 
Nationen feiern zu lassen. Die weitere Be­
handlung des Themas wurde schließlich auf 
die 38. Generalversammlung verschoben. Die 
Berichterstatter dürfen sich auf eine neue 
Debatte (bis zum 12. Oktober 1992?) freuen, 
die Lateinamerikaner dagegen erhielten Sa­
tisfaktion durch die nachträgliche Aufnahme 
des Tagesordnungspunkts 142 (>Begehung 
des 200. Jahrestags der Geburt des Befrei­
ers Simon Bolivar<). 

Erhebliche Publizität erhielt auch eine andere 
Kontroverse von weit größerem polit ischem 
Gewicht. Eine zuletzt nur noch vom Iran 
ernsthaft betriebene Initiative mit dem Ziel, 
die Beteil igung Israels an den Arbeiten der 
Generalversammlung in Frage zu stellen, 
schlug fehl. Die Israel durchaus nicht ge­
neigte Staatenmehrheit scheute vor der Dro­
hung der Vereinigten Staaten mit Auszug aus 
der Generalversammlung und Einbehaltung 
von Beiträgen zurück; bekanntlich tragen die 
USA ein Viertel der Beitragslast. Als Erfolg 
verbuchte Washington auch die Abwehr des 
kubanischen Versuchs, die Puerto-Rico-
Frage auf die Tagesordnung zu setzen. 
Die Tatsache, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nicht erneut der nuklearen Kol­
laboration mit Südafrika bezichtigt wurde, re­
gistrierten ihre Diplomaten als Erfolg ihrer 
Überzeugungsarbeit. Die Bonner Initiativen 
zur Vermeidung neuer Flüchtlingsströme 
(vgl. VN 3/1983 S. 91f.) und zur Abschaffung 
der Todesstrafe (vgl. VN 2/1983 S. 63) nah­
men ihren Fortgang. In Resolution 100D der 
Generalversammlung wurde am 13. Dezem­
ber 1982 angeregt, Richtlinien für vertrauens­
bildende Maßnahmen auszuarbeiten. Eben­
falls auf eine Initiative der Bundesrepublik 
Deutschland geht die Resolution 99C zurück, 
die die Bestrebungen zum vollständigen Ver­
bot radiologischer Waffen unterstützen soll. 
III. Zu den bedeutendsten Ergebnissen der 
37. Jahrestagung zählt sicher die Verabschie­
dung der Weltcharta für die Natur (UN-
Doc.A/Res/37/7; Text: VN 1/1983 S.29ff.) 
und der Manila-Deklaration zur friedlichen 
Streitbeilegung (A/Res/37/10; Text: VN 4/ 
1983 S.133ff.). Ob die beiden Dokumente 
nachhaltige Prägekraft entfalten werden, ist 
nicht sicher; mit der jeweiligen Vorge­
schichte haben sich in dieser Zeitschrift Wil­
fried Skupnik (Ermahnung ohne Adressaten. 
Die Weltcharta für die Natur, VN 1/1983 
S.12ff.) und Michael Koch (Stillstand unter 
der Flagge des Fortschrit ts. Die Erklärung 
von Manila zur friedlichen Streitbeilegung, 
VN 4/1983 S.124ff.) auseinandergesetzt. 
Der Anspruch auf Geltung jenseits einer un­
mittelbaren Aktualität verbindet sich auch mit 
der Frauen-Deklaration (A/Res/37/63; Text: 

VN 4/1983 S.132f.), deren bestimmte Spra­
che freilich gerade die Hilflosigkeit ange­
sichts des Auseinanderklaffens von interna­
tionalen bzw. nationalen Normen einerseits 
und sozialer Realität in den einzelnen Mit­
gliedstaaten andererseits offenbart. Eine wei­
tere Grundsatzerklärung auf menschenrecht­
lichem Gebiet erging zum Thema ärztliche 
Ethik im Zusammenhang mit der Behandlung 
von Strafgefangenen und Inhaftierten (A/ 
Res/37/194; Text: VN 4/1983 S.131f). In 
einem ganz anderen Bereich kam es eben­
falls zur Verabschiedung eines allerdings 
recht umstri t tenen Grundsatzkatalogs; er be­
zieht sich auf das Direktfernsehen mittels 
künstlicher Erdsatelliten (A/Res/37/92; Text: 
VN 2/1983 S.66f.). 

Die Tagesaktualität kam darüber selbstver­
ständlich nicht zu kurz. So drückte sich die 
Sorge der Staatenmehrheit (wenn auch nicht 
unbedingt der westl ichen Öffentlichkeit) um 
die Zustände in Südafrika schon in den bei­
den ersten Resolutionen der 37. Generalver­
sammlung (Text: VN 6/1982 S.212f.) aus, die 
zur Begnadigung dreier südafrikanischer 
Freiheitskämpfer bzw. zur Nichtgewährung 
von Krediten des Internationalen Währungs­
fonds an Pretoria aufriefen. Harthörige 
Adressaten lassen sich allerdings von Appel­
len nicht beeindrucken; die drei Südafrikaner 
wurden am 9. Juni 1983 vom Apartheidre-
gime hingerichtet. Auch sonst entfalteten die 
Appelle der Generalversammlung Wirkung 
eher in der internationalen Öffentlichkeit 
denn bei den direkt oder indirekt angespro­
chenen Regierungen, ob es sich nun um den 
Konflikt Irak-Iran (A/Res/37/3, gegen die 
Stimme des Iran verabschiedet; Text: VN 6/ 
1982 S.212), die Verschleppung einer Nami­
bia-Lösung durch ihre Koppelung an einen 
Rückzug der kubanischen Truppen aus An­
gola (A/Res/37/233B) oder die Frage des 
>Einfrierens< der atomaren Bewaffnung (A/ 
Res/37/100 A und B) handelt. 
Die mehr routinemäßige Behandlung der 
Komplexe Abrüstung, Nahost, Südliches 
Afrika, Entwicklungs- und Menschenrechts­
fragen soll hier nicht nachgezeichnet wer­
den. Statt dessen ist auf die Anstöße hinzu­
weisen, die Generalsekretär Perez de Cuellar 
in seinem Jahresbericht (Text: VN 6/1982 
S.199ff.) gegeben hatte. Dort wurde das 
heikle Thema eines »funktionsfähige(n) kol-
lektive(n) Sicherheitssystem(s)« angespro­
chen und generell eine Stärkung des Sicher­
heitsrats gefordert. Es bleibt abzuwarten, ob 
auf die bisher zu diesem Thema im Kreise 
der Mitglieder des Sicherheitsrats hinter ver­
schlossenen Türen geführten Gespräche 
greifbare Ergebnisse folgen werden. 

Redaktion • 

Wirtschaft und Entwicklung 

Internationale Arbeitsorganisation und Ostblock­
staaten: Wechselvolle Geschichte der Beziehun­
gen — Gewerkschaftsrechte eingefordert — Aus­
einandersetzung um Kontrollverfahren erwartet 
(33) 

Vom Revisionismus-Vorwurf zur Mitarbeit 

Zwischen der Internationalen Arbeitsorgani­
sation (ILO) und der Sowjetunion herrscht 
seit jeher ein zwiespältiges Verhältnis. Als 
kurz nach Beendigung des Ersten Weltkriegs 

Vereinte Nationen 5/83 161 



die ILO und ihr Verwaltungsapparat (das In­
ternationale Arbeitsamt, auf englisch eben­
falls ILO abgekürzt) geschaffen wurden, war 
die Oktoberrevolution keine zwei Jahre alt. 
Die kommunist ische Bewegung argwöhnte 
nicht ganz grundlos, daß die kapitalistischen 
Staaten mit der ILO eine >revisionistische< 
Front aufbauen wollten. Wie anders war zu 
verstehen, warum in dieser Organisation 
nicht nur die Regierungen, sondern auch die 
Vertreter der Unternehmerverbände und der 
Gewerkschaften beteiligt werden sollten? 
Diese >heilige Dreifaltigkeit< in allen Gremien 
der ILO überlebte und wird heute von nie­
mandem mehr grundsätzlich in Frage ge­
stellt. In den Wirren der zwanziger Jahre sa­
hen jedoch die Revolutionäre in der Drei­
gliedrigkeit der Organisation einen Versuch, 
durch Umarmung der Arbeiterschaft den 
Klassenkampf abzuwürgen. 
Aus von den Historikern nicht restlos geklär­
ten Gründen beschloß die Sowjetunion 1934 
recht plötzlich, dem Völkerbund und damit 
automatisch der ILO beizutreten. Wahr­
scheinlich stand hinter dieser Entscheidung 
der Wunsch, die Isolierung zu durchbrechen, 
internationale Kontakte zu pflegen und von 
den wirtschaftl ichen Erfahrungen des Aus­
lands zu profit ieren. Die von Lenin 1921 ver­
kündete >Neue Wir tschaftspol i t ik (NEP), 
welche die Lücken der schlecht funktionie­
renden Planwirtschaft durch eine gewisse 
Förderung der Privatinitiative stopfen sollte, 
hatte sich als ein Mißerfolg herausgestellt, 
bescherte Sowjetrußland aber wieder Han­
delsbeziehungen zu anderen Ländern. Die 
ersten Jahre der Zusammenarbeit mit Mos­
kau waren von gutem Willen geprägt. Es dau­
erte aber nicht lange, bis sowjetische Fach­
leute, die der ILO Daten lieferten, Schwierig­
keiten mit dem Regime bekamen und zum 
Teil ihre Posten verloren. 
Ab 1935 zerfiel der Völkerbund nach dem 
Austritt Deutschlands und Japans. Die So­
wjetunion wurde 1941 aus dem Völkerbund 
und aus der ILO ausgeschlossen, nachdem 
die Rote Armee in Finnland einmarschiert 
war. 

1945 wurde die neue Weltorganisation ge­
gründet und auch die ILO wieder zum Leben 
erweckt. Die Begeisterung kühlte aber rasch 
ab, als Stalin die Vereinbarungen von Jalta 
zur Einführung des sowjetischen Gesell­
schaftssystems in ganz Osteuropa ausnutz­
te. Erst nach dem Tode des Diktators und 
dem Abflauen des Kalten Krieges zeigte die 
Sowjetunion erneut Interesse an der Mit­
gliedschaft in der ILO und stieß damit auf 
Sympathie. Nach einem Briefwechsel zwi­
schen dem sowjetischen Außenminister Mo-
lotow und ILO-Generaldirektor David Morse, 
einem Amerikaner, wurde die Sowjetunion 
1954 wieder in die Organisation aufgenom­
men. Zuvor hatte sich Moskau lange ge­
sträubt, eine Klausel der ILO-Verfassung zu 
akzeptieren, wonach für Streitfälle in letzter 
Instanz der Internationale Gerichtshof im 
Haag zuständig ist. Der Unbeugsamkeit Mor­
ses ist es zu verdanken, daß die Kreml-Füh­
rung diese Kröte schließlich schluckte. 
Die übrigen Ostblockstaaten näherten sich 
der 1919 geschaffenen ILO auf Raten. Einige 
waren Gründungsmitgl ieder und hatten nur 
ihre Mitarbeit eingefroren. Polen war auf dem 
Beobachterposten geblieben. Rumänien 
wurde 1956 zum zweitenmal aufgenommen. 
Die Mongolei trat 1968 bei. Die DDR wurde 
Anfang 1974, nach dem Vertrag über die 

Grundlagen der Beziehungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten, Mitglied. Der Sitz 
Chinas blieb bis 1971 im Besitz der Regie­
rung in Taiwan; erst letztes Jahr zog die 
Volksrepublik China formell in die ILO ein. 
Der Ostblock und die Mongolei zahlen 17 vH 
des Budgets der Organisation, das sind in 
diesem Jahr 20 233 950 Dollar. 
Warum die Sowjetunion und in ihrem Gefolge 
die übrigen Mitglieder des Warschauer Pakts 
ihr Interesse für die ILO wiederentdeckten, 
ist nicht leicht zu verstehen. In der Zwischen­
zeit hatte die Internationale Arbeitsorganisa­
tion nämlich eine Reihe von internationalen 
Übereinkommen und Empfehlungen verab­
schiedet, die vom westl ichen Demokratiever­
ständnis und dem Ideal eines Arbeitsfr iedens 
durch Kollektivverträge geprägt sind. Die 
Vermutung liegt nahe, daß der Ostblock da­
mals den Kontakt zu den Gewerkschaftern 
aus der Dritten Welt suchte. Mitte der fünfzi­
ger Jahre setzte die Entkolonisierung ein; die 
asiatisch-afrikanische Konferenz von Ban­
dung (1955) fiel in diese Zeit des Umbruchs. 
Die Planer in Moskau machten sich gewiß 
Hoffnungen, die antiimperialistischen Gefühle 
der gerade unabhängig gewordenen jungen 
Staaten, die nun zu Dutzenden in die Verein­
ten Nationen und ihre Fachorganisationen 
eintraten, ausnutzen zu können. Daß die So­
wjetunion und ihre Satellitenstaaten damals 
mehrere ILO-Übereinkommen ratifizierten, 
die auf ihr Gesellschaftssystem gar nicht an­
wendbar sind, mag dem Wunsch nach Re-
spektabilität entsprungen sein, wirkt aber im 
Rückblick zumindest leichtfertig. 
Das Übereinkommen Nr. 87 aus dem Jahre 
1948 zum Beispiel verbrieft die Vereinigungs­
freiheit und das Recht auf Gründung unab­
hängiger Gewerkschaften in jedem Land. 
Übereinkommen Nr.98 von 1949 soll den frei­
willigen Abschluß von Kollektivverträgen zwi­
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ga­
rantieren. Übereinkommen Nr. 111 verbietet 
politische Diskriminierung am Arbeitsplatz. 
Mit dem letztgenannten Übereinkommen hat 
auch die Bundesrepublik Deutschland 
Schwierigkeiten (Stichwort: Berufsverbot), 
doch der aktuellste Fall der ILO betrifft die 
Bestrafung von Anhängern der Menschen­
rechtsgruppe >Charta 77< in der Tschecho­
slowakei. 

Lange drückte die ILO angesichts der Verlet­
zungen ihrer Übereinkommen durch Ost­
blockstaaten beide Augen zu. Das Wichtig­
ste schien fürs erste, die Universalität der 
Organisation zu erreichen. Unter den sieben 
Vize-Generaldirektoren wurde den Sowjets 
ein ständiger Sitz eingeräumt, derzeit von 
Wladimir Schkunajew wahrgenommen. Die 
sowjetische Regierung ist auch im 56köpfi-
gen Verwaltungsrat vertreten. Hingegen wei­
gert sich die Gruppe der Arbeitgeber weiter­
hin, Ostblockdelegierte als ihresgleichen an­
zuerkennen. In der Gruppe der Arbeitnehmer 
ist die Rolle der Gewerkschaften in den kom­
munistisch regierten Ländern zumindest um­
stritten. Nach überwiegender Auffassung 
geht ihnen die Legitimierung durch die Basis 
ab. 

Die Vereinigten Staaten zogen eigene Kon­
sequenzen. Auf Betreiben des greisen anti­
kommunist ischen Führers der Gewerk­
schaftszentrale AFL/CIO, George Meany, no­
tifizierten sie 1975 ihren Austritt aus der ILO, 
der zwei Jahre später in Kraft trat. Ihre Be­
gründung war, diese Sonderorganisation 
werde zunehmend durch sachfremde Dis­

kussionen >politisiert< und folge im übrigen 
einer doppelten Moral, indem nur westl ich 
orientierte Staaten wegen Verletzung der 
Übereinkommen an den Pranger gestellt 
würden. 1980 kehrten die Amerikaner mit 
dem Hinweis zurück, die ILO sei nun wieder 
ihren Zielen treu geworden. In Wirklichkeit 
dürfte diese Entscheidung eher auf dem Rat 
der Westeuropäer gründen, das Feld nicht 
kampflos dem Gegner zu überlassen. 

Antipolnische Kampagne? 

Es dünkt wie eine Ironie der Geschichte, daß 
heute der Ostblock über Doppelmoral und 
Diskriminierung in der ILO klagt. Polen und 
Vietnam haben ihre Mitarbeit suspendiert, die 
Tschechoslowakei hat die Zahlung ihrer Mit­
gliedsbeiträge eingestellt. Auslösendes Mo­
ment dieser Entwicklung war die Gründung 
der unabhängigen polnischen Gewerkschaft 
>Solidarnos6< und deren nachfolgendes Ver­
bot. Mit den Danziger und Stettiner Abkom­
men vom August 1980 wurde erstmals ein 
kommunist ischer Staat seinen freiwillig ein­
gegangenen Verpfl ichtungen im Rahmen der 
ILO gerecht. Im Juni 1981 trat Lech Walesa 
als Führer einer freien Gewerkschaft im 
höchsten ILO-Organ, der Internationalen Ar­
beitskonferenz, in Genf auf und erntete fre­
netischen Beifall. Die Erwartungen wurden 
aber durch die Einführung des Kriegsrechts 
in Polen und die Auflösung der Solidarnosc 
bitter enttäuscht. Der Konflikt zwischen der 
ILO und der polnischen Regierung war un­
ausweichlich. 

Die ILO verfügt über ein Kontrollverfahren, 
um festzustellen, ob die eingegangenen Ver­
pfl ichtungen von den einzelnen Staaten auch 
eingehalten werden. Um dieses Verfahren in 
Bewegung zu setzen, ist allerdings ein Klä­
ger notwendig. Im Falle Polens mangelte es 
nicht an Klägern, denn die Vorgänge setzten 
Emotionen frei. 

Um es kurz zu fassen: Der ILO-Ausschuß für 
Vereinigungsfreiheit prüfte die Beschwerden 
und erbat von den polnischen Behörden eine 
Stellungnahme. Die Antworten aus Warschau 
fielen unbefriedigend aus, unter anderem zu 
folgenden Punkten: Was sind die Auswirkun­
gen des neuen Gewerkschaftsgesetzes, ins­
besondere für die Führer der Solidarnosc? 
Was geschieht mit dem Vermögen der Soli-
darnosö? Was ist die Lage der Arbeiter, die 
wegen ihrer gewerkschaftl ichen Tätigkeit 
entlassen wurden? Der Ausschuß schlug da­
her in seinem Bericht für den Verwaltungsrat 
die Einsetzung einer Untersuchungskommis­
sion laut Artikel 26 der ILO-Verfassung vor. 
Eine solche Untersuchung, die in eine Veröf­
fentl ichung der Ergebnisse mündet, ist die 
schwerste der ILO für den Fall von Vertrags­
verletzungen zur Verfügung stehende Sank­
tion. 

Die polnische Regierung wies die Anschuldi­
gungen zurück und ließ geharnischt antwor­
ten. Das Vorgehen der ILO sei das Ergebnis 
einer »antipolnischen Kampagne« in der ILO 
und eine Einmischung in die inneren Angele­
genheiten eines souveränen Staates. Am 
3. März 1983 sprach der Verwaltungsrat der 
ILO ein klares Verdikt. Mit einer erdrücken­
den Mehrheit von 46 gegen vier Stimmen bei 
vier Enthaltungen und zwei Nichtteilnahmen 
wurde Polen ultimativ aufgefordert, die Wahr­
heitsfindung zu erleichtern. Die polnische 
Regierung schickte keinen Vertreter zu die­
ser Sitzung und ließ auch ihre Bank bei der 
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nachfolgenden Internationalen Arbei tskonfe­
renz leerstehen. Die Zahlung der Mitglieds­
beiträge wurde bereits 1981 eingestellt, so 
daß Polen ohnehin seines St immrechtes ver­
lustig ging. Ungeachtet der Abweisung durch 
die Regierung in Warschau beschloß der 
ILO-Verwaltungsrat am 27. Mai 1983 mit 44 
gegen sechs Stimmen bei fünf Enthaltungen 
die Einsetzung der Untersuchungskommis­
sion, bestehend aus den drei anerkannten 
Völkerrechtlern Nikolaon Valticos (Griechen­
land), Andres Aguilar (Venezuela) und Jean-
Francois Aubert (Schweiz). Diese Untersu­
chungskommission wird demnächst mit der 
Anhörung von Zeugen ihre Arbeit beginnen, 
macht sich aber wenig Illusionen, die Geneh­
migung zur Einreise nach Polen zu erhalten. 
Die Polen ihrerseits scheinen zu einer end­
gültigen Haltung noch nicht gefunden zu ha­
ben. Sie müssen schon aus Rücksicht auf die 
übrigen Ostblockstaaten gegen die Untersu­
chung scharf protestieren, damit kein Präze­
denzfall entsteht. Auf der anderen Seite wa­
gen sie nicht, die Konsequenz aus ihrer Hal­
tung zu ziehen und der ILO den Rücken zu 
kehren. 

Es ist das siebente Mal, daß die ILO eine 
Untersuchungskommission einsetzt. Sechs­
mal waren Länder im westlichen Machtbe­
reich oder in der Dritten Welt Objekt der 
Untersuchung. Noch nie hatte sich eine Re­
gierung der Untersuchung offen widersetzt. 
Man kann also schwerlich behaupten, daß 
der Ostblock in dieser Beziehung mit beson­
ders strenger Elle gemessen würde. 

Vorwurf des Einsatzes von Zwangsarbeitern 

Neben der Klage gegen Polen sind bei der 
ILO Beschwerden gegen die Sowjetunion, 
die Tschechoslowakei, Rumänien und Kuba 
anhängig (neben den Klagen gegen eine 
Reihe von prowestl ichen Regierungen). Im 
Falle der Sowjetunion geht es um den von 
einem internat ionalen Sacharow-Komitee« 
und anderen privaten Menschenrechtsgrup­
pen erhobenen Vorwurf, beim Bau der Erd­
gasleitung von Sibirien nach Westeuropa 
Zwangsarbeiter, darunter Vietnamesen, ein­
zusetzen. Am 20. August 1982 bat der dama­
lige Generalsekretär des Internationalen 
Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG), Otto 
Kerstens, in einem Brief an ILO-Generaldi-
rektor Francis Blanchard um eine Untersu­
chung dieser Anschuldigungen. Zwangsar­
beit ist in der Sowjetunion nicht prinzipiell 
verboten, sondern gilt als Erziehungsme­
thode für Straffällige und Landstreicher. 
Moskau hat auch nur ein recht vages ILO-
Übereinkommen aus dem Jahre 1930 unter­
zeichnet, und nicht das modernere Überein­
kommen Nr. 105 von 1957. Dennoch lud der 
Vizepräsident der sowjetischen Gewerk­
schaften, Wassilij Prochorow, im Oktober 
1982 die ILO zur Überprüfung der erhobenen 
Vorwürfe ein. 

Über die Bedingungen einer solchen Prüfung 
an Ort und Stelle wurde man sich aber nicht 
einig. Der mit den Beziehungen zur Sowjet­
union betraute stellvertretende ILO-General-
direktor Bertil Bolin aus Schweden erhielt 
keine Zusicherungen, daß eine Delegation 
der ILO die Orte ihrer Wahl besichtigen und 
mit den Arbeitern ungestört reden dürfe. Am 
7. Juni 1983 lastete Prochorow auf einer 
Pressekonferenz in Genf die Schuld für das 
NichtZustandekommen der Mission der ILO 
an und erklärte, nunmehr sei es für die Ent­
sendung einer Delegation zu spät. Die Bauar­

beiten der Erdgasleitung seien nämlich prak­
tisch beendet und es gebe nichts mehr zu 
sehen. 
Die Akt ion hatte aber zur Folge, daß auch 
Vietnam verstimmt war und seine Zusam­
menarbeit mit der ILO suspendierte. In einem 
entsprechenden Schreiben wies die Regie­
rung auf die schwierige Wirtschaftslage hin, 
die ihr die weitere Zahlung des Mitgl iedsbei­
trags verunmögliche. Im selben Brief be­
klagte sich Hanoi über die »Verleumdun­
gen«, denen Vietnam in der ILO ausgesetzt 
sei. Inoffiziell wurde erläutert, daß die in der 
Sowjetunion gemäß einem Abkommen zwi­
schen den beiden Regierungen arbeitenden 
Vietnamesen den gleichen Lohn wie Sowjet­
bürger bezögen und im übrigen nicht beim 
Bau der transsibirischen Erdgasleitung ein­
gesetzt würden, weil sie das Klima nicht ver­
trügen und auch nicht die nötigen techni­
schen Kenntnisse besäßen. 
Die Sowjetunion ist bei der ILO auch wegen 
der Unterdrückung einer unter dem Namen 
SMOT bekanntgewordenen unabhängigen 
Gewerkschaft angeklagt. Die von der sowje­
t ischen Regierung gelieferten Erklärungen 
vermochten den zuständigen ILO-Ausschuß 
nicht von der Rechtmäßigkeit des Vorgehens 
(Verhaftung der Initiatoren von SMOT) zu 
überzeugen. Wegen eines ähnlich gelagerten 
Falles muß sich auch Rumänien verantwor­
ten. Ebenfalls nicht abgeschlossen ist die 
Behandlung einer Klage gegen die Tsche­
choslowakei, wo Unterzeichner der >Charta 
77< ihre Anstel lung verloren und jetzt müh­
sam ihr Leben fristen. 
Sowjetische Gesprächspartner argumentie­
ren, daß diese Streitigkeiten auf den Gegen­
sätzen zwischen zwei juristischen Denkschu­
len gründen. Die sozialistischen Staaten hät­
ten ILO-Übereinkommen wie jene über die 
Vereinigungsfreiheit ratifiziert, weil sie deren 
Prinzipien befürworteten. Die »technischen 
Einzelheiten« seien aber im sozialistischen 
System nicht anwendbar. Man könne einfach 
nicht die ganze Welt über den gleichen 
Kamm scheren. Ostblockdelegierte be­
schweren sich auch über ihre Untervertre­
tung in den polit ischen und Verwaltungsor­
ganen der ILO. Im Internationalen Arbeitsamt 
seien nur 34 Sowjetbürger und ein einziger 
Mann aus der DDR tätig, während Länder wie 
Frankreich oder die Bundesrepublk 70 Leute 
im Apparat sitzen hätten. Der Ostblock ver­
langt daher ein Quotensystem wie in der 
UNO und eine Rotation der polit ischen Po­
sten. 
In einigen Punkten versuchten Ostblockstaa­
ten, ILO-konform zu werden. So wurde in der 
Sowjetunion und in Polen die Vorherrschaft 
der kommunist ischen Partei aus den Ge­
werkschaftsgesetzen gestr ichen. An den 
Realitäten ändert diese Kosmetik natürlich 
nichts, doch wurde damit ein alter Rechts­
streit entschärft. Nach Ansicht der alten Ha­
sen in der ILO werden die Gewerkschaften 
weiterhin im Sinne Lenins als >Transmis-
sionsriemen< zwischen der Partei und den 
Arbeitern benutzt. Im Unterschied zur westl i­
chen Praxis fallen den östlichen Gewerk­
schaften auch zahlreiche Rollen wie die Ver­
gabe von Wohnungen und soziale Absiche­
rung zu. Bezeichnend ist die am I .Oktober 
1983 begonnene Massenaktion zum Um­
tausch der Mitgliedskarten der sowjetischen 
Gewerkschaften. Bis 1987 sollen alle 131 Mill 
Mitglieder neue Ausweise erhalten, die aber 
nicht automatisch vergeben werden. Die Lei­

tung hat zu befinden, ob ein Mitglied seine 
gewerkschaf t l ichen Akt iv i tä ten ernst nimmt 
(und daher Anspruch auf weitere Mitglied­
schaft hat) oder nur verbill igten Urlaub und 
mehr Lohn anstrebt. 
Am ehesten entsprechen die ungarischen 
Gewerkschaften dem westl ichen Muster. Die 
Ungarn haben sogar akzeptiert, daß die ILO 
vor Ort eine Studie über Gewerkschaftsfrei­
heit und die berufl ichen Beziehungen (sprich 
Kollektivverträge) unternimmt. Bisher nicht in 
die Schußlinie geraten ist auch die DDR, ob­
wohl deren System zu den orthodoxen zählt. 
Wo kein Kläger ist, ist aber auch kein Richter, 
und die Regierungen in Bonn legten bisher 
Wert darauf, es hier beim innerdeutschen 
Dialog zu belassen. 

Der größte Brocken kommt erst auf die ILO 
zu, nachdem 1982 die Volksrepublik China 
ihren Sitz eingenommen hat. Die Chinesen 
wissen noch nicht einmal, welche der 159 
ILO-Übereinkommen sie anerkennen sollen. 
Einige davon wurden von der chinesischen 
Regierung vor der kommunist ischen Macht­
ergreifung ratifiziert und sind eigentlich für 
Peking bindend. Andere stammen aus der 
Zeit, als das Regime in Taiwan den Sitz Chi­
nas einnahm. Mit chinesischer Gründlichkeit 
und Bedächtigkeit sind jetzt die Experten in 
Peking damit beschäftigt, die Papierstöße 
durchzuforsten. 

Grundsatzdebatte um ILO-Normen steht an 

Unterdessen bereitet sich die ILO auf eine 
große Normendebatte vor. Die nächste Inter­
nationale Arbeitskonferenz im Juni 1984 soll 
im Zeichen der Frage stehen, ob die verab­
schiedeten internationalen Arbei tsnormen 
und die gegenwärt igen Strukturen den Ge­
gebenheiten entsprechen. In diesem Lichte 
muß ein Memorandum gesehen werden, wel­
ches der DDR-Regierungsvertreter Ingolf 
Noack am 2. Juni im Namen des Ostblocks 
und Kubas unterbreitet hat. Es verlangt unter 
anderem eine Überprüfung der Kontrollma­
schinerie der ILO. Diese solle »die Souverä­
nität der Mitgliedstaaten respektieren« und 
»sich strikt an das Prinzip der Nichteinmi­
schung in die inneren Angelegenheiten der 
Mitgliedstaaten der Organisation halten«. Es 
sei zu vermeiden, daß die Überwachungsma­
schinerie der ILO als ein supranationales Tri­
bunal eingesetzt wird. Ähnlich drückte sich 
der Sekretär des DDR-Gewerkschaftsbun­
des (FDGB), Frank Bochow, am 30.Juni in 
einem Interview im >Neuen Deutschland< 
aus: »Der gegenwärtige Kontrollmechanis­
mus der ILO ist zu Recht Gegenstand zahl­
reicher Kritik geworden. Er trägt, ebenso wie 
viele überholte Strukturformen und Arbeits­
methoden, in keiner Weise der Tatsache 
Rechnung, daß sich seit 1919, dem Grün­
dungsjahr, in der Welt wichtige Veränderun­
gen vollzogen haben. Die reaktionären Kreise 
widersetzen sich allen progressiven Verän­
derungen und verteidigen den derzeitigen 
Kontrol lmechanismus mit dem Ziel, die ILO 
noch stärker zur Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der sozialistischen Staaten 
und anderer progressiver Länder zu mißbrau­
chen.« 

Der Ruf nach »progressiven Veränderungen« 
im Sinne einer Aufweichung der ILO-Über­
einkommen fand aber bisher keinen großen 
Widerhall. Zum Erstaunen zahlreicher Beob­
achter folgen selbst jene Entwicklungslän­
der, die Schwierigkeiten mit der Einhaltung 
der Übereinkommen haben, nicht auf diesem 
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Wege. Die Abst immungen in den verschie­
denen ILO-Gremien fielen sehr deutl ich aus. 
Dennoch sieht man am Genfer Sitz der ILO 
der Auseinandersetzung unter den 150 Mit­
gliedstaaten, wie sich Anspruch und Wirk­
lichkeit verbinden lassen, mit einiger Sorge 
entgegen. Pierre Simonitsch • 

UNFPA sagt Ende des Wachstums der Weltbevöl­
kerung für 2095 voraus — Arbeitsemigration und 
internationale Wanderungsbewegung (34) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/ 
1982 S.UOfor t . ) 

Eltern in Entwicklungsländern haben kleinere 
Familien — aber bis zum Ende des Anwach­
sens der Weltbevölkerung muß noch ein wei­
ter Weg zurückgelegt werden, betont der 
diesjährige >Bericht zur Lage der Weltbevöl­
kerung* des Fonds der Vereinten Nationen 
für Bevölkerungsfragen (UNFPA). 
Jede Frau in der Dritten Welt hat heute 
durchschnitt l ich fünf Kinder, verglichen mit 
zwei Kindern bei Frauen in den entwickelten 
Ländern. Die Weltbevölkerung wird — so der 
Bericht — nur dann zu wachsen aufhören, 
wenn die Familiengröße in den Entwicklungs­
ländern jener der reichen Länder entspricht. 
Es gibt hoffnungsvolle Anzeichen dafür, daß 
dies geschehen könnte: Die Größe der Fami­
lien ist zurückgegangen. Und wenn die ge­
genwärtige Abnahmetendenz anhält, wird die 
Weltbevölkerung schließlich um das Jahr 
2095 zu wachsen aufhören. Dann wird es 
etwa 10,2 Mrd Menschen geben. Die große 
Frage wird sein, wie dieser Trend zur Verrin­
gerung des Anwachsens der Bevölkerung 
erhalten werden kann — eine Frage, mit der 
sich die Internationale Bevölkerungskonfe­
renz zu befassen hat, die nächstes Jahr in 
Mexiko stattf inden wird. 
Weit oben auf der Tagesordnung wird auf 
dieser Veranstaltung die Frage der Säug­
lings- und Kindersterblichkeit stehen, ein 
Thema, das in engem Zusammenhang mit 
der Geburtenrate steht; denn Eltern wün­
schen sich oft größere Familien, weil sie 
glauben, daß einige ihrer Kinder sterben wer­
den. Der Bericht 1983 enthält Details über 
bedeutende Fortschritte auf diesem Gebiet. 
In den dreißig Jahren bis 1980 ist die Säug­
lingssterblichkeit in den Entwicklungsländern 
von 164 Todesfällen je 1000 Lebendgeburten 
auf etwa 100 gefallen. Sie liegt heute bei etwa 
90. 
Durchschnittszahlen verbergen allerdings 
Mißerfolge. Es gibt noch immer Länder, für 
die die Zahlen um 150 liegen. Im Weltbevöl-
kerungs-Aktionsplan, von der Internationalen 
Bevölkerungskonferenz 1974 verabschiedet, 
wurde empfohlen, die Säuglingssterblichkeit 
in diesen Ländern bis 1985 auf 120 zu redu­
zieren. Der vorliegende Bericht sagt jedoch 
aus, daß bei gleichbleibenden Trends wenig 
Aussicht auf Verwirklichung dieser Hoffnun­
gen besteht. Der Bericht weist auch darauf 
hin, daß sich für die Entwicklungsländer der 
Rückgang der Säuglingssterblichkeit gene­
rell während der siebziger Jahre verlangsamt 
hat. 
Neben der tatsächlichen Größe von Familien 
untersucht der Bericht auch die g e ­
wünschte Familiengröße*. Ein Überblick über 
20 Entwicklungsländer zeigt, daß durch­
schnitt l ich drei bis fünf Kinder gewünscht 
werden. Es scheint somit, daß die Eltern in 

vielen Ländern ein bis zwei Kinder mehr ha­
ben, als sie eigentlich wünschen. Dies kann 
als Anzeichen für einen nicht erfüllten Bedarf 
an Familienplanung gelten. 
Der Bericht gibt drei Empfehlungen: 
• Die Säuglingssterblichkeit soll weiter redu­

ziert werden. 
• Alle Paare sollten Zugang zu Familienpla­

nungsinformationen und -diensten haben. 
• Die Idee kleinerer Familien sollte propa­

giert werden (jedoch stets in Übereinstim­
mung mit kulturellen und religiösen Wer­
ten). 

Der Bericht behandelt auch die Emährungs-
aussichten der künftigen Weltbevölkerung. 
Obwohl es in der Welt genug Lebensmittel 
geben mag — die Situation kann sich bis 
zum Jahr 2000 sogar verbessern — , besteht 
für einzelne Nationen Grund zu ernster Be­
sorgnis. Eine neue gemeinsame Studie des 
UNFPA und der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) hat das Potential zur Lebensmitteler­
zeugung in 117 Entwicklungsländern unter­
sucht. Sie kommt zu der Erkenntnis, daß um 
das Jahr 2000 65 Länder nicht in der Lage 
sein werden, ihre Bevölkerung aus der eige­
nen geringen Agrarprodukt ion zu ernähren. 
Insgesamt hätten diese Länder 441 Mill mehr 
Menschen, als sie mit ihrer Lebensmittelpro­
duktion ernähren könnten. Selbst unter Ein­
satz von Kunstdünger und Pestiziden auf 
breiter Basis wäre es in 19 Ländern nicht 
möglich, im Jahr 2000 eine dem Bedarf ent­
sprechende Produktion zu betreiben. All dies 
stützt sich auf die prognostizierten 6,1 Mrd 
Menschen des Jahres 2000. Angesichts des 
weiteren Anwachsens auf 10,2 Mrd sind die 
Folgen für die Lebensmittelversorgung kaum 
auszudenken. 
Neben Wachstumsraten erfaßt der Bericht 
auch nationale und internationale Bevölke­
rungsbewegungen. Auf nationaler Ebene be­
reitet die Abwanderung in die großen Städte 
die größten Sorgen. 1950 war Shanghai die 
einzige Stadt in den Entwicklungsländern mit 
mehr als 5 Mill Einwohnern. Bis zum Jahr 
2000 wird es 45 solcher Städte geben, die 
meisten in Asien. Landgebiete verlieren ei­
nen Großteil ihrer jungen und besser ausge­
bildeten Bewohner. 
Im internationalen Rahmen beschäftigt sich 
der Bericht mit dem Problem der Arbeits­
emigranten. Sie stellen einen bedeutenden 
Teil der weltweiten Arbeitskraft, ihre Zu- und 
Abwanderung jedoch erfolgt meist planlos 
und unkoordiniert. Viele dieser Wanderarbei­
ter überschreiten illegal Grenzen, eine Folge 
von wachsender Arbeitslosigkeit in ihren Hei­
matländern und von geringem Bedarf an im­
portierten Arbeitskräften in den Gastländern. 
In Nordamerika gibt es vier bis fünf Millionen 
Einwanderer ohne offiziellen Status, in La­
teinamerika zwei bis drei Millionen, einein­
halb in Europa, eine halbe Million im Mittleren 
Osten. 
Dies sind einige der Fragen, die nächstes 
Jahr auf der Internationalen Bevölkerungs­
konferenz behandelt werden. »Sicherlich«, 
so der Bericht, »läßt sich die gesamte 
komplexe Bevölkerungsproblematik als Re­
sultat von Entscheidungen einzelner Indivi­
duen darstellen.« Die Regierungen hätten 
aber die Verpfl ichtung, mit einer angemesse­
nen Gesundheits-, Bi ldungs- und Arbeits­
marktpolitik den Menschen die Vorausset­
zungen für ihre Entscheidungen zur Verfü-
gung zu stellen. Redaktion • 

Verschiedenes 

Deutscher Übersetzungsdienst: Ergebnis einer 
gemeinsamen Initiative der drei deutschsprachi­
gen UN-Mitglieder — Auszug der DDR 1982 — 
Finanzierung durch Bundesrepublik Deutschland 
und Österreich fortgeführt (35) 
(Vgl. auch: Stephan Jaschek, Deutsch als 
Sprache der Vereinten Nationen, VN 1/1977 
S.18ff.; Ruprecht Paque, Sprachen und Spra­
chendienste der Vereinten Nationen, VN 
5/1980 S.165ff.) 

Die Entscheidung von 1974 

Vor der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen sprechen der Bundesminister des 
Auswärt igen der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Minister für Auswärtige Angele­
genheiten der Deutschen Demokratischen 
Republik deutsch. Dies entspricht Regel 57 
der Geschäftsordnung: Jeder Delegierte 
kann eine Rede in einer Sprache halten, die 
keine Amtssprache der Weltorganisation ist. 
In diesem Fall muß er selbst fürs Dolmet­
schen in eine der Arbeitssprachen sorgen, 
also die Kosten tragen. Diese Arbeitsspra­
chen waren zunächst nur Englisch und Fran­
zösisch; den gleichen Status erhielt das Spa­
nische 1948, das Russische 1968 und das 
Chinesische 1973. Amtssprachen sind diese 
fünf von Anfang an, weil in ihnen gleicherma­
ßen verbindlich die Charta der Vereinten Na­
tionen abgefaßt ist. Seit 1955 gab es einen 
zunächst kleinen und (außer von 1973 bis 
1976) voll aus dem ordentl ichen UN-Haushalt 
finanzierten arabischen Übersetzungsdienst. 
1973 ist das Arabische Amts- und Arbeits­
sprache der Generalversammlung und ihrer 
Hauptausschüsse geworden, Ende 1982 
auch des Sicherheitsrats. Dessen Entschei­
dung wurde vom Delegierten Jordaniens als 
»Meilenstein auf dem Wege der Weiterent­
wicklung des Grundsatzes kultureller Univer­
salität« gepriesen. Es gibt jetzt also sechs 
Amts- und Arbeitssprachen der Vereinten 
Nationen, wobei das Sekretariat aus prakti­
schen Gründen intern nur englisch und fran­
zösisch arbeitet. 

Neben den sechs >Diensten< in den genann­
ten Sprachen führt die Übersetzungsabtei­
lung im UN-Sekretariat eine kleine Deutsche 
Sektion. Am 18.Dezember 1974 hat die Ge­
neralversammlung mit Resolution 3355 
(XXIX) beschlossen, »daß gemäß Regel 57 
der Geschäftsordnung der Generalversamm­
lung die Resolutionen und Beschlüsse der 
Generalversammlung zusammen mit den an­
deren Beilagen zu ihrem Offiziellen Protokoll 
sowie die Resolutionen und Beschlüsse des 
Sicherheitsrats und des Wirtschafts- und So­
zialrats ab I.Juli 1975 in deutscher Sprache 
herausgegeben werden«. Deutsch ist zwar 
keine Amtssprache der Vereinten Nationen, 
aber seither gibt es offizielle Übersetzungen 
der Vereinten Nationen von UN-Resolutionen 
und -Berichten ins Deutsche, die an die offi­
ziellen Depotbibl iotheken der DDR, Öster­
reichs und der Bundesrepublik sowie an die 
drei Außenministerien, die Deutsche Gesell­
schaft für die Vereinten Nationen in Bonn, 
den Informationsdienst des Internationalen 
Zentrums in Wien, Publikationsorgane und 
zahlende Interessenten verteilt wurden. 
Die Generalversammlung hatte in ihrer Reso­
lution vom 18. Dezember 1974 »mit Genugtu­
ung« die von der Deutschen Demokratischen 
Republik, der Bundesrepublik Deutschland 
und Österreich gegebene Zusicherung zur 
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Kenntnis genommen, daß diese »bis auf wei­
teres bereit sind, einen gemeinsamen Bei­
trag zur Deckung der sich aus der vorliegen­
den Resolution ergebenden Kosten zu lei­
sten«. 
Die drei Ständigen Vertreter Österreichs, der 
Deutschen Demokratischen Republik und 
der Bundesrepublik Deutschland hatten ih­
rem entsprechenden gemeinsamen Antrag 
vom 15. August 1974 ein erläuterndes Memo­
randum beigefügt, in dem es unter anderem 
heißt: »Die antragstellenden Staaten sind da­
von überzeugt, daß der Umfang und die In­
tensität ihrer Beteiligung und Mitarbeit geför­
dert und erweitert würden, wenn wichtige 
Dokumente der Vereinten Nationen in ihrer 
eigenen Sprache vorlägen. Dies würde die 
entsprechende Arbeit von Regierungs- und 
Verwaltungsstellen sowie von parlamentari­
schen Körperschaften beträchtl ich erleich­
tern und die Arbeit von polit ischen und wis­
senschaftl ichen Institutionen voranbringen. 
Außerdem würde es die Aufmerksamkeit der 
Allgemeinheit für Ziele, Aufgaben und Tätig­
keit der Vereinten Nationen erhöhen, die in­
ternationale Verständigung fördern und da­
mit zur Verwirkl ichung der Ziele der Charta 
beitragen« (UN-Doc.A/9705). 
Die Kosten wurden vom Sekretariat für 1976 
auf 556 000 US-Dollar kalkuliert. In den zu­
ständigen Ausschüssen waren die Voran­
schläge gebilligt worden »unter der Voraus­
setzung, daß der ordentl iche Haushalt der 
Vereinten Nationen durch die Annahme des 
Resolutionsentwurfs weder jetzt noch in Zu­
kunft belastet werde«. 
Die Formulierung »bis auf weiteres« (until 
further review) im Resolutionstext war vom 
Vertreter des Generalsekretärs so ausgelegt 
worden, »es sei klar, daß von keiner der be­
teiligten Parteien einseitige Maßnahmen zur 
Änderung der in dem abgeänderten Resolu­
t ionsentwurf vorgeschlagenen finanziellen 
Vereinbarung ergriffen werden könnten. In 
jedem solchen Fall würden Konsultationen 
erforderlich sein, bevor der Generalver­
sammlung irgendeine Änderung zur Behand­
lung vorgelegt werden könne«. 

Das Ende der Gemeinsamkeit 

Mehr als sechs Jahre lang war der Deutsche 
Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen 
das einzige Gemeinschaftsprojekt jener drei 
UN-Mitgliedstaaten, in denen Deutsch ein­
zige landesweite Amtssprache ist. Am 21 . Ja­
nuar 1982 teilte der Ständige Vertreter der 
DDR dem UN-Generalsekretär mit, die DDR 
habe ihre Teilnahme »an der deutschsprachi­
gen Einheit (unit) des UN-Sekretariats ein­
schließlich Kostenbeteil igung per I.Januar 
1982« eingestellt. Zur Begründung wurde an­
gegeben, die DDR sei zu dem Schluß ge­
kommen, diese Einrichtung habe sich für sie 
als nicht lohnend erwiesen, die Übersetzun­
gen von Dokumenten stünden zu spät zur 
Verfügung und seien daher für den operati­
ven Gebrauch ungeeignet. »Wie bei anderen 
Mitgliedstaaten findet die Mitarbeit der DDR 
bei den Vereinten Nationen auf der Grund­
lage der Amtssprachen der Organisation 
statt einschließlich der vollständigen Nutzung 
der veröffentl ichten UN-Dokumente. Die von 
der deutschsprachigen Übersetzungseinheit 
übersetzten Dokumente sind von äußerst ge­
ringem praktischem Wert (extremely little 
practical value) für Empfänger in der Deut­
schen Demokratischen Republik. Die für die 
Arbeit der Einheit erforderlichen hohen Aus­

gaben sind in keiner Weise ihrer Wirksamkeit 
angemessen. Diese Situation hat die Deut­
sche Demokratische Republik veranlaßt, ihre 
Haltung bezüglich der deutschsprachigen 
Einheit zu überdenken.« (Übersetzung aus 
dem Englischen durch den Verfasser.) 
Die Kostenteilung im Treuhandfonds ent­
sprach den Anteilen der drei Staaten am or­
dentl ichen UN-Haushalt (1981: Bundesrepu­
blik 8,31 vH, DDR 1,39vH, Österreich 0,71 vH, 
was 79,83 bzw. 13,35 bzw. 6,82vH der Ko­
sten für den Deutschen Übersetzungsdienst 
entsprach). Der DDR ging es zum Zeitpunkt 
ihres Ausscheidens um eine Devisen-Erspar­
nis von rund 45 000 US-Dollar jährlich (die 
kalkulierten Jahres-Gesamtkosten wurden 
wegen personeller Unterbesetzung nie voll 
erreicht). 

Das UN-Sekretariat erklärte sich außerstan­
de, die sofortige, praktisch auf den I.Januar 
1982 rückwirkende Kündigung der DDR zu 
akzeptieren, unter anderem wegen der lau­
fenden Personalverträge und der Abma­
chung, daß keine einseitigen, sondern nur 
gemeinsam beschlossene Änderungen zu­
lässig seien. Etwaige Mängel sollten darauf­
hin geprüft werden, ob sie zur Zufriedenheit 
der DDR-Regierung zu beheben seien. 
Die DDR teilte jedoch am 2.April 1982 mit, 
bekanntlich seien von Seiten der DDR Posi­
tionen in der Übersetzungseinheit seit eini­
ger Zeit nicht besetzt, Subskriptionen auf die 
deutschsprachigen Dokumente seien been­
det worden. »Die Deutsche Demokratische 
Republik ist überzeugt, daß der Abbruch ih­
rer Teilnahme an d e r . . . Einheit keinerlei ne­
gative Auswirkung auf die Interessen der 
Vereinten Nationen hat. Sollten die anderen 
Parteien Konsultationen über ein Verfahren 
zur Beendigung der Tätigkeiten der deutsch­
sprachigen Einheit haben, wäre die DDR zur 
Teilnahme bereit«. (Übersetzung durch den 
Verfasser.) 

Die beiden anderen Vertragspartner verrech­
neten daraufhin ein gewisses Guthaben der 
DDR im Treuhandfonds per I.Januar 1982, 
und das UN-Sekretariat beharrte nicht auf 
dem Anspruch, eine rückwirkende Kündi­
gung sei rechtsunwirksam — man ließ die 
Sache auf sich beruhen. Seither finanzieren 
die Bundesrepublik Deutschland und Öster­
reich den Deutschen Übersetzungsdienst — 
für 1983 veranschlagte Kosten: 527 000 US-
Dollar — nunmehr mit einem Anteil von 92 
bzw. 8vH weiter, was ihren Beiträgen zum 
ordentl ichen UN-Haushalt (neuerdings 8,54 
und 0,75 vH) entspricht. 
Da es sich nicht um eine Einrichtung der drei 
bzw. jetzt zwei Staaten, sondern der Verein­
ten Nationen handelt, unterliegt sie gemäß 
Artikel 100 der Charta keinen Weisungen 
»von einer Regierung oder von einer Autor i ­
tät außerhalb der Organisation«. Die Charta 
will zwar bei der Einstellung der Bedienste­
ten Gesichtspunkte geographischer Herkunft 
gebührend berücksichtigt sehen, doch wer­
den diese bei den Übersetzern nicht ange­
wandt, weil hier fachliche Eignung und Lei­
stungsfähigkeit unentbehrlich und notwendig 
sind. Es gibt keinen Anspruch auf repräsen­
tative Posten-Besetzung in Übersetzungs­
diensten, wie er von der DDR am 2. April 
1982 angedeutet worden ist. Zu den prakti­
schen Problemen des Deutschen Überset­
zungsdienstes hat es allerdings gehört, daß 
die DDR infolge ihrer langfristigen, unbeweg­
lichen, da von vornherein auf spätere Ver­
wendung eingestellten Kaderplanung und 

des raschen Ausbaus ihrer Auslandsdienste 
seit dem Beitritt zu den Vereinten Nationen 
1973 nur sehr wenige Übersetzer bzw. Über­
setzungs-Revisoren als Bewerber zu den üb­
lichen professionellen Auswahl- und Prüfbe­
dingungen für Übersetzertätigkeit in den Ver­
einten Nationen präsentieren konnte. Hinzu 
kommt, daß in der DDR neben Russisch al­
lenfalls eine weitere Fremdsprache gelernt 
wird, kaum aber Englisch und Französisch 
gleichzeitig. Selbst mit von den Regeln ab­
weichendem großzügigem Entgegenkom­
men der zuständigen Fachabteilung des UN-
Sekretariats waren diese personellen Schwä­
chen nicht zu überwinden. 

Die Begründung der DDR 

Während die Bundesregierung den Schritt 
der DDR bedauerte, großes Interesse an 
sprachlicher Einheitlichkeit offizieller deut­
scher Texte von UN-Dokumenten und Bereit­
schaft zur Diskussion über mögliche Verbes­
serungen bekundete, hat die DDR entspre­
chende Angebote nicht aufgegriffen. Die 
DDR-Regierung nennt für ihre Entscheidung 
vorwiegend praktische Gründe. So, daß ihre 
Institute und Wissenschaftler die englischen 
oder anderen amtssprachlichen Originaldo­
kumente, die in den drei UN-Depotbibl iothe­
ken der DDR vorhanden sind, benutzen und 
daß wegen mangelnder Verwendung Devisen 
zu sparen seien. Es gebe in der DDR kein 
besonderes Interesse an in deutscher Spra­
che identischen UN-Dokumenten, außer 
beim Thema Abrüstung. 
Zum Einwand, die Übersetzungen stünden 
für den operativen Gebrauch zu spät zur Ver­
fügung, ist festzustellen, daß eine solche 
Möglichkeit im gemeinsamen erläuternden 
Memorandum vom 15. August 1974 nicht vor­
gesehen war und mit dem nie erreichten ge­
planten Personalbestand von 15 Mitgliedern 
auch nicht zu leisten gewesen wäre. Den­
noch ist es dem Deutschen Übersetzungs­
dienst gelungen, mit einem System von i n o f ­
fiziellen Vorauskopiem und Fotokopien 
handkorrigierter Übersetzungen sogar von 
Resolutions-Entwürfen für deutsche Medien-
Korrespondenten (insbesondere von dpa 
und ADN) oft schneller zu sein als die großen 
Amtssprachen-Dienste. Dank außerordentli­
cher und Außerstehenden unbekannt geblie­
bener Anstrengungen besonders des Leiters 
der Sektion, Dr. Ruprecht Paque, steht zum 
Beispiel der jeweilige Jahresbericht des UN-
Generalsekretärs Diplomaten und deutschen 
Korrespondenten zuverlässig gleichzeitig mit 
den Amtssprachen-Übersetzungen zwei bis 
drei Tage nach Fertigstellung des Original­
manuskripts in deutscher Übersetzung zur 
Verfügung — eine Leistung jenseits aller Ar­
beitsverträge und Arbeitszeitordnungen. 
Während im Lauf der Jahre Publikationen wie 
VEREINTE NATIONEN, >Europa-Archiv< und 
>Archiv der Gegenwart< in der Bundesrepu­
blik sowie Ös te r re ich und die Vereinten Na­
t i o n e n in Österreich in teils erheblichem 
Umfang von den inoff iziel len Vorauskopien< 
für ihre Dokumentationen Gebrauch mach­
ten, druckte die DDR in ihren Veröffentli­
chungen diese Texte von Anfang an nicht ab, 
ließen DDR-Repräsentanten sogar wissen, es 
sei nicht nötig, in Frage kommenden Orga­
nen wie >Deutscher Außenpol i t ik oder >Hori-
zont< diese Texte zuzustellen. Tatsächlich 
werden in der DDR UN-Dokumente oft erst 
Jahre nach dem Erscheinen der UN-offiziel­
len Bände und nicht in Fassung des Deut-
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sehen Übersetzungsdienstes der Vereinten 
Nationen, sondern in DDR-eigener Überset­
zung veröffentlicht. Schon vor Arbeitsauf­
nahme des Deutschen Übersetzungsdien­
stes hatte sich die DDR vorbehalten, in den 
Texten Wörter zu verändern oder eigene Ver­
sionen zu verbreiten. 

Die ursprünglich gemeinsam erklärte Absicht 
von 1974, durch offizielle, gleichlautende 
deutsche UN-Texte die »Arbeit von Regie-
rungs- und Verwaltungsstellen sowie von 
parlamentarischen Körperschaften« be­
trächtl ich zu erleichtern, Wissenschaftler da­
durch zu unterstützen und die »Aufmerksa­
men der Allgemeinheit« für die Vereinten Na­
tionen zu erhöhen, spielt offensichtl ich für 
die DDR eine bei weitem geringere Rolle, 
während die deutsche Übersetzungstätigkeit 
in New York für die Bundesrepublik und 
Österreich unentbehrlich geworden ist. Das 
Interesse der Schweiz ist vorhanden und 
wird durch Abonnements befriedigt. Es 
dürfte sich bei dem angestrebten Beitritt zu 
den Vereinten Nationen bis zu einer Kosten­
beteil igung steigern. 

•>Parteilichkeit<- vor ^Sentimentalitäten' 

Auch ideologische Probleme bei Überset­
zungen mag es geben — von DDR-Seite sind 
sie freilich nie öffentlich vorgetragen worden. 
Daher fällt es schwer, den Stellenwert des 
gelegentlich kolportierten Beispiels richtig 
einzuschätzen, dort wünsche man t r a n s n a ­
tional corporations< mit >transnationale Ge­
sel lschaf ten zu übersetzen statt mit >trans-
nationale Unternehmen«, um so das Ziel der 
osteuropäischen Regierungen zu fördern, 
deren staatseigene >Multis< aus dem seit 
Jahren unter anderem auch deswegen nicht 
abgeschlossenen UN-Verhaltenskodex für 
transnationale Unternehmen auszuklammern. 
Doch deutet einiges darauf hin, daß die DDR 
derartige Sprach- und Übersetzungsproble­
me aus >Parteilichkeit< höher bewertet als 
>Sentimentalitäten< einer einheitlich zu erhal­
tenden und fortzuentwickelnden deutschen 
Nationalsprache. Da die DDR etwa vorhande­
ne, aber öffentlich kaum zu identifizierende 
eigene sprachpolit ische Übersetzungskri te­
rien in einem Gemeinschaftsunternehmen 
mit Bonn und Wien nicht durchsetzen könnte 
— auch nicht durch eine(n) qualifizierte(n) 
DDR-Staatsbürger(in) als Leiter(in) des 
Dienstes, was (bei Einigkeit über den Zweck 
des Unternehmens) ungeachtet der finanziel­
len Minderheitsposit ion wegen der UN-Regie 
nicht völlig auszuschließen gewesen wäre — , 
ist ihr Rückzug nach eigener Interessenlage 
unter Angabe der offiziellen Gründe konse­
quent, wenn auch von jedem zu bedauern, 
dem die deutsche Sprache über politische 
und ideologische Grenzen hinweg besonde­
rer Pflege wert ist. 

An der Tatsache, daß es drei unterschiedli­
che deutsche Übersetzungen der UN-Charta 
gibt, läßt sich schon deshalb nichts ändern, 
weil sie mit den Beitr i t tsgesetzen der jeweili­
gen Staaten in deren Gesetzblätter einge­
gangen sind und damit ohne entsprechende 
parlamentarische Akte nicht vereinheitlicht 
werden können. Der von Weisungen der Mit­
gliedsregierungen freie Deutsche Überset­
zungsdienst im Sekretariat der Vereinten Na­
tionen hat sich beispielsweise nicht dem 
amtlichen Sprachgebrauch der Bundesrepu­
blik Deutschland angepaßt, der die engli­
schen Begriffe >convention< oder >agree-
ment< durchgehend mit >Übereinkommen< 

übersetzt, sondern dem amtlichen Sprachge­
brauch der DDR, der >Konvention< lautet. 
Dasselbe gilt für >resolution<, was amtlich in 
Bonn stets als >Entschließung< übersetzt 
wird. Für Wörter wie >Konvention< und R e ­
so lu t i on spricht auch das Argument interna­
tionaler (Fremdwort-)Geläufigkeit. 
Falschen, aber aus angeblich praktischen 
Gründen und zur Unterscheidung vom N a ­
tionalen Sicherhei tsrat der USA einst von 
deutschen aktuellen Medien geprägten Be­
griffen wie >Weltsicherheitsrat<, die noch 
nicht einmal eine Übersetzung sind, könnte 
eine ständige, im internationalen Zusammen­
hang stark vom Deutschen Übersetzungs­
dienst in New York geprägte sprach- und 
übersetzungskri t ische Diskussion entgegen­
wirken. An ihr können sich DDR-Bürger seit 
dem I.Januar 1982 leider nicht mehr unmit­
telbar beteil igen. Ansgar Skriver • 

St. Christoph: 158.Mitglied der UNO (36) 

Nicht mehr die Seschellen sind der nach Be­
völkerung und Fläche kleinste Mitgliedstaat 
der Vereinten Nationen; seit seiner per Ak­
klamation erfolgten Aufnahme in die Weltor­
ganisation am 23. September 1983 hat St. 
Christoph und Nevis mit schätzungsweise 
50 000 Einwohnern und einem Gebiet von 
262 Quadratkilometern Größe diesen Rang 
inne. Staatsform des jüngsten Gliedes der 
Staatengemeinschaft ist die konstitutionelle 
Monarchie; die britische Königin wird durch 
einen einheimischen Generalgouverneur ver­
treten. Eine föderative Struktur schützt die 
Interessen der Bewohner der kleineren Insel 
Nevis (benannt nach dem spanischen Namen 
der in Rom verehrten >Nuestra Senora de 
Nieves<, Unsere Frau vom Schnee), auf der 
einer der Gründungsväter der Vereinigten 
Staaten, Alexander Hamilton, geboren wur­
de. 

Rund ein Drittel der Bevölkerung lebt in der 
Hauptstadt Basseterre, die sich auf der 
Hauptinsel St. Christoph — der internationa­
len Öffentlichkeit bislang als >St. Kitts< be­
kannt — befindet. Hauptdevisenbringer sind 
der Tourismus und der Zucker. Zuckerrohr 
wird auf St. Christoph angebaut; auf Nevis 
gedeihen Gemüse, Baumwolle und Kokos­
palmen. Hohe Arbeitslosenrate und starke 

Nahost 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weite­
rer Einsatz der Interimstruppe für den 
Südlibanon. — Resolution 536 (1983) vom 
18.Juli 1983 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Anhörung der Erklärung des Mini­

sters für auswärtige Angelegenheiten 
der Republik Libanon, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
425 (1978) und 426 (1978) sowie alle späte­
ren Resolutionen über die Interims­
truppe der Vereinten Nationen im Liba­
non, 

— ferner unter Hinweis auf seine Resolu­
tionen 508 (1982), 509 (1982) und 520 
(1982) sowie alle weiteren Resolutionen, 

Auslandsabhängigkeit bis hin zur Nahrungs­
mitteleinfuhr kennzeichnen die sozioökono-
mische Lage auch dieses Karibikstaates. 
Den historischen Hintergrund teilt er eben­
falls mit seinen karibischen Nachbarn: ur­
sprüngliche Besiedlung durch Kariben (die 
die Hauptinsel Liamuiga, >die fruchtbare ln-
sel<, genannt hatten) und Arawaken, >Ent-
deckung< durch Christoph Kolumbus (nach 
dessen Namenspatron die Hauptinsel 
schließlich benannt wurde), Verschleppung 
von Afrikanern als Sklaven zum Nutzen der 
Kolonialwirtschaft. Von »engen Banden der 
Freundschaft, die mehr als 350 Jahre zurück­
reichen«, glaubte deshalb der Vertreter der 
bisherigen Kolonialmacht anläßlich der Ver­
abschiedung der Aufnahme-Empfehlung im 
Sicherheitsrat sprechen zu können. 
Die 1623 auf St. Christoph als erster Insel 
Westindiens etablierte britische Herrschaft 
erstreckte sich in den letzten eineinhalb 
Jahrzehnten direkt nur noch auf Verteidigung 
und Außenbeziehungen; mit St. Christoph 
und Nevis ist seit dem 19. September der 
letzte der mit Großbritannien in Form der As­
soziierung verbundenen Karibikstaaten un­
abhängig geworden. Die Verbindung von St. 
Christoph und Nevis mit Anguilla wurde Ende 
1980 gelöst; diese Insel ist zu einem modif i­
zierten Kolonialstatus zurückgekehrt. Schon 
vor der Unabhängigkeit gehörte St. Chri­
stoph und Nevis den verschiedenen Gemein­
schaftseinrichtungen der karibischen Com­
monwealth-Staaten an, so auch der aus dem 
Ministerrat der Westindischen Assoziierten 
Staaten hervorgegangenen OECS (Organiza­
tion of Eastern Caribbean States). Der am 
4.Juli 1981 gegründeten Organisation mit 
Sitz in Castries (St. Lucia) gehören die unab­
hängigen Staaten Antigua und Barbuda, Do­
minica, Grenada, St. Christoph und Nevis, St. 
Lucia sowie St. Vincent und die Grenadinen 
an, außerdem das Kolonialgebiet Montser-
rat. 

Ministerpräsident des 158. UNO-Mitglieds ist 
Dr. Kennedy Simmonds von der PAM (Peop­
le's Action Movement), die nach den Wahlen 
vom 18. Februar 1980 eine Koalition mit der 
NRP (Nevis Reformation Party) eingegangen 
war; die Opposit ion wird von der >Labour 
Party«, der vormaligen Regierungspartei, ge­
stellt. Redaktion • 

die er zur Lage im Libanon verabschie­
det hat, 

— in Bekräftigung seiner festen Unterstüt­
zung der territorialen Integrität, der Sou­
veränität und der politischen Unabhän­
gigkeit des Libanon innerhalb seiner in­
ternational anerkannten Grenzen, 

— nach Kenntnisnahme des Schreibens 
des Ständigen Vertreters des Libanon an 
den Präsidenten des Sicherheitsrats vom 
5.Juli 1983 (S/15868), 

— nach Prüfung des Berichts des General­
sekretärs (S/15863) und in Kenntnis­
nahme seiner Bemerkungen und seiner 
Empfehlung, 

1. beschließt, das gegenwärtige Mandat der 
Interimstruppe der Vereinten Nationen 
im Libanon um einen weiteren Interims­
zeitraum von drei Monaten, d.h. bis zum 
19.0ktober 1983, zu verlängern; 

Dokumente der Vereinten Nationen 
Nahost, UN-Mitgliedschaft, Zivilluftfahrt 
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2. fordert alle betroffenen Parteien auf, die 
Interimstruppe der Vereinten Nationen 
im Libanon bei der vollen Durchführung 
ihres in den Resolutionen 425 (1978) und 
426 (1978) und den diesbezüglichen Be­
schlüssen des Sicherheitsrats definier­
ten Mandats zu unterstützen; 

3. ersucht den Generalsekretär, dem Rat 
über die diesbezüglichen Fortschritte zu 
berichten. 

Abstimmungsergebnis: +13; —0; =2: Polen, 
Sowjetunion. 

UN-Mitgliedschaft 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Auf­

nahme von St. Christoph und Nevis in 
die Vereinten Nationen. — Resolution 
537(1983) vom 22.September 1983 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Prüfung des Antrags von St. Chri­

stoph und Nevis auf Aufnahme in die 
Vereinten Nationen (S/15989), 

> empfiehlt der Generalversammlung, St. 
Christoph und Nevis als Mitglied in die 
Vereinten Nationen aufzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Zivilluftfahrt 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Ab­

schuß eines koreanischen Verkehrsflug­
zeugs. — Resolutionsantrag S/15966/ 
Rev. 1 vom 12.September 1983 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung der Schreiben des am­

tierenden Ständigen Vertreters der Ver­
einigten Staaten von Amerika (S/15947), 
des Ständigen Beobachters der Republik 
Korea (S/15948), des Geschäftsträgers 
der Ständigen Vertretung Kanadas (S/ 
15949) und des Ständigen Vertreters Ja­
pans (S/15950) vom 1.September 1983 so­
wie des Schreibens des amtierenden 
Ständigen Vertreters Australiens (S/ 
15951) vom 2.September 1983, 

— zutiefst bestürzt darüber, daß ein Passa­
gierflugzeug der Korean Airlines auf ei­
nem internationalen Flug von einer so­
wjetischen Militärmaschine abgeschos­
sen wurde, wobei alle 269 Menschen an 
Bord ums Leben kamen, 

— mit dem Ausdruck seines tiefempfunde­
nen Mitgefühls für die Familien der Op­
fer dieses Zwischenfalls und mit der 
dringenden Bitte an alle beteiligten Par­
teien, den Familien als Akt der Mensch­
lichkeit bei der Bewältigung der Folgen 
dieser Tragödie beizustehen, 

— die Regeln des Völkerrechts bekräfti­
gend, durch welche die Sicherheit der in­
ternationalen Zivilluftfahrt bedrohende 
Gewaltakte verboten werden, 

— in Anerkennung der Bedeutung des 
Grundsatzes der territorialen Integrität 
sowie der Notwendigkeit, auf Verletzun­
gen des Luftraums eines Staates aus­
schließlich mit international vereinbar­
ten Verfahrensweisen zu reagieren, 

— unter Betonung der Notwendigkeit einer 
vollständigen und angemessenen, sich 
auf unparteiische Ermittlungen stützen­
den Erklärung der Fakten in Zusammen­
hang mit dem Zwischenfall, 

— in Anerkennung des völkerrechtlich ver­
ankerten Rechts auf angemessene Ent­
schädigung, 

1. beklagt zutiefst die Zerstörung des ko­
reanischen Verkehrsflugzeugs und den 
tragischen Tod der darin befindlichen Zi­
vilpersonen; 

2. erklärt, daß ein derartiger Einsatz be­
waffneter Gewalt gegen die internatio­

nale Zivilluftfahrt mit den Normen inter­
nationalen Verhaltens und den grundle­
genden Geboten der Menschlichkeit un­
vereinbar ist; 

3. bittet alle Staaten eindringlich, sich an 
die Intentionen und Ziele der Konven­
tion von Chicago über die internationale 
Zivilluftfahrt zu halten; 

4. begrüßt den Beschluß, zur Behandlung 
des Zwischenfalls im Zusammenhang 
mit der koreanischen Verkehrsmaschine 
eine dringende Sitzung des Rats der In­
ternationalen Zivilluftfahrt-Organisation 
(ICAO) einzuberufen; 

5. bittet alle Staaten eindringlich, die Inter­
nationale Zivilluftfahrt-Organisation un­
eingeschränkt dabei zu unterstützen, die 
internationale Zivilluftfahrt sicherer zu 
machen und zu verhindern, daß sich ein 
solcher Einsatz bewaffneter Gewalt ge­
gen die internationale Zivilluftfahrt wie­
derholt; 

6. bittet den Generalsekretär, in Konsulta­
tionen mit den entsprechenden interna-

Literahiriiinweis 
Spröte, Wolfgang / Wünsche, Harry: Die 
UNO und ihre Spezialorganisationen 

Berlin (Ost): Staatsverlag der Deutschen 
Demokratischen Republik 1983 
272 S., 36,- M 

Das vorliegende Buch, als ein einführendes 
Lehrbuch konzipiert, besteht aus insgesamt 
fünf Kapiteln, deren Anordnung nicht ganz 
einleuchtet. 
Kapitel 1 über >Theoretische Grundfragen 
der internationalen Organisationen bietet 
einen völkerrechtlich-theoretischen Über­
blick über Begriff und Rechtsstatus von in­
ternationalen Organisationen und Verträ­
gen und setzt bereits Kenntnisse über das 
System der Vereinten Nationen voraus. Erst 
dann erfolgt in Kapitel 2 ein Überblick über 
Entstehung, Ziele, Mitgliedschaft und 
Hauptorgane der UNO. Kapitel 3 ist ausge­
wählten nicht-ökonomischen Tätigkeitsfel­
dern (u. a. Abrüstung und Rüstungsbegren­
zung, Menschenrechtsfragen, Kampf gegen 
Kolonialismus und Apartheid, Weiterent­
wicklung des Völkerrechts) gewidmet. 
Daran schließt sich ein ausführliches Kapi­
tel 4 an, das Aufgaben und Tätigkeit der 
UNO auf ökonomischem und wissenschaft­
lich-technischem Gebiet behandelt und da­
bei ausgewählte Nebenorgane der UNO 
nach dem Schema 1. Entstehen und Enwick-
lung, 2. Aufgaben und Ziele, 3. Struktur und 
Arbeitsweise, 4. Tätigkeit und Ergebnisse 
darstellt (u.a. UNCTAD, UNIDO, UNDP, 
UNICEF und ECE). Im Kapitel 5 werden 
sämtliche Sonderorganisationen sowie die 
Internationale Atomenergie-Organisation 
behandelt. 
Abschließend folgt ein Anhang mit einer L i ­
ste der Mitgliedstaaten der UNO (Stand 
31.Dezember 1982) sowie drei vereinfachten 
Strukturschemata über das UN-System, die 
Generalversammlung und den Sicherheits­
rat. Ein Abkürzungsverzeichnis sowie ein 
Sachregister erleichtern die Arbeit des Le­
sers. Weiterführende Literaturangaben feh­
len leider. Dem westlichen, an einen Metho­
denpluralismus gewöhnten Leser fällt es 
immer wieder schwer, fachwissenschaftli­
che Arbeiten des Realsozialismus kritisch­
konstruktiv einzuordnen. Es fehlt eine me­
thodenkritische Auseinandersetzung mit 
entsprechender westlicher Literatur; statt 
dessen wird ein politischer und systemstabi­
lisierender Ansatz gewählt, der mit einem 
politisch-normativen Effektivitätsbegriff ar-

tionalen Gremien eine umfassende Un­
tersuchung der Umstände dieser Tra­
gödie anzustellen und sich dabei in dem 
Maße, in dem er dies für erforderlich 
hält, von Sachverständigen beraten zu 
lassen; 

7. bittet den Generalsekretär ferner, dem 
Sicherheitsrat binnen 14 Tagen über die 
Ergebnisse seiner Ermittlungen zu be­
richten; 

8. fordert alle Staaten auf, den Generalse­
kretär in vollem Umfang zu unterstützen 
und ihm damit die nach dieser Resolu­
tion durchzuführende Untersuchung zu 
erleichtern; 

9. beschließt, mit dieser Frage befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis vom 12. September 
1983: +9; - 2 : Polen, Sowjetunion; =4: 
China, Guyana, Nicaragua, Simbabwe. 
Wegen der ablehnenden Stimme eines 
Ständigen Mitglieds des Sicherheitsrats 
wurde der Antrag nicht angenommen 
(Veto). 

beitet und stets die Tendenzen aufzeigt, die 
für eine Entwicklung der Weltgesellschaft 
»zugunsten der antiimperialistischen und 
demokratischen Staaten« sprechen. Dabei 
bleibt gezwungenermaßen vieles an der 
Oberfläche hängen: Der westliche Leser 
muß zwischen den Zeilen lesen können. Be­
tont wird immer wieder die konstruktive 
Position der DDR und der sozialistischen 
Staatenwelt in der UNO; Widersprüche wer­
den schlicht negiert. Eine detaillierte Ana­
lyse der Verhaltensweise einzelner Staaten­
gruppen in der UNO im Zeitablauf wird 
nicht vorgenommen; statt dessen wird 
exemplarisch das Verhalten der USA 
(manchmal auch das der Bundesrepublik 
Deutschland und anderer westlicher Staa­
ten) zur Charakterisierung der imperia­
listischen Gegenposition herangezogen. 
Oftmals wird Kri t ik ohne nähere Begrün­
dung geäußert: etwa an der Amtsführung 
der beiden ersten Generalsekretäre (S. 99) 
oder an den Menschenrechtskonventionen 
(S. 123), wobei von »zum Teil erheblichen 
Mängeln« die Rede ist. 
Das Fakultativprotokoll zum Zivilpakt, das 
die Individualbeschwerde regelt, wird zwar 
genannt, aber nicht erläutert (S. 120). Der 
Kapitalentwicklungsfonds (UNCDF) wird 
zwar relativ ausführlich dargestellt (S. 156 
und S. 210-211); daß aber die sozialisti­
schen Staaten nichts beitragen und ihn da­
mit boykottieren, kann man nur indirekt er­
fahren. Das GATT wird lediglich entwick­
lungshistorisch kurz abgehandelt (S. 179), 
aber nicht als eine bestehende Institution 
des UN-Systems behandelt. Wenn die DDR 
Mitglied einer Sonderorganisation ist, wird 
dies ausdrücklich vermerkt, im umgekehr­
ten Fall viel seltener. Angaben über den 
Beitragsschlüssel der DDR und anderer so­
zialistischem Staaten zum UNO-Haushalt 
fehlen völlig; prozentuale Angaben über 
Beiträge zu freiwilligen UN-Programmen 
lassen sich, wenn überhaupt, nur im Um­
kehrschluß errechnen. Begründungen für 
die Auswahl der UN-Nebenorgane lassen 
sich nur erahnen (so fehlen UNWRA und 
UNHCR). 
Wer mehr über die DDR-Politik im UNO-
System erfahren wi l l oder auch darüber, 
wie über die UNO in der DDR gelehrt wird, 
dem gewährt das vorliegende Buch viele in­
teressante Einsichten. Wer vergleichende 
empirisch-statistische Analysen über Ab­
stimmungsverhalten, Vetos, finanzielle Bei­
träge und dergleichen sucht, der wird ent­
täuscht sein — allerdings fehlt ein entspre­
chendes einführendes Lehrbuch auch in der 
Bundesrepublik Deutschland seit langem. 

Klaus Hüfner • 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1983 (sch,uß> 

Exekutivausschuß des 
Programms des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge (41) 

Algerien 
Argentinien 
Australien 
Belgien 
Brasilien 
China 
Dänemark 
Deutschland, Bundesrepublik 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Heiliger Stuhl 
Iran 
Israel 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kolumbien 
Lesotho 
Libanon 
Madagaskar 
Marokko 
Namibia (Namibia-Rat) 
Nicaragua 
Niederlande 
Nigeria 
Norwegen 
Österreich 
Schweden 
Schweiz 
Sudan 
Tansania 
Thailand 
Türkei 
Tunesien 
Uganda 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

Ad-hoc-Ausschuß 
für den Indischen Ozean (47) 

Ägypten 
Äthiopien 
Australien 
Bangladesch 
Bulgarien 
China 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Dschibuti 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Irak 
Iran 
Italien 
Japan 
Jemen (Arabische Republik) 
Jemen (Demokratischer) 

168 

Jugoslawien 
Kanada 
Kenia 
Liberia 
Madagaskar 
Malaysia 
Malediven 
Mauritius 
Mosambik 
Niederlande 
Norwegen 
Oman 
Pakistan 
Panama 
Polen 
Rumänien 
Sambia 
Seschellen 
Singapur 
Somalia 
Sowjetunion 
Sri Lanka 
Sudan 
Tansania 
Thailand 
Vereinigte Arabische Emirate 
Vereinigte Staaten 

Ad-hoc-Ausschuß 
zur Ausarbeitung einer 
internationalen Konvention 
gegen die Anwerbung, den 
Einsatz, die Finanzierung und 
Ausbildung von Söldnern (35) 

Äthiopien 
Algerien 
Angola 
Bahamas 
Bangladesch 
Barbados 
Benin 
Bulgarien 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankreich 
Großbritannien 
Guyana 
Indien 
Italien 
Jamaika 
Japan 
Jemen (Demokratischer) 
Jugoslawien 
Kanada 
Mongolei 
Nigeria 
Portugal 
Sambia 
Seschellen 
Sowjetunion 
Spanien 
Suriname 
Togo 
Türkei 
Ukraine 
Uruguay 
Vereinigte Staaten 
Zaire 
1 z. Zt. unbesetzt 

Kommission der 
Vereinten Nationen für 
internationales Handelsrecht (36) 

Ägypten 
Algerien 
Australien 
Brasilien 
China 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankreich 
Großbritannien 
Guatemala 
Indien 
Irak 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kenia 
Kuba 
Mexiko 
Nigeria 
Österreich 
Peru 
Philippinen 
Schweden 
Senegal 
Sierra Leone 
Singapur 
Sowjetunion 
Spanien 
Tansania 
Trinidad und Tobago 
Tschechoslowakei 
Uganda 
Ungarn 
Vereinigte Staaten 
Zentralafrikanische Republik 
Zypern 

Kommission für den inter­
nationalen öffentlichen Dienst (15) 

Richard M. Akwei, 
Ghana 

Amjad Al i , Pakistan 
Michael O. Ani, 

Nigeria 
Anatoly Semenovich Chistyakov, 

Sowjetunion 
Gastön de Prat Gay, 

Argentinien 
Moulaye El Hassen, 

Mauretanien 
Ralph Enckell, 

Finnland 
Jean-Claude Fortuit, 

Frankreich 
Dayton Hull, 

Vereinigte Staaten 
Helmut Kitschenberg, 

Deutschland, Bundesrepublik 
Masao Kanazawa, Japan 
Jif i Nosek, 

Tschechoslowakei 
Antonio Fonseca Pimentel, 

Brasilien 
M. A. Vellodi, Indien 
Halima Warzazi, Marokko 
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PUBLICATIONS F R O M T H E 

U N I T E D NATIONS 
Are you aware of the extraordinary potential of United Nations Publications as a source of reference ? 

Among the many subjects covered by the United Nations Publications are International Relations, 

Disarmament, International Law and Trade, the World and Regional Economics, Social Problems, 

Human Rights, Demography, Statistics and other questions of international importance. 

Essential 

Information 
Definite studies for the evaluation of industrial projects : Manual for the 
Preparation of Industrial Feasibility Studies, Guidelines for Project Evaluation, 
Manual for Evaluation of Industrial Projects, Practical Appraisal of Industrial 
Projects,  

Facts from 

Figures 
Year after year, a wealth of resource material : Statistical Yearbook, Demo­
graphic Yearbook, National Accounts Statistics, Industrial Statistics, World 
Energy Statistics, International Trade Statistics, Constructions Statistics,  

Studies and 

Reports 
Assessment of the economy and analysis of contemporary problems : World 
Economic Survey, Economic Survey of Europe, Economic Survey of Latin 
America, World Industry in 1980, Comprehensive Study on Nuclear Weapons,, 

WORLD CONCERNS AND 
THE UNITED NATIONS 

J 

J 

World Concerns and the United Nations 

Modal Teaching Units for Primary, Secondary 
and Teacher Education 

World Concerns is the first United Nations Publication to 
provide model teaching units directly usable in the class­
room. The 26 units in the collection deal with the aims and 
activities of the United Nations and its system and exem­
plify a range of themes, approaches and methods through 
which to develop international understanding and support 
for the United Nations' world. The units are based on 
classroom theory and practices which have been found 
valuable in different world areas. Each unit deals with a 
topic from an international and local standpoint , linking 
it to a student's own interests. The book includes readings, 
extensive illustrations and other content usable in the 
classroom, as well as ideas for extending the units and pe­
dagogical comments. Its two years preparation involved 
several specialized United Nations Organizations, inclu­
ding UNESCQand education specialists in over forty 
countries. 

(Sales No. E.83.1.12) 

Truly your source of information — At very reasonable prices ! 

A complete catalogue is available upon request! 

UNITED NATIONS /tfa& PUBLICATIONS 
Room A-3315 

New York, N.Y. 10017 
Palais des Nations 
1211 Geneva 10, Switzerland 

M I T A R B E I T I N I N T E R N A T I O N A L E N O R G A N I S A T I O N E N 
Das Büro für Führungskräfte zu Internationalen 
Organisationen (BFIO) berät und informiert 
Interessenten über Vakanzen, Möglichkeiten 
und Voraussetzungen für den Dienst 
in Internationalen Organisationen 

Anfragen an BFIO in der 
ZAV- Zentralstelle für 
Arbeitsvermittlung 
Feuerbachstraße 44, 6000 Frankfurt a. M. 1 
Telefon 0611/71111 - Telex 04-11632 

TS liunijrs.itistjit für \ rbeh 

file:///rbeh


1 9 7 3 - 1 9 8 3 

Die UNO-Jubiläumsmedaille 
der Bundesrepublik Deutschland 

zur 10jährigen Mitgliedschaft bei den Vereinten Nationen 

O r i g i n a l g r ö ß e in G o l d 26 mm, in Silber 40 mm Durchmesser 

Limitierte Auflage von nur 1 900 Exemplaren, wahlweise ge­
prägt in reinem Feingold (24 Karat) oder massivem Feinsilber 
(999/1000). Prägung in Polierter Platte (PP), der höchstmög­

lichen numismatischen Qualität. 
Am 18. September 1973 wurde die Bundesrepublik Deutschland 
offiziell als Mitgliedsstaat der Vereinten Nationen (UNO) auf­
genommen. Wenige Tage später, am 26. September, hielt der 
damalige Deutsche Bundeskanzler Wil ly Brandt vor der U N -

Vollversammlung in New York seine Antrittsrede. 
Diese historische Szene ist auf der UNO-Jubiläumsmedaille 
der Bundesrepublik Deutschland in unvergänglichem Edel­
metall festgehalten. Die Medaillenrückseite trägt die Inschrift: 
„Bundesrepublik Deutschland, 10 Jahre Mitglied der Vereinten 

Nationen 1973-1983". 
Die Jubiläumsmedaille wird in einer ungewöhnlich streng be­
grenzten Auflage von nur 1 900 Exemplaren und nur in Polier­
ter Platte, der höchstmöglichen numismatischen Qualität, 

geprägt. 

SKünj-^nftitut GmbH 

Rindermarkt 7, 8000 München 33, Telefon 0 89/2630 65 

Bestellschein 
Die UNO-Jubiläumsmedaille 

Bitte senden Sie mir (10 Tage Rückgaberecht) 

Exemplare aus Feinsilber (999) 
ca. 30 g, zu 159- DM* 

Exemplare aus Feingold (24 Karat) 
ca. 8 g, 665,- DM* 

* inkl. MwSt., elegantem Etui, numeriertem 
Echtheitszertifikat, sowie aller Verpackungs- und 
und Versandkosten. 

Ich zahle I I per Nachnahme mit beiliegendem Scheck 

Name 

Straße 

PLZ/Ort 

Datum/Unterschrift 

»Von denen 
keiner spricht« 

Minderheiten werden in vielen Teilen 
der Welt verfolgt. Die Gesellschaft für 
bedrohte Völker', Menschenrechts-
organisation für bedrohte religiöse, 
rassische, ethnische Minderheiten 
protestiert gegen Menschenrechts­
verletzungen und tritt ein für Minder­
heitenschutz und Menschenrechte. 

Fordern Sie Informationen an z.B. über 
Aborigines, Armenier, Aramäer/Assyrer, 
Bahai, Buddhisten/Vietnam, Eritreer/Oro-
mos/Tigre, Jesidi, Krimtataren, Kosovo-
Albaner, Kurden, Indianer/Nord- und Süd­
amerika, Tamilen/Sri Lanka, Tibeter, Sinti/ 
Roma, Westpapuas und Osttimoresen. 

Gesellschaft 
für bedrohte Völker 

Gemeinnütziger Verein e.V. 
Postfach 2024 • 3400 Göttingen 

Tel.: (0551) 55822 
Postscheck Hamburg 297793-207 

3s)Wl äRün$-3nftintt, Postfach 569, 8000 M ü n c h e n 33 
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